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Einleitung. 


Die  weibliche  Hilfstätigkeit  in  der  Armenpflege  vom  Beginn 
des  Christentums  bis  zur  Einführung  des  Elberfelder  Systems. 

Die  Frauentätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  ist  keine 
moderne  Erscheinung,  sondern  sie  hat  bereits  eine  Geschichte  von 
zwei  Jahrtausenden,  ist  also  so  alt  wie  die  geordnete  Armenpflege  über- 
haupt. In  der  alten  Welt  gab  es  nur  bescheidene  Ansätze  zu  einer 
systematischen  Armenpflege.  Bezeichnend  für  die  allgemeine 
Stimmung  sind  Quintilians  Worte:  „Kannst  du  dich  vielleicht  so  tief 
herablassen,  daß  dich  die  Armen  nicht  anekelten?''  Und  in  einem 
Schauspiel  des  Plautus  heißt  es :  „Um  den  Bettler  macht  sich  übel 
verdient,  wer  ihm  zu  essen  und  zu  trinken  gi1)t;  denn  was  er  gibt,  ist 
verloren,  und  dem  Armen  verlängert  er  nur  ein  elendes  Leben."  Man 
verteilte  zwar  in  Griechenland  und  Rom  an  die  Notleidenden  Almosen, 
aber  weniger  um  den  Armen  zu  helfen,  als  aus  selbstsüchtigen 
Gründen,  um  dadurch  zu  hohem  Ansehen  zu  gelangen  oder  politischen 
Einfluß  auf  die  unteren  Klassen  zu  gewinnen.  Auch  gab  es  bereits 
öffentliche  Unterstützungen  für  die  im  Kriege  Verwundeten ;  ferner 
erhielten  in  Athen  die  minderbemittelten  Bürger  eine  Beihilfe  von 
I  oder  2  Obolen  aus  Staatsmitteln.  Aber  diese  Gaben  kamen  nicht 
allen  Hilfsbedürftigen  zugute,  sondern  nur  den  Athener  „Bürgern"', 
weswegen  man  von  einer  systematischen  Armenpflege,  deren  Aufgabe 
es  ist,  alle  Armen  mit  den  notwendigen  Existenzmitteln  zu  versehen, 
im  Altertum  nicht  reden  kann. 

Eine  solche  wirkliche  „Armenpflege"  setzte  erst  mit  dem  Christen- 
tum ein.  Der  Arme,  welcher  im  heidnischen  Altertum  verachtet  und 
verspottet,  dem  Elend  und  der  bitteren  Not  preisgegeben  war,  erhielt 
durch  die  Lehre  Christi  nicht  bloß  seine  volle  Menschenwürde  zurück, 
sondern  er  genießt  in  der  christlichen  Gesellschaft  eine  Bevorzugung. 
Seine  Hilflosigkeit  gibt  ihm  Anspruch  auf  zuvorkommende  Berück- 
sichtigung.^) 

Damit  war  nun  aber  keineswegs  gesagt,  daß  jedem  Notleidenden, 
der  um  Hilfe  bat,  kritiklos  Almosen  gespendet  werden  sollte.  Viel- 
mehr war  die  Armenpflege  aufs  beste  organisiert,  um  den  Armen  in 
der  richtigen  Weise  zu  helfen.     Straffe  Zentralisierung  und 


^)  Ratzinger:  Geschichte  der  kirchlichen  Armenpflege.    S.  14. 
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möglichst  große  Individualisierung  zeichneten  die  christliche 
Armenpflege  in  den  ersten  Jahrhunderten  aus.  Die  Zentralisierung 
wurde  dadurch  erreicht,  daß  die  Leitung  des  ganzen  Armen wesens 
innerhalb  einer  Gemeinde  in  den  Händen  des  betreffenden  Bischofs 
lag.  Ihm  wurden  von  den  vermögenden  Gemeindemitgliedern  die 
Gaben  übermittelt,  und  er  ließ  sie  dann  durch  seine  Diakone  un^i 
Diakonissen  an  die  Bedürftigen  verteilen.  Hier  begegnen  wir  zum 
erstenmal  der  weiblichen  Mitarbeit  in  der  Armenpflege.  Sie  war  des- 
halb nötig,  weil  nach  griechisch-römischer  Sitte  Männern  der  Zutritt 
in  die  Frauenwohnungen  nicht  gestattet  war  und  daher  leicht  zu  übler 
Nachrede  Anlaß  geben  konnte.  Zu  den  Frauen  schickte  daher  der 
Bischof  eine  Diakonisse  ins  Haus. 

Diese  Diakonissen  waren  zum  größten  Teil  Jungfrauen,  zum 
kleineren  Teil  arme  Witwen,  die  von  der  Gemeinde  unterhalten  werden 
mußten.  Jedoch  wurden  unter  diesen  Witwen  nur  einige  wenige  zu 
Diakonissen  ausgewählt,  nämlich  solche,  die  nur  einmal  verheiratet 
gewesen,  ihre  Kinder  gut  erzogen  hatten  und  in  ihrem,  früheren  Leben 
überhaupt  schon  eifrig  Werke  der  Barmherzigkeit  geübt  hatten. 
Außerdem  mußten  sie  über  60  Jahre  alt  sein;  später  wurde  dieses  Alter 
auf  40  Jahre  herabgesetzt.  Alle  Diakonissen  mußten  das  Gelübde 
ablegen,  fortan  ehelos  zu  leben. 2) 

Die  Diakonissen  nahmen  für  den  weiblichen  Teil  der  Gemeinde 
ganz  dieselbe  Stellung  ein,  wie  für  den  männlichen  die  Diakone.  Sie 
untersuchten  die  Verhältnisse  der  weiblichen  Armen  und  berichteten 
darüber  dem  Bischof  und  vermittelten  dann  die  notwendige  Unter- 
stützung. Auch  wurde  bereits  ein  Verzeichnis  der  Unterstützten 
(matricula)  nach  Namen,  Stand,  Alter  und  Geschlecht  durch  die 
Diakone  und  Diakonissen  geführt. 

Es  galt  nicht  nur,  durch  eine  einmalige  Gabe  dem  augenblicklichen 
Elend  zu  steuern,  sondern  durch  planmäßige  Hilfe  und  persönliche 
Teilnahme  den  Armen  wieder  aufzuhelfen  und  sie  möglichst  zur  wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit  zurückzuführen.  Diese  Art  der  Armen- 
pflege, wie  sie  in  den  ersten  Jahrhunderten  in  der  christlichen  Kirche 
geübt  wurde,  war  geradezu  mustergültig  und  ist  in  ihren  Grund- 
prinzipien bisher  durch  nichts  übertroffen  worden. 

Aber  mit  dem  ständigen  Wachsen  der  Kirche  trat  auch  ein 
Umschwung  in  der  Armenpflege  ein.  Die  Zahl  der  zur  Gemeinde  ge- 
hörenden Armen  wuchs  bedeutend;  es  waren  viele  Tausende,  die  von 
den  Gaben  der  Kirche  lebten.  Zur  Zeit  des  Ghrysostomus  wurden 
allein  in  Antiochien  3000  Witwen  und  Jungfrauen  unterstützt.  Um 
diese    Arbeit    zu    bewältigen,    wurde    die    Zahl    der    Diakone  und 


-)  Lallemand:  Histoire  de  la  Charite.    S.  27. 
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Diakonissen  ständig"  vergrößert.  In  Konstantinopel  arbeiteten  zur 
Zeit  Justinians  an  der  Sophienkirche  40  Diakonissen  neben 
100  Diakonen.  Aber  die  individualisierende  Armenpflege  war  nicht 
mehr  durchführbar,  und  an  ihre  Stelle  trat  ein  massenhaftes  Almosen- 
geben. Die  Diakone  und  Diakonissen  halfen  zwar  noch  in  der  alten 
Weise  bei  der  Verteilung  der  Unterstützungen,  aber  sie  waren  doch 
nicht  mehr  wie  früher  Augen  und  Hände  des  Bischofs.  Es  lebten 
gerade  damals  mehrere  hochgepriesene  Diakonissen,  wie  Macrina,  die 
Schwester  Gregors  von  Nyssa,  und  vor  allem  die  Schülerin  des 
Chrysostomus :  Olympias.  Aber  ihre  Wohltätigkeit  ist  doch  schon 
mehr  eine  rein  private.^) 

Der  Kirche  flössen  zwar  gerade  jetzt,  wo  das  Christentum  zur 
Staatsreligion  erhoben  war,  sehr  große  Mittel  zu,  und  der  Hauptzweck 
des  Kirchenvermögens  war  noch  immer  die  kirchliche  Armenpflege. 
Aber  die  Verwaltung  des  Vermögens,  das  zum  großen  Teil  aus  Liegen- 
schaften bestand,  war  recht  schwierig  und  machte  den  Bischöfen  viel 
Arbeit,  so  daß  sie  die  Leitung  des  Armenvvesens  vernachlässigten. 
Auch  wuchs  die  Begehrlichkeit  vieler  Bischöfe  nach  irdischen  Gütern 
immer  mehr,  und  sie  wandten  diesen  ihr  ganzes  Interesse  zu. 

Kurzum,  die  beiden  Hauptmerkmale  der  christlichen  Hausarmen - 
pflege :  Zentralisation  und  Individualisierung  verschwanden,  und  die 
Bedeutung  der  Armenpflege  sank.  Sie  erhielt  zwar  jetzt  eine  Er- 
gänzung durch  die  Anstaltspflege,  da  zahlreiche  sogenannte  Hospitäler 
oder  Xeno4ochien  gegründet  wurden,  in  denen  Kranke  gepflegt,, 
Fremde  beherbergt  und  obdachlose  Arme  aufgenommen  wurden. 
Aber  dieser  generalisierende  Charakter  der  Anstalten  widersprach 
natürlich  aufs  schärfste  dem  Grundsatze  einer  rationellen  Armen- 
fürsorge.*) 

Zahlreiche  dieser  Hospitäler  entstanden  in  Klöstern,  und  die 
Mönche  bzw.  Nonnen  übten  dort  Armen-  und  Krankenpflege.  So 
wurde  das  Institut  der  Diakonissen  allmählich  von  den  Frauenklöstern 
absorbiert. 

Die  kirchliche  Gemeinde  armenpflege  verschwand  in  den 
folgenden  Jahrhunderten  fast  ganz,  und  der  Verfall  der  Klöster  zog* 
auch  eine  Vernachlässigung  der  Anstaltsarmenpflege  nach  sich.  Karl 
der  Große  machte  den  Versuch,  die  Armenpflege  wieder  in  geordnete 
Bahnen  zu  lenken ;  aber  seine  Bemühungen  hatten  keinen  dauernden 
Erfolg,  soweit  es  sich  um  die  Wiederbelebung  der  früheren  Haus- 
armenpflege handelte.  Jedoch  war  seine  durchgreifende  Reform  der 
Klöster  von   nachhaltiger  Wirkung,   auch   in   betrefY   der  von  den 


3)  Uhlhorn:  Die  christl.  Liebestätigkeit,  i.  Bd.  S.  260. 
*)  Weber:  Armenwesen  und  Armenfürsorge.    S.  10. 
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Klöstern,  namentlich  den  Frauenklöstern,  geübten  Armenfürsorge. 
Die  Pflege  der  Fremden  und  die  Sorge  für  die  Armen  trat  in  den 
Regeln  der  Nonnenklöster  noch  mehr  in  den  Vordergrund  als  bei 
den  Mönchen.  Das  weibliche  Geschlecht  fühlte  sich  zu  den  Werken 
der  Barmherzigkeit  von  jeher  mehr  hingezogen  als  das  männliche,  und 
diesem  Zuge  hatte  man  auch  hier  Rechnung  getragen.  Es  mußte  sich 
jetzt  in  jedem  Kloster  ein  Hospital  befinden,  in  welchem  die  Armen 
der  Umgebung  Nahrung  erhielten  und  die  Arbeitsunfähigen  und 
Altersschwachen  lebenslänglich  versorgt  wurden.^) 

Die  Klöster  wurden  in  der  Folgezeit  die  Zentralpunkte  der 
gesamten  Armenfürsorge,  und  ein  Glanz  ohnegleichen  umgab  ihre 
Armenpflege  und  Wohltätigkeit,  insbesondere  im.  zwölften  und  drei- 
zehnten Jahrhundert.  Dann  aber  hörte  die  kirchliche  Armenpflege, 
wie  sie  durch  die  Karolingische  Gesetzgebung  geregelt  worden  war, 
allmählich  auf.  Die  Klöster  sorgten  zwar  noch  für  die  Armen,  übten 
aber  dabei  keine  strenge  Kontrolle  mehr.  Ähnlich  war  es  mit  der 
privaten  Wohltätigkeit  bestellt.  So  wurde  durch  das  vollständig 
kritiklose  Almosengeben  ein  furchtbares  Bettelunwesen  großgezogen. 
„Es  ist  ein  solch  Betteln  in  allen  Landen  und  Städten,  daß  eine  Schand 
ist,  und  kommt  nirgend  anders  her,  als  allein  aus  Fahrlässigkeit  der 
Obrigkeit,  die  in  solcher  Sach  kein  Einsehen  hat  und  läßt  jedermann 
betteln,  wer  Lust  hat,  zu  betteln,''  schreibt  Geiler  von  Kaisersberg. 

Es  ergab  sich  daher  für  die  bürgerliche  Gesellschaft  die  Not- 
wendigkeit, gegen  diese  der  Allgemeinheit  drohenden  Gefahren  im 
öffentlichen  Interesse  einzuschreiten  und  das  Gemeinwesen  vor  den 
Bettlerscharen  zu  schützen.  Nicht  von  der  Kirche  erwartete  man 
Hilfe,  denn  diese  war  durch  ihr  ungeregeltes  Almosengeben  an  dem 
Bettelwesen  mitschuldig,  sondern  der  Staat  w^ar  dazu  berufen,  die  Neu- 
organisation der  Armenpflege  vorzunehmen. 

Es  wurden  zunächst  von  den  Städten  zahlreiche  Bettelordnungen 
erlassen,  die  aber  zunächst  vorwiegend  die  negative  Seite  des  Armen- 
wesens, die  Armenpolizei,  vertraten,  im  Gegensatz  zu  der  von 
den  kirchlichen  Pflegeorganen  lediglich  geübten  positiven  Seite,  der 
Armen  Unterstützung.  Die  Fürsorge  für  die  Armen  wurde 
jetzt  nicht  aus  Gründen  der  christlichen  Liebe,  sondern  hauptsächlich 
aus  wirtschaftlichen  und  polizeilichen  Gründen  geübt.  Aber  immer 
mehr  sah  sich  die  staatliche  Gewalt  zu  dem  Eingeständnis  genötigt, 
daß  es  Pflicht  sei,  nicht  nur  die  Allgemeinheit  vor  den  unwürdigen 
Bedürftigen  zu  schützen,  sondern  auch  dafür  zu  sorgen,  daß  die 
würdigen  Armen  überall  im  Lande  die  erforderliche  Hilfe  fänden. 


^)  Ratzinger:  Geschichte  der  kirchlichen  Armenpflege.    S.  211. 
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Damit  ging  der  Staat  zur  eigentlichen  Armenpflege  über.  An 
die  Stelle  des  imterschiedslosen  Gebens  trat  der  Versuch  einer 
geregelten  Versorgung  der  Armen  auf  grund  einer  genauen  Prüfung 
ihrer  Verhältnisse.  Nicht  auf  den  Gebenden  und  die  Förderung  seines 
Seelenheils  kam  es  mehr  an,  sondern  auf  die  Förderung  des  Armen, 
dem  nach  seinem  Bedürfnis  geholfen  werden  sollte. 

Auch  Luther  trat  mit  aller  Kraft  für  eine  systematische  Armen- 
pflege ein.  Er  bezeichnete  es  „als  der  größten  Nöten  eine,  daß  aller 
Bettelei  abgetan  würde  in  der  ganzen  Christenheit"  und  legte  be- 
sonderen Nachdruck  auf  das  Maß  des  Gebens:  „Es  ist  genug,  daß 
ziemlich  die  Armen  versorgt  seien,  dabei  sie  nit  Hungers  sterben  oder 
erfrieren.  Es  fügt  sich  nit.  daß  Einer  auf  des  Anderen  Arbeit  müßig 
gehe.  Es  ist  Niemand  von  der  Anderen  Güter  zu  leben  verordnet. 
Wer  arm  sein  will,  soll  nit  reich  sein;  will  er  aber  reich  sein,  so  greif 
er  mit  der  Hand  an  den  Pflug  und  suchs  ihm  selber  aus  der  Erden." 
.  Ein  vollständiges  Programm  der  Armenpflege  gab  Luther  in  der 
Schrift  „an  den  Adel  deutscher  Nation",  das  allerdings  nur  sehr  unvoll- 
kommen ausgeführt  wurde.  Auch  hatte  er  versucht,  das  altchristliche 
Diakonat  wieder  zu  beleben  und  besonders  auch  den  Frauen  wieder 
Zugang  dazu  zu  verschaften,  denn  „die  Neigung,  sich  anderer  zu 
erbarmen,  hat  das  w^eibliche  Geschlecht  an  sich  mehr  als  die  Männer". 
Diese  Anregungen  sind  allerdings  nicht  sämtlich  verwirklicht  worden ; 
insbesondere  die  Hilfstätigkeit  der  Frauen  mußte  sich  auch  weiterhin 
auf  rein  privates  Almosengeben  beschränken. 

Die  einzelnen  Städte  erließen  jetzt  Armenordnungen,  wonach 
Pfleger  angestellt  wurden,  welche  die  Verhältnisse  der  Unterstützungs- 
bedürftigen prüfen  sollten.  Die  ersten  von  der  Stadt  angestellten 
Armenpfleger  finden  wir  1437  in  Frankfurt  a.  M.,  1522  folgten  Augs- 
burg und  Nürnberg,  1523  Breslau  und  bald  darauf  vStraßburg  und 
Magdeburg.  Im  17.  und  18.  Jahrhundert  fanden  in  vielen  Städten 
Reformen  statt,  die  zum  Teil  recht  guten  Erfolg  hatten,  besonders  in 
Hamburg  und  Kiel,  wo  die  noch  heute  bestehende  ,, Gesellschaft  der 
Armenfreunde"'  gegründet  wurde.  Überall  fanden  sich  Mitarbeiter,  die 
ihre  Kraft  und  Zeit  in  den  Dienst  der  Armenpflege  stellten. 

Auffallend  ist  das  vollständige  Zurücktreten  des  weiblichen 
Geschlechts.  In  Kiel  wurde  1794  die  Frage  aufgeworfen,  ob  man  nicht 
zur  „Gesellschaft  der  Armenfreunde"  auch  Frauen  zuziehen  sollte. 
In  den  Verhandlungen  darüber  wird  zwar  „das  Zartgefühl,  die  Wärme, 


Auch  in  Leipzig  entstand  1803  ein  sogenanntes  Armenkollegium, 
in  welchem  sich  Bürger  der  Stadt  vereinten,  um  sich  persönlich  von  der 
Bedürftigkeit  der  Armen  zu  überzeugen  und  ihnen  Unterstützungen  zu 
übermitteln. 


Geduld  und  Treue,  die  Scharfsichtigkeit  und  Empfindsamkeit  des 
anderen  Geschlechts  anerkannt,  aber  man  hält  seine  Mitarbeit  doch 
für  unpassend  und  fürchtet  namentlich  das  Übergewicht,  welches  das 
^^'ollen  eines  reizenden  und  talentvollen  Frauenzimmers  fast  immer 
über  das  Wollen  der  Männer  hat". 

Eine  Ausnahme  von  diesem  Standpunkt  finden  wir  in  den  höchst 
interessanten  Einrichtungen  der  holländischen  kirchlichen  und 
kommunalen  Wohlfahrtspflege,  zu  denen  bereits  in  der  zweiten  Hälfte 
des  i6.  Jahrhunderts  Frauen  zugezogen  wurden.  Ihre  Aufgabe  bestand 
in  der  Fürsorge  für  die  häuslichen  Bedürfnisse  der  Armen  und  die 
AVahrung  der  sittlichen'  Interessen  von  Frauen  und  Kindern.  Sie 
geboten  vollkommen  selbständig  über  die  dazu  nötigen  Nüttel  und 
teilten  sich  in  die  übrige  A'erwaltung  mit  den  Männern.  Es  handelt 
sich  hier  nicht  um  Ordensschwestern,  sondern  meist  um  verheiratete 
Frauen,  die  neben  ihren  eigenen  häuslichen  Pflichten  der  ölYentlichen 
Tätigkeit  nachkamen.  Der  Grund  für  diese  Ausnahmestellung- 
Hollands  liegt  in  dem  damaligen  großen  Aufschwung,  den  das  Land 
nach  der  spanischen  Gewaltherrschaft  nahm,  wo  die  Kräfte  der  Männer 
bis  aufs  äußerste  angestrengt  wurden.  In  richtiger  Erkenntnis  der 
Sachlage  -wurde  daher  den  Frauen  ein  Anteil  an  den  öffentlichen 
Ehrenämtern  gewährt,  den  sie  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  bewahrt 
haben.'^) 

Sonst  taucht  nirgends  der  Gedanke  an  eine  Mitarbeit  der  Frau 
auf,  und  es  mußten  noch  loo  Jahre  vergehen,  bis  man  zur  allgemeinen 
Verwirklichung  dieser  Idee  schreiten  konnte.  Die  Frau  war  eben  für 
das  Haus  da  und  durfte  aus  dessen  engen  Schranken  nicht  heraus- 
treten. Erst  die  Begeisterung  der  Freiheitskriege  durchbrach  diese 
Enge.  Während  die  Männer  in  den  großen  Kampf  hinauszogen, 
bildeten  sich  auf  Anregung  der  königlichen  Prinzessinnen  Frauen- 
vereine zum  Wohle  des  Vaterlandes,  wie  „der  Mädchenverein  unge- 
nannter Schwestern",  „der  stille  wohltätige  Verein"  u.  a.  Sie 
sammelten  Gaben  aller  Art,  um  die  Soldaten  ausrüsten  zu  helfen, 
sorgten  für  die  Pflege  der  Verwundeten  und  halfen  den  Zurück- 
bleibenden. Diese  Vereine  blieben  dann  auch  nach  dem  Kriege 
bestehen  und  wandten  sich  der  Armen-  und  Krankenpflege  zu. 

Um  diese  Zeit  kam  auch  ein  Institut  nach  Deutschland,  das  in 
Frankreich  bereits  seit  1633  außerordentlich  segensreich  gewirkt  hatte, 
nämlich  die  Genossenschaft  der  barmherzigen  Schwestern. 
Sie  unterschieden  sich  von  den  Klosterfrauen  der  Karolingerzeit  da- 
durch, daß  sie  nicht  bloß  die  Armen-  und  Krankenpflege  in  den 
Hospitälern  übernahmen,  sondern  nach  dem  Muster  der  altchristlichen 
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Gemeinden  auch  wieder  die  so  segensreiche  Hausarmenpfiege  ausübten. 
In  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hatten  diese  Schwestern  in  vielen 
großen  Städten  Frankreichs  die  gesamte  Armenpflege  unter  sich  und 
bewährten  sich  ganz  ausgezeichnet. 

Vor  der  französischen  Revolution  waren  sie  fast  ausschließlich 
auf  Frankreich  beschränkt,  wo  sie  425  Niederlassungen  hatten. 
Während  der  Schreckensjahre  wurden  sie  dort  hart  verfolgt  und  viele 
ihrer  Niederlassungen  vernichtet.  Unter  Napoleon  breiteten  sie  sich 
aber  wieder  schnell  aus  und  fanden  auch  in  Italien,  Österreich  und 
Deutschland  Eingang.  Auch  hier  gründeten  sie  große  Niederlassungen 
mit  Kranken-,  Waisen-  und  Armenhäusern,  beschränkten  sich  aber 
nicht  darauf,  sondern  übten  auch  offene  Armenpflege,  suchten  die 
Armen  in  ihren  Wohnungen  auf,  überzeugten  sich  von  dem  Grade 
ihrer  Bedürftigkeit  und  brachten  ihnen  Unterstützungen.  Auch  auf 
dem  Gebiete  der  vorbeugenden  Armenpflege  haben  sie  vorbildlich 
gewirkt.  Es  sei  da  an  die  Krippen,  Kinderhorte,  Rettungsanstalten 
für  verwahrloste  Mädchen  usw.  erinnert,  die  sie  gegründet  haben. 
Bischof  Ketteier  von  Mainz  berichtet  über  die  barmherzigen 
Schwestern  im  Bistum  Münster,  daß  dort  in  den  8  Jahren  von  1842 
bis  1850  20  Häuser  für  Arme,  Kranke  und  für  die  Erziehung  armer 
Kinder  aus  freiwilligen  Beiträgen  entstanden  waren.  1851  waren 
10  Häuser  in  der  Errichtung  begriffen,  woraus  die  ungeheure  Zu- 
nahme der  Anstalten  und  des  Wohltätigkeitssinnes  der  Bevölkerung 
erhellt.8) 

Auch  auf  evangelischer  Seite  fühlte  man  das  Bedürfnis,  das  alt- 
christliche Diakonat  wieder  zu  beleben.  Pastor  Fliedner  in  Kaisers- 
wörth war  es,  der,  angeregt  einerseits  durch  die  Erfolge  der  weiblichen 
Mitarbeit  in  den  niederländischen  Gemeinden  und  andererseits  durch 
die  erfolgreiche  Tätigkeit  der  barmherzigen  Schwestern,  nach  deren 
Muster  das  Diakonisseninstitut  gründete.  Dasselbe  machte 
sich  ebenfalls  Armen-  und  Krankenpflege*  zur  Aufgabe.  Der  Schwer- 
punkt lag  auch  hier  in  der  Anstaltspflege ;  jedoch  wurde  auch  eine 
große  Anzahl  von  Diakonissen  in  die  Gemeinden  zur  öffentlichen 
Armenpflege  entsandt. 

Neben  diesen  beiden  großen  weiblichen  Genossenschaften,  welche 
die  Armen-  und  Krankenpflege  beruflich  ausübten,  bildeten  sich  jetzt 
auch  viele  Vereine  —  zunächst  meist  konfessionell  streng  geschieden 
und  den  einzelnen  Kirchengemeinden  angegliedert  — ,  in  denen  Frauen 
und  Jungfrauen  aus  allen  Ständen  sich  armenpflegerisch  betätigten. 
Auf  katholischer  Seite  ist  hier  der  E  1  i  s  a  b  e  t  h  v  e  r  e  i  n  zu  nennen, 
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der  in  Hunderten  von  lokalen  Vereinen  eine  ungeheure  Ausdehnung 
erlangt  hat.  Die  ersten  Elisabethvereine  entstanden  1842  in  München, 
1843  in  Trier  und  1848  in  Cöln.  Jedes  Vereinsmitglied  ist  verpflichtet, 
einige  arme  Familien  zu  übernehmen,  sie  in  ihrer  Wohnung  zu 
besuchen  und  ihnen  Unterstützungen  und  geistigen  Trost  zu 
bringen.  Vorzugsweise  handelt  es  sich  hier  also  um  Hausarmen- 
pflege; jedoch  wurden  dann  auch  Wohlfahrtsanstalten  aller  Art  ein- 
gerichtet. Ähnlich  war  die  Tätigkeit  der  evangelischen  Frauenvereine, 
insbesondere  der  „Frauenhilfe". 

Diese  Kongregationen  und  Vereine  waren  von  der  größten  Be- 
deutung, nicht  nur  wegen  ihrer  fruchtbaren  praktischen  Tätigkeit, 
sondern  auch  durch  das  Vorbild  und  die  Anregung,  die  sie  für  die 
weibliche  Mitarbeit  in  der  gesamten  Armen-  und  Wohlfahrtspflege 
überhaupt  gegeben  haben. 

In  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ging  allerdings  die  ganze 
Armenpflege  erheblich  zurück.  Die  bestehenden  freien  Vereine  ver- 
knöcherten mehr  und  mehr,  und  auch  in  der  Tätigkeit  der  Armen- 
verbände fehlte  jeder  frische  Zug.  Von  epochemachender  Bedeutung 
war  daher  die  Einführung  des  Elberfelder  Systems,  das  1852 
von  Daniel  von  der  Heydt  geschaffen  wurde.  Dasselbe  stellt  eine 
geeignete  Verbindung  der  kommunalen  Armenpflege  mit  der  Arbeit 
von  Privatpersonen  her.  Die  Verwaltung  bleibt  in  den  Händen  der 
Gemeinde  ;  die  Pflegetätigkeit  aber  wird  ausschließlich  Ehrenbeamten 
übertragen,  weswegen  man  das  Elberfelder  System  auch  häufig  kurz- 
weg das  „Ehrenamtliche  System''  nennt. 

Die  Hauptprinzipien  dieses  Systems  sind: 

1.  Eine  möglichst  große  Individualisierung.  Es  sollen 
daher  keinem  Armenpfleger  mehr  als  vier  Arme  überwiesen 
werden,  damit  er  sich  mit  seinen  Pfleglingen  recht  eingehend 
beschäftigen  kann.  Die  Stadt  wird  zu  diesem  Zweck  in  zahl- 
reiche Bezirke  eingeteilt  und  die  Bezirke  wieder  in  Quartiere. 
Jedem  Bezirk  steht  ein  Vorsteher,  jedem  Quartier  ein 
Pfleger  vor. 

2.  Eine  Dezentralisierung  der  Armenpflege.  Die 
Armenpfleger  sind  nicht  bloße  Ausführungsorgane  der 
Gemeinde,  sondern  sie  vereinigen  sich  in  den  Bezirksversamm- 
lungen zu  selbständiger  Beschlußfassung  über  die  Art  und 
Höhe  der  Unterstützungen. 

Von  der  Heranziehung  ehrenamtlicher  Pfleger  aus  den  ver- 
schiedenen Kreisen  der  Bevölkerung  erhoffte  man  eine  starke  Be- 
lebung der  pflegerischen  Tätigkeit,  die  der  öffentlichen  Armenpflege 
so  not  tat. 


An  die  Mitarbeit  der  Frauen  dachte  man  zunächst  noch  gar  nicht, 
einerseits  weil  die  Frauen  dem  öf¥entUchen  Leben  noch  sehr  fern 
standen,  andererseits  weil  man  ihre  Weichherzigkeit  und  damit  eine 
Vermehrung  der  Armenlasten  fürchtete.  Und  doch  wurde  gerade 
das  Elberfelder  System  die  Grundlage  für  die  Heranziehung  der 
Frauen  zur  städtischen  Armenpflege.  Die  starke  Individualisierung, 
die  dem  System  zugrunde  liegt,  und  die  Ausschaltung  aller  Berufs- 
beamten machte  eine  sehr  große  Zahl  von  Armenpflegern  erforderlich 
und  gab  den  Grund  zur  Mitarbeit  der  Frauen. 


I.  Teil. 

Die  gesetzlichen  Grundlagen. 

a)  Das  Reichsgesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz. 

Der  Grundsatz  einer  öffentlich-rechtlichen  Fürsorgepflicht  des 
Staates  gegenüber  den  Armen  fand  in  Deutschland  zum  erstenmal 
im  preußischen  Landrecht  von  1794  seinen  Ausdruck.  Jetzt  ist  für 
die  Regelung  der  öffentlichen  Armenpflege  in  Deutschland  das 
Reichsgesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz 
vom  6.  Juni  1870  grundlegend,  modifiziert  durch  die  Novellen  vom 
12.  März  1894  und  vom  30.  Mai  1908.  Es  ist  jetzt  in  allen  deutschen 
Bundesstaaten  eingeführt.  Durch  dieses  Gesetz  wird  jedem  deutschen 
Staatsangehörigen  ,  der  vorübergehend  oder  dauernd  nicht  in  der  Lage 
ist,  für  sich  selbst  zu  sorgen,  der  unentbehrliche  Lebensunterhalt 
zugesichert.  Die  V erpflichtung  zur  Unterstützung  fällt  denjenigen 
Gemeinden  zu,  wo  der  Arme  seinen  Unterstützungswohnsitz  hat, 
•d.  h.  wo  er  nach  dem  vollendenden  16.  Lebensjahre  zuletzt  mindestens 
ein  Jahr  ununterbrochen  gewohnt  hat. 

Die  Organe  der  öffentlichen  Armenpflege  sind 
die  Orts-  und  Landarmenverbände.  Die  Vorschriften 
über*  Zusammensetzung  und  Einrichtung  dieser  Verbände,  über  die 
Grundzüge  der  Armenpflege  und  die  Mittel  der  Armenversorgung 
werden  der  landesgesetzlichen  Regelung  anheimgestellt;  das  Unter- 
stützungswohnsitzgesetz sagt  darüber  nichts.  Die  einzelnen  Bundes- 
staaten haben  Ausführungsgesetze  zum  Unterstützungswohnsitzgesetz 
erlassen;  doch  enthalten  diese  nur  zum  Teil  und  nur  ganz  allgemein 
gehaltene  Bestimmungen  über  die  Organisation  der  Armenpflege  und 
über  die  Heranziehung  von  weiblichen  Hilfskräften.  Alles  Nähere 
bleibt  den  Gemeindeverwaltungen  vorbehalten,  die  dann  ihrerseits 
Armenverordnungen  erlassen. 

b)  Die  Ausführungsgesetze  der  einzelnen  Bundesstaaten  und 
ihre  Bestimnnungen   über  die  Möglichkeit  der  Heranziehung 
von  Frauen  zur  öffentlichen  Armenpflege. 

Der  §  3  des  preußischen  Ausführungsgesetzes 
vom  8.  März  1871  lautet:  „Auf  grund  eines  Gemeindebeschlusses 
l^önnen    in    allen    Gemeinden    für    die  Verwaltung   der  öffentlichen 
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Armenpflege  besondere,  dem  Gemeindevorstand  untergeordnete 
Deputationen  aus  Mitgliedern  des  Gemeindevorstandes  und  der 
Gemeindevertretung,  geeigneten  falls  unter  Zuziehung 
anderer  Ortseinwohner,  gebildet  werden.  .  .  .  Bei  den 
sonstigen  näheren  Bestimmungen  der  Gemeindeverfassungsgesetzc 
über  die  Zusammensetzung  und  Geschäftsführung  besonderer  Ver- 
waltungsdeputationen hat  es  sein  Bewenden ;  die  Wahl  der  in  letztere 
zu  entsendenden  Mitglieder  der  Gemeindevertretung  und  anderer 
Ortseinwohner  steht  jedoch  fortan  überall,  soviel  den  Gegenstand 
dieses  Gesetzes  betrifft,  der  Gemeindevertretung  zu." 

Durch  diese  Ausführungsbestimmung  wird  in  Preußen  die  Mit- 
arbeit der  Frauen  in  der  öfTentlichen  Armenpflege  ermöglicht,  indem 
die  Wählbarkeit  zu  den  Armendeputationen  nicht  mehr  auf 
stimmfähige  Bürger  beschränkt,  sondern  auf  alle  Orts- 
einwohner, also  auch  auf  solche  ohne  Gemeindewahlrecht  ausgedehnt 
wird  —  dazu  gehören  ja  die  Frauen  in  fast  allen  deutschen  Bundes- 
staaten mit  Ausnahme  der  Landgemeinden  in  Sachsen-Weimar,  Braun- 
schweig, Sachsen-Meiningen,  Sachse^i-Koburg-Gotha,  Sachsen-Alten- 
burg, Schwarzburg-Rudolstadt,  Reuß  ält.  L.,  Lippe,  Waldeck  und 
Schaumburg-Lippe,  wo  die  Wahl  aber  nicht  persönlich,  sondern  nur 
durch  einen  Bevollmächtigten  erfolgen  darf. 

Noch  genauer  als  das  Ausführungsgesetz  äußert  sich  die 
M  i  n  i  s  t  e  r  i  a  1  i  n  s  t  r  u  k  t  i  o  n  vom  i  o.  A  p  r  i  1  1 87  i :  „Um  in 
allen  Landesteilen  die  Handhabe  für  eine  möglichst  zweckmäßige  Ver- 
waltung der  Gemeindearmenpflege  zu  gewähren,  hat  es  nötig  er- 
schienen, hier  und  in  den  unmittelbar  folgenden  Paragraphen  einige 
dabei  vor  allem  in  Betracht  kommende,  soviel  den  Gegenstand  dieses 
Gesetzes  betrifft,  einer  generellen  Regelung,  selbst  unter  t  e  i  1  - 
weiser  Modifizierung  der  geltenden  Gemeinde- 
verfassungsgesetze, zu  unterwerfen.  Es  fehlt  in  diesen 
Gesetzen  hier  und  da  an  Bestimmungen,  durch  welche  den  Gemeinden 
die  Befugnis  gegeben  wird,  für  einzelne  Zweige  der  Gemeinde- 
verwaltung besondere  Deputationen  zu  bilden,  in  denen  außer  den 
Mitgliedern  des  Gemeindevorstandes  und  der  Gemeindevertretung  auch 
anderen  Ortseinwohnern  ein  Feld  der  Wirksamkeit  eröffnet  werden 
l^ann.  Dringend  bedürfte  diese  Lücke  der  Ausfüllung  auf  dem  Gebiet 
der  öffentlichen  Armenpflege,  deren  wirksame  Übung, 
wenigstens  in  größeren  Gemeinden,  die  Heranziehung  möglichst  vieler, 
auch  unbesoldeter  Kräfte  zur  notwendigen  Voraussetzung  hat.  Die  in 
■dem  §  3  dieserhalb  gegebenen  Vorschriften  schließen  sich  tunlichst 
den  einschlagenden,  bewährten  Bestimmungen  der  in  den  älteren 
Landesteilen  geltenden  Städteordnungen  an.  Die  Wählbarkeit  der 
Deputationen  der  hier  in  Rede  stehenden  Art  ist  jedoch  nicht,  wie 
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in  jenen  Städteordnungen,  auf  stimmfähige  Bürger  be- 
s  c  h  r  ä  n  i<  t ,  sondern  auf  alle  O  r  t  s  e  i  n  w  o  h  n  e  r  ohne 
Unterschied  ausgedehnt  worde  n."  Damit  ist  also  in 
Preußen  die  gesetzliche  Grundlage  für  die  weibliche  Mitarbeit  in  der 
öffentlichen  Armenpflege  gegeben. 

In  Bayern  waren  Frauen  bis  zum  Jahre  1909  vollständig  von  der 
öffentlichen  Armenpflege  ausgeschlossen.  Es  ist  der  einzige  deutsche 
Bundesstaat,  in  dem  das  Armen wesen  noch  bis  zum  i.  Januar  1916  auf 
dem  alten  Heimatrecht  beruhte,  und  wo  bis  dahin  zu  Mitgliedern  des 
Armenpflegschaftsrats  nur  volljährige,  männliche  Einwohner  wählbar 
waren,  die  eine  direkte  Steuer  in  der  Gemeinde  entrichten.  Schon  seit 
1906  wurde  eine  Abänderung  der  bayerischen  Armengesetze  und  damit 
auch  die  Heranziehung  der  Frauen  zur  öffentlichen  Armenpflege  an- 
gestrebt. Dieserhalb  überreichten  die  Münchener  Frauenvereine  dem 
bayerischen  Landrate  eine  Petition,  die  bei  allen  Parteien  lebhaften 
Anklang  fand.  Die  Bedeutung  und  der  Wert  des  Eintretens  der  Frau 
in  die  städtische  Armenpflege  wurde  durchweg  anerkannt.  Da  ein 
großer  Teil  der  Hilfsbedürftigem  aus  Frauen  und  Kindern  besteht,  so 
sei  schon  aus  diesem  Grunde  die  Mitwirkung  von  Frauen  sehr  er- 
wünscht. Dem  in  den  letzten  Jahrzehnten  immer  stärkef  hervor- 
tretenden Bestreben  nach  Individualisierung  würde  durch  die  Heran- 
ziehung von  Frauen  in  bedeutendem  Umfange  Rechnung  getragen 
werden.  Aber  die  Regierung  machte  verschiedene  formelle  Bedenken 
geltend,  namentlich  in  bezug  auf  die  an  die  Wählbarkeit  zum  Armen- 
pflegschaftsrat geknüpfte  Bedingung  der  Steuerzahlung  und  verhielt 
sich  überhaupt  noch  sehr  ablehnend  gegen  diese  Gesetzreform. 

Die  Reichsratskammer  nahm  nur  den  allgemeinen  Antrag  an,  „die 
Staatsregierung  aufzufordern,  in  Erwägungen  darüber  einzutreten,  ob 
und  in  welcher  Weise  eventuell  unter  Änderung  des  Gesetzes  Frauen 
in  den  Städten  zu  geordneter  Mitwirkung  in  der  Armenpflege  heran- 
gezogen werden  können".  1907  wurde  ein  neuer  Antrag  gestellt,  und 
im  Sommer  1908  faßten  die  beiden  Kammern  den  Beschluß,  „die  König- 
liche Staatsregierung  möge  behufs  Gewinnung  der  notwendigen  Unter- 
lagen zu  einer  Neugestaltung  des  Armenwesens  —  dazu  gehört  auch 
die  Heranziehung  der  Frauen  zum  Armenpflegschaftsrat  —  die  er- 
forderlichen Erhebungen  pflegen". 

Immerhin  wurde  aber  hinsichtlich  der  Mitarbeit  der  Frau  in  der 
öffentlichen  Armenfürsorge  durch  die  Entschließung  vom 
7.  August  1909  ein  wesentlicher  Schritt  vorwärts  getan.  Diese 
Entschließung  hat  folgenden  Wortlaut:  „Die  günstigen  Erfahrungen, 
die  insbesondere  in  außerbayerischen  Gemeinden  mit  der  Mitwirkung 
von  Frauen  bei  der  öffentlichen  Armenpflege  gemacht  worden  sind, 
lassen  es  wünschenswert  erscheinen,  daß  auch  die  Gemeindebehörden 
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und  Armenpflegschaftsräte  in  Bayern  dieser  Mitwirkung  in  weiter- 
gehendem Maße  sich  bedienen.  .  .  .  Nach  dem  geltenden  Rechte  sind 
die  Gemeinden  und  Armenpfleger  nicht  gehindert,  P'rauen 
zur  geordneten  Mitwirkung  bei  der  öffentlichen 
Armenpflege  heranzuziehen.  Insbesondere  besteht  schon 
jetzt  die  Möglichkeit,  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen,  Frauen 
als  A  r  m  e  n  p  f  1  e  g.e  r  i  n  n  e  n  mit  einem  näher  zu  bestimmenden 
Wirkungskreise  zunächst  ohne  die  amtliche  Eigenschaft  im  Sinne  des 
Artikels  24  des  Armengesetzes  anzustellen  und  solche  auch  zu  den 
Sitzungen  des  Armenpflegschaftsrats  als  Zuhöherinnen  oder  mit 
beratender  Stimme  beizuziehen. 

Eine  Mitarbeit  der  Frauen  wird  insbesondere  da  erwünscht  und 
erfolgreich  sein,  wo  es  sich  um  Unterstützung  oder  Verpflegung  be- 
dürftiger weiblicher  Personen  oder  von  Kindern  handelt,  oder  wo  ein 
Eingreifen  durch  Notstände  veranlaßt  wird,  die  auf  eine  mangelhafte 
Haushaltsführung  zurückzuführen  sind,  überhaupt  in  allen  Fällen,  in 
denen  nach  der  Natur  der  Sache  eine  Frau  ein  größeres  Verständnis 
mitbringt  und  daher  auch  mehr  Vertrauen  und  Erfolge  zu  erwarten  hat 
als  der  Mann. 

Von  großem  Werte  wird  es  sein,  Frauen,  die  schon  in  der  frei- 
willigen Armenpflege  tätig  sind,  auch  an  der  öffentlichen  Armenpflege 
zu  beteiligen  und  dadurch  ein  z  i  e  1  b  e  w^  u  ß  t  e  s  Zusammen- 
arbeiten der  öffentlichen  und  der  privaten  Armen- 
pflege herbeizuführen.  Den  Gemeindebehörden  und  Armen- 
pflegschaftsräten wird  daher  nahegelegt,  eine  Erweiterung  der  armen- 
pflegerischen  Tätigkeit  für  den  Gemeindebezirk  durch  Beiziehung  von 
Frauen  im  Sinne  vorstehender  Anregungen  unter  Würdigung  der  ört- 
lichen Verhältnisse  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Sofern  von  dieser  Befugnis  in  einer  Gemeinde  Gebrauch  gemacht 
werden  wird,  ist  von  der  Distriktsverwaltungsbehörde  hierüber,  sowie 
über  die  im  Laufe  der  ersten  Zeit  gemachten  Erfahrungen  bis  i.  Juli 
1910  an  das  Königliche  Staatsministerium  des  Innern  zu  berichten." 

Damit  war  auch  in  Bayern  die  Betätigung  der  Frau  wenigstens 
als  Hilfsarmenpflegerin  ermöglicht.  Endgültig  geregelt  wurde  die 
Frage  durch  das  Armengesetz  vom  21.  August  1914  (in  Kraft  getreten 
am  I.  Januar  1916),  durch  welches  auch  Bayern  das  Gesetz  über  den 
Unterstützungsw^ohnsitz  annahm  und  neue  Bestimmungen  über  die 
Zusammensetzung  des  Armenrats  erließ.  Dieselben  bedeuten  einen  er- 
heblichen Fortschritt  in  der  Heranziehung  von  Frauen.  „Unter  den 
gewählten  Mitgliedern  sollen  sich  in  Gemeinden  mit  mehr  als 
IG  ODO  Einwohnern  F  r  a  u  e  n  und  Vertreter  der  in  der  Gemeinde  be- 
stehenden Einrichtungen  der  privaten  Wohltätigkeit  befinden.  Die 
Zahl  der  Vertreter  der  Wohltätigkeitseinrichtungen  und  die  der  Frauen 
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darf  zusammen  die  Hälfte  der  gewählten  Mitglieder  nicht  über- 
schreiten. .  .  .  Der  Bezirksausschuß  besteht  aus  einem  Mitgliede  des 
Armenrats  als  Vorsitzenden  und  mehreren  Mitgliedern,  die  aus  Armen- 
pflegern des  Armenbezirks  entnommen  werden;  unter  ihnen  sollen  sich 
auch  Frauen  befinden." 

Tn  Sachsen  und  Württemberg  gibt  es  keine  Landes- 
gesetze über  weibliche  Hilfstätigkeit  in  der  öffentlichen  Armenpflege; 
jedoch  bestimmt  in  Sachsen  §  77  der  Landgemeindeordnung  vom 
I.  Juli  1913,  daß  „in  die  Ausschüsse  für  Angelegenheiten  der  Armen-, 
Kranken-,  Waisen-  und  öffentlichen  Gesundheitspflege,  sowie  der 
Fürsorgeerziehung  auch  Frauen  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Stimm- 
berechtigung gewählt  werden.  Solche  Ausschüsse  werden  vom 
Gemeinderat  aus  seiner  Mitte  und  aus  den  übrigen  stimmberechtigten 
Gemeindemitgliedern  gewählt". 

B  a  d  e  n  ist  vorläufig  der  einzige  deutsche  Bundesstaat,  in  dem  wir 
die  obligatorische  Zuziehung  eines  bestimmten 
Prozentsatzes  von  Frauen  zur  öffentlichen 
Armenpflege  haben.  Schon  durch  die  Entschließung  vom 
Juli  1902  wurden  Frauen  zu  stimmberechtigten  Mitgliedern  der  Armen- 
kommissionen zugelassen.  Genauer  formuliert  dies  die  Städteordnung 
vom  19.  Oktober  1906,  in  der  es  heißt,  daß  Frauen  in  den 
Kommissionen  für  das  Armenwesen  bis  zu  einem  Viertel  der  Mit- 
glieder mit  Sitz  und  Stimme  angehören  sollen  oder  können, 
und  ihre  Abänderung  vom  26.  September  1910,  die  im  §  27  folgenden 
Wortlaut  hat:  „Für  einzelne  Verwaltungszweige  können  zur  Unter- 
stützung des  Stadtrats  besondere,  bleibende  städtische  Kommissionen 
gebildet  werden,  deren  Einrichtung  und  Wirkungskreis  in  dem  Orts- 
statut oder  durch  Gemeindebeschluß  mit  Genehmigung  des 
Ministeriums  des  Innern  zu  bestimmen  ist. 

Jeder  Kommission  muß  ein  Mitglied  des  Stadtrats  als  Vorsitzender 
angehören ;  im  übrigen  kann  sie  aus  Mitgliedern  des  Stadtrats,  Stadt- 
verordneten und  aus  anderen  Bürgern  zusammengesetzt  werden.  Den 
Kommissionen  für  das  Armenwesen,  für  Unterrichts- 
und Erziehungsangelegenheiten,  für  das  öffentliche  Gesundheitswesen 
und  für  sonstige  Aufgaben,  bei  denen  nach  der  Art  des  Gegenstandes 
die  Mitwirkung  von  Frauen  wünschenswert  ist,  müssen  Frauen 
als  Mitglieder  angehören;  es  kann  bestimmt  werden,  daß 
diesen  Kommissionen  bis  zu  einem  Viertel  der  Mitglieder 
Frauen  mit  Sitz  und  Stimme  angehören  sollen. 
Die  einer  solchen  Kommission  angehörigen  Frauen  müssen  im  übrigen 
den  in  §§  10  und  19  Abs.  i  Städteordnung  verlangten  Erfordernissen 
entsprechen  mit  der  Maßgabe,  daß  bei  verheirateten  Frauen  die  Ab- 
gabenzahlung seitens  des  Ehemanns  als  Erfüllung  des  Erfordernisses 
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gilt.  Sämtliche  Mitglieder  werden  in  einer  gemeinsamen  Beratung  des 
Stadtrats  und  des  Stadtverordnetenvorstandes  ernannt/*' 

Ähnlich  ist  die  Lage  im  Großherzogtum  Hessen.  Doch  steht 
hier  im  Regierungsblatt  Nr.  24  Art.  132  vom  8.  Juli  191 1  statt  des 
obligatorischen  „müssen"  der  badischen  Städteordnung  nur  das  fakul- 
tative „können".  Auch  in  Oldenburg,  Anhalt,  Sachsen-Koburg-Gotha 
und  Schwarzburg-Rudolstadt  können  Frauen  zur  öffentlichen  Armen- 
pflege herangezogen  werden,  wogegen  es  darüber  in  den  Großherzog- 
tümern Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg-Strelitz  und  Sachsen- 
Weimar-Eisenach,  den  Herzogtümern  Braunschweig,  Sachsen- 
Meiningen  und  Sachsen-Altenburg  und  den  Fürstentümern 
Reuß  j.  und  ä.  Linie,  Lippe,  Schwarzburg-Sondershausen,  Waldeck  und 
Schaumburg-Lippe  keine  landesgesetzlichen  Vorschriften  gibt. 

In  den  drei  Hansestädten  werden  Frauen  als  gleichberechtigte  Mit- 
glieder zur  kommunalen  Armenfürsorge  herangezogen.  Hamburg 
macht  in  dem  Gesetz  vom  11.  September  1907  einen  Unterschied 
zwischen  Armenpflegerinnen  und  Helferinnen :  ,,Die  Armenpfleger 
werden  von  der  Armenkreisversammlung  aus  einem  von  der  Armen- 
bezirksversammlung vorzulegenden  Wahlaufsatz  von  je  2  Personen  auf 
die  Dauer  von  4  Jahren  gewählt.  Die  Armenpfleger  müssen  volljährige 
Angehörige  des  Deutschen  Reiches  sein.  In  der  Regel  sind  solche 
Personen  zu  Armenpflegern  zu  wählen,  welche  im  Bezirk  oder  in  dessen 
Nähe  wohnen  oder  ihr  Geschäftslokal  haben.  Personen  weiblichen 
Geschlechts  können  zu  A  r  m  e  n  p  f  1  e  g  e  r  i  n  n  e  n  nur  dann  gewählt 
werden,  wenn  der  Wahlaufsatz  von  der  Bezirksversammlung  mif  einer 
Mehrheit  von  mindestens  Dreiviertel  aller  Anwesenden  beschlossen 
worden  ist. 

Auf  Vorschlag  einer  Armenbezirksversammlung  können  für  deren 
Bezirk  von  der  Armenkreisversammlung  volljährige  Personen  weib- 
lichen Geschlechts  als  Helferinnen  beigeordnet  werden,  welche 
die  Armenpfleger  in  den  diesen  obliegenden  Angelegenheiten  zu  unter- 
stützen haben.  Der  Bezirksvorsteher  kann  den  Helferinnen  mit  ihrer 
Zustimmung  einzelne  Armenfälle  zur  selbständigen  Wahrnehmung 
übertragen.  Die  Helferinnen  können  mit  ihrer  Zustimmung  zu  den 
Sitzungen  der  Bezirksversammlung  mit  beratender  Stimme  zugezogen 
werden.  An  den  Beratungen  der  Bezirksversammlung  über  die  den 
Helferinnen  zur  selbständigen  Wahrnehmung  übertragenen  Angelegen- 
heiten sind  die  Helferinnen  stets  befugt,  mit  beschließender  Stimme 
teilzunehmen." 

Man  sah  eine  Stimmenmehrheit  von  mindestens  Dreiviertel  der 
Anwesenden  vor,  weil  man  schon  von  vornherein  mit  einem  großen 
Widerstande  der  männlichen  Pfleger  rechnete,  und  aus  Rücksicht  auf 
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ein  ersprießliches  Zusammenwirken  keinem  Bezirk  Frauen  aufzwingen 
wollte,  der  sie  durchaus  nicht  haben  w^ollte. 

In  Bremen  stellte  der  Senat  1899  einen  Antrag  auf  Reorgani- 
sation des  Armenwesens,  wobei  auch  die  Frauen  eingegliedert  werden 
sollten,  und  zwar  mit  beratender  Stimme.  Die  Bürgerschaft  beschloß 
darauf,  sie  nicht  mit  beratender,  sondern  mit  beschließender  Stimme 
einzuordnen;  der  Senat  pflichtete  dem  bei  und  am  25.  April  1900  trat 
das  Gesetz  in  Kraft.  §  17  des  Gesetzes  bestimmt,  daß  „neben  den 
Armenpflegern  vom  Vorstande  der  Armenpfleger  eine  nach  Anhörung 
der  Bezirksvorsteher  zu  bestimmende  Zahl  von  Frauen,  die  dazu  ge- 
eignet und  bereit  sind,  zu  Armenpflegerinnen  ernannt  werden,  denen  der 
Regel  nach  alle  Fälle,  die  auf  Haltung  gegebene  Kinder  betreffen,  und 
außerdem  sonstige  geeignete  Fälle  nach  Ermessen  des  zuständigen 
Bezirksvorstehers  oder  des  Vorstandes  übertragen  werden  sollen.  Die 
Armenpflegerinnen,  die  ebenso  wie  die  Armenpfleger  vom  Direktor  in 
ihr  Amt  eingeführt  und  auf  dessen  getreue  Wahrnehmung  durch  Hand- 
schlag verpflichtet  werden,  stehen  hinsichtlich  ihrer  Rechte 
und  Pflichten  im  übrigen  den  Armenpflegern  gleich, 
können  jedoch  auf  ihren  Antrag  von  der  Teilnahme  an  den  Bezirks- 
versammlungen, in  denen  sie  beschließende  Stimme  haben,  durch  den 
zuständigen  Bezirksvorsteher  oder  den  Vorstand  befreit  werden".  Das 
Gesetz  erwähnt  ferner,  daß  der  Vorstand  der  Armenpfleger  aus  dem 
Direktor,  den  Bezirksvorstehern  und  zwei  vom  Vorstande  aus 
der  Zahl  der  Armenpflegerinnen  nach  deren  An- 
hörung gewählten   Vertreterinnen   l^estehen  soll. 

Auch  die  Lübecker  Armenordnung  vom  14.  Dezember  191 1 
sichert  den  Frauen  die  Betätigung  in  der  eigentlichen  Armenpflege  und 
in  der  Armenbehörde,  in  der  ständig  2  weibliche  Mitglieder  sind. 
„Die  Armenpfleger  und  Armenpflegerinnen  werden  auf  Vorschlag  der 
Bezirksversammlung  oder  der  Vorsteherschaft  von  der  Armenbehörde 
auf  6  Jahre  gewählt.  Wiederwahl  ist  zulässig.  Sie  können  aus 
wichtigen  Gründen  vor  Ablauf  ihrer  Amtszeit  durch  Beschluß  dei* 
Armenbehörde  aus  dem  Amte  entlassen  werden. 

Jeder  im  Ortsarmenbezirk  Lübeck  wohnhafte  Deutsche  ist  zur 
Übernahme  des  Pflegeamts  verpflichtet.  Die  Übernahme  des  Pflege- 
amts kann  ablehnen : 

1.  eine  Frau, 

2.  wer  das  65.  Lebensjahr  vollendet  hat, 

3.  wer   durch   Krankheit   oder   Gebrechen   verhindert   ist,  das 
Pflegeamt  ordnungsgemäß  zu  führen." 

In  Elsaß-Lothringen  wurde  am  i. TApril  1910  das  Unter- 
stützungswohnsitzgesetz eingeführt,  das  nun  auch  dort  die  Grundlage 
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für  das  öffentliche  Armen wesen  wurde.  Eine  Armenpflege  hatte  dort 
freilich  schon  vorher  bestanden,  auch  bereits  unter  Mithilfe  von 
Frauen,  aber  sie  war  noch  nicht  obligatorisch  gewesen.  Am  8.  No- 
vember 1909  wurde  das  Ausführungsgesetz  zum  Unterstützungswohn- 
sitzgesetz erlassen,  in  dem  die  Verwaltung  der  Armenpflege  dem 
Gemeinderat  oder  einem  Armenrat  übertragen  wird.  „In  jedem  Orts- 
armenverband kann  durch  Beschluß,  des  Gemeinderats  für  die  Aus- 
übung der  öffentlichen  Armenpflege  ein  der  Verbandsverwaltung 
nachgeordneter  Ausschuß  aus  Gemeindeeinwohnern  gebildet  werden.'' 
Die  Ernennung  der  Mitglieder,  wobei  Armenpfleger  und 
Armen  Pflegerinnen  gleichzeitig  erwähnt  werden, 
geschieht  durch  den  Gemeinderat  oder  den  Armenrat  oder  den 
Gemeindevorstand. 

„In  der  Geschäftsordnung  ist  zu  bestimmen,  ob  die  Verbands- 
A^erwaltung  oder  der  durch  Gesamtheit  der  Armenpfleger  und  Armen- 
pflegerinnen gebildete  Einwohnerausschuß  die  einzelnen  Armenpfleger 
lind  Armenpflegerinnen  über  ihre  Obliegenheiten  mit  Anweisung  ver- 
sehen soll.  Werden  Unterabteilungen  des  Einwohnerausschusses  für 
örtlich  abgegrenzte  Teile  des  Ortsarmenverbandes  gebildet,  so  wird 
darin  zweckmäßig  ein  Mitglied  der  Verbandsverwaltung  den  Vorsitz 
führen.  Außer  ihm  sollen  in  der  Regel  höchstens  8  Armenpfleger  und 
Pflegerinnen  einer  Unterabteilung  angehören. 

Die  Zahl  der  zu  ernennenden  Armenpfleger  und  Pflegerinnen 
richtet  sich  nach  dem  jeweiligen  Bedürfnis  des  Armenverbandes. 
Dabei  ist  es  nicht  erforderlich,  daß  alle  Pfleger  und  Pflegerinnen  Mit- 
glieder einer  Bezirkskommission  sind.'' 

In  fast  allen  deutschen  Bundesstaaten  sind  also  —  wenn  auch  sehr 
verschiedene  —  Grundlagen  für  die  Beteiligung  der  Frauen  an  der 
öffentlichen  Armenpflege  vorhanden.  Mit  Ausnahme  von  Baden  über- 
lassen alle  Landesgesetze  die  Heranziehung  von  Frauen  der  Einsicht 
der  Gemeindeverwaltungen.  Daß  das  keinen  wünschenswerten 
Zustand  für  die  Entwicklung  der  weiblichen  Plilfstätigkeit  bedeutet, 
ist  klar,  da  dieselbe  auf  diese  Weise  ausschließlich  auf  das  mehr  oder 
minder  große  Entgegenkommen  der  nur  aus  Männern  bestehenden 
Stadtverwaltungen  angewiesen  ist.  Und  dieses  Entgegenkommen  ist 
keineswegs  groß  gewesen. 

Da  den  Frauen  ja  das  Gemeindewahlrecht  in  allen  größeren 
deutschen  Bundesstaaten  versagt  ist,  so  steht  ihnen  für  die  Vertretung 
ihrer  Interessen  in  dieser  Hinsicht  kein  rechtliches  Machtmittel  zur 
Verfügung.  Sie  können  ihre  Zulassung  zu  den  Armenkommissionen 
inid  -direktionen  lediglich  Schritt  für  Schritt  durch  Wort  und  Tat 
erkämpfen,  wobei  besonders  das  letztere  Mittel  das  wirksamste  ist; 
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denn  dadurch,  daß  Frauen  in  der  öffentlichen  Armenpflege  einer  Stadt 
tätig  sind  und  sich  dort  bewähren,  wird  anderen  Stadtverwaltungen 
am  besten  ad  oculos  demonstriert,  wie  wertvoll  ihre  Mitarbeit  auf 
diesem  Gebiete  ist. 

Das  bereits  seit.  Jahren  angestrebte  Reichsarmengesetz  dürfte 
übrigens  auch  hier  fördernd  eingreifen.  Dasselbe  wird  die  bis  dahin 
den  Landesgesetzgebungen  anheimgestellte  Bestimmung  über  die 
Organe,  insbesondere  auch  die  Beteiligung  der  Frauen,  und  die 
Pflichten  und  Rechte  der  öffentlichen  Armenfürsorge  für  ganz 
Deutschland  einheitlich  regeln. 


II.  Teil. 


Die  Heranziehung  der  Frauen  zur  öffentlichen  Armen- 
pflege in  ihrer  historischen  Entwicklung. 

Das  Elberfelder  System,  das  in  ganz  Deutschland  grundlegend 
für  die  öffentliche  Armenpflege  wurde,  sieht  keine  weibliche  Mitarbeit 
vor.  Der  Hauptgrund  ist  wohl  darin  zu  erblicken,  daß  zur  Zeit  der 
Einfiihrung  dieses  Systems  die  Frauenbewegung  noch  in  ihren  An- 
fängen steckte  und  man  dem  bloßen  Gedanken  der  Betätigung  von 
Frauen  im  öffentlichen  Leben,  insbesondere  in  öffentlichen  Körper- 
scliaften,  ganz  feindlich  gegenüberstand.  Das  war  aber,  soweit  das 
Gebiet  der  Armenfürsorge  in  Betracht  kommt,  ganz  und  gar  ungerecht-  • 
fertigt;  denn  die  Eingliederung  der  Frau  in  die  öffentliche  Armen- 
pflege hätte  ja  nichts  anderes  bedeutet  als  die  systematische  Fort- 
führung einer  Institution,  die  bereits  bestand  und  sich  sehr  gut  bewährt 
hatte,  nämlich  der  Frauentätigkeit  in  der  privaten  und  kirchlichen 
Armenfürsorge.  Ich  erinnere  hier  an  die  Verdienste  der  barmherzigen 
Schwestern,  der  Diakonissen,  des  Vaterländischen  Frauen vereins  und 
vieler  anderer  Frauenvereine. 

Als  nun  die  Armenpflege  endgültig  zu  den  kommunalen  Aufgaben 
übernommen  wurde  und  durch  das  Elberfelder  System  die  nötige  Neu- 
regelung erfuhr,  wurden  die  Frauen  überhaupt  nicht  berücksichtigt. 
Wenn  man  sonst  so  gern  das  Schlagwort  von  der  Verdrängung  der 
]\Iänner  durch  die  Frauen  anwendet,  so  kann  man  hier  einmal  um- 
gekehrt von  einer  Verdrängung  der  Frauen  durch  die  Männer  reden, 
da  ein  Aufgabengebiet,  bei  dem  die  Frauen  mitgearbeitet  und  sich  dabei 
Ijewährt  hatten,  reformiert  wurde  und  sie  nunmehr  ausschaltete, 
anstatt  ihre  gesammelten  Erfahrungen  auch  in  dem  neuen  System  zu 
benutzen. 

Ganz  abgesehen  von  Gründen  der  Gerechtigkeit  ist  die  Zulassung 
der  Frau  zur  öffentlichen  Armenpflege  aus  reinen  Zweckmäßigkeits- 
gründen in  hohem  Maße  wünschenswert.  ,,Wir  haben  Väter  der 
Stadt,  wo  bleiben  die  Mütter?"  Diese  berechtigte  Frage  stellte 
Henriette  Goldschmidt  1868  auf  der  Generalversammlung  des  all- 
gemeinen deutschen  Frauenvereins.  Hier  wurde  zum  erstenmal  über 
die  Forderung  der  Zulassung  von  Frauen  zur  öffentlichen  Armen- 
pflege beraten.    Auch  in  der  Folgezeit  beschäftigten  sich  bekannte 
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Prallen  mit  dieser  Frage,  nämlich  Louise  Büchner,  Helene  Lange, 
Louise  Peters,  Auguste  Schmidt,  Jeanette  Schwerin,  Mathilde 
Weber  u.  a. 

Aber  nicht  nur  Frauen  und  Frauenorganisationen  traten  für  die 
weibliche  Mitarbeit  in  der  öffentlichen  Armenfürsorge  ein,  sondern 
auch  eine  so  maßgebende  Stelle  in  Armensachen  wie  der  Deutsche 
V'erein  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit,  dem  die 
angesehensten  Fachmänner  Deutschlands  angehören,  nahm  sich  aufs 
wärmste  der  Angelegenheit  an.  Sie  wurde  bereits  1880,  1881  und  1885 
eingehend  behandelt  und  1896  nochmals  auf  die  Tagesordnung  der 
16.  Jahresversammlung  des  Vereins  in  Straßburg  i.  E.  gesetzt.  Bericht- 
erstatter waren  die  Herren  Dr.  Osius-Cassel  und  P.  Chuchul-Frank- 
furt  a.  O.  Beide  Referenten  bejahten  die  Frage,  ob  Frauen  zur  öffent- 
lichen Armenfürsorge  herangezogen  werden  sollten,  unbedingt. 

Auch  der  preußische  Städtetag  trat  nachdrücklich  für  die  all- 
gemeine Durchführung  der  weiblichen  Mitarbeit  ein.  Auf  dem 
3.  allgemeinen  preußischen  Städtetag  am  29.  und  30.  Januar  1901  zu 
T) erlin  wurde  eingehend  darüber  verhandelt  und  betont,  „daß  in  der 
Mitwirkung  der  Frau  für  die  öft'entliche  Armenpflege  ein  ungehobener 
Schatz  liege,  dessen  man  sich  nicht  rasch  und  entschieden  genug  im 
allseitigen  Interesse  bemächtigen  könne". 

In  der  Theorie  herrschte  also  darüber  nur  eine  Meinung,  aber  in 
der  Praxis  war  der  Gedanke  noch  längst  nicht  überall  durchgedrungen. 
Wenn  auch  die  Armenverwaltungen  der  Eingliederung  der  Frau  in  die 
öffentliche  Armenpflege  zum  allergrößten  Teil  sympathisch  gegenüber 
standen,  so  vollzog  sich  dieselbe  doch  nur  sehr  langsam  und  unter 
harten  Kämpfen.  Der  Grund  hierfür  lag  aber  nicht  etwa  darin,  daß  sich 
nicht  eine  genügende  Zahl  von  Armenpflegerinnen  zur  Verfügung 
g^estellt  hätte  —  ein  solcher  Fall  ist  nirgends  bekannt  geworden  — , 
sondern  lediglich  in  dem  hartnäckigen  Widerstand  der  männlichen 
Pflegeorgane. 

Das  behördliche  Leben  war  eben  bisher  ausschließlich  das  Gebiet 
"des  Mannes  gewesen,  und  der  Pflichtenkreis  der  Frau  war  durch  Flaus 
und  Familie  umgrenzt.  Diese  Anschauungen  wurzelten  so  tief, 
daß  die  neuen  Ideen  nur  sehr  schwer  Eingang  fanden.  Das 
Hauptbedenken  war,  daß  die  Männer  eine  Beeinträchtigung  ihrer 
Tätigkeit  befürchteten,  daß  dieser  erste  Schritt  der  Frau  in  die 
Gemeindeverwaltung  nichts  weiter  als  eine  neue  Emanzipations- 
bestrebung sei  und  nur  dazu  dienen  solle,  ihr  neue  Rechte  zu  ver- 
schaffen. 

Wie  groß  die  Abneigung  gegen  die  weibliche  Mitarbeit  war,  dafür 
gibt  Berlin  ein  Beispiel,  wo  1896  die  männlichen  Armenpfleger  mit  der 
Niederlegung  ihrer  Ämter  drohten,  sobald  die  Armenbehörde  Frauen 


zur  öfYentlichen  Armenpflege  heranziehen  würde.  Ähnlich  verhielt  sich 
Leipzig.  Zur  Förderimg  der  Heranziehung  von  Frauen  zur  öffent- 
lichen Armenpflege  hatte  der  Verband  fortschrittlicher  Frauenvereine 
im  Jahre  1902  eine  Umfrage  an  die  Magistrate  aller  größeren  Städte 
Deutschlands  versandt,  um  festzustellen,  in  welchem  Umfange  bereits 
Frauen  zur  kommunalen  Armen-  und  Waisenpflege  zugelassen  waren 
und  wie  man  dieser  Frage  gegenüberstand.  In  Leipzig  erstattete 
Stadtrat  Hentschel  den  Bericht,  und  zwar  unter  Zugrundelegung  des 
Materials,  das  er  durch  eine  Umfrage  bei  sämtlichen  Armen- 
kommissionen Leipzigs  gewonnen  hatte.  Wie  die  Stimmung  der 
männlichen  Pflegeorgane  für  oder  vielmehr  gegen  die  Eingliederung 
von  Frauen  war,  geht  daraus  hervor,  daß  von  den  88  Leipziger  Bezirken 
sich  nur  2  zustimmend  und  ohne  Beifügung  irgendwelcher  Be- 
schränkung erklärten,  dagegen  78  die  Zulassung  von  Frauen  als  gleich- 
berechtigte Pflegerinnen  ablehnten.  Manche  Bezirke  machten  zwar 
keine  besonderen  Einwendungen,  hielten  aber  eine  Mitarbeit  der  Frau 
nicht  für  nötig.  Ähnlich  wie  der  Leipziger  Bericht  lauteten  die  meisten 
Antworten. 

a)  I .  Die  Gründe,   die  gegen  die  weibliche  Mitarbeit 
angeführt  wurden. 

Es  seien  hier  die  Hauptgründe  genannt,  die  gegen  die  Zuziehung 
von  Frauen  zur  öffentlichen  Armenpflege  geltend  gemacht  wurden. 
Zur  Ausübung  des  Armenpflegeramts  sei  eine  große  Lebenserfahrung 
erforderlich,  um  den  inneren  Zusammenhang  der  verschiedenen 
Arniutsfälle  mit  den  sozialen  und  wirtschaftlichen  Zuständen  zu  er- 
kennen und  richtig  zu  beurteilen.  Frauen  seien  dazu  weniger  imstande 
als  die  durch  ihren  Beruf  dem  praktischen  Leben  näher  stehenden 
Männer. 

Es  ist  richtig,  daß  die  männlichen  Pfleger  vor  den  weiblichen  viel 
voraus  haben,  indem  sie  schon  durch  ihren  Beruf  mehr  im  öffentlichen 
Leben  stehen,  öfter  mit  den  unteren  Volksschichten  in  Berührung 
kommen  und  über  deren  Lebensverhältnisse  besser  orientiert  sind. 
Das  liegt  eben  an  der  ganzen  Erziehung  und  Stellung  des  Mannes. 
Doch  ist  in  dieser  Hinsicht  in  den  letzten  Jahren  auch  viel  für  die 
Frauenwelt  geschehen,  worauf  ich  noch  bei  der  Besprechung  der  Aus- 
bildung der  Frauen  zurückkommen  werde. 

Es  wurde  ferner  eingewandt,  daß  sich  die  Frau  in  den  strengen 
Organismus  der  gesetzlichen  Armenpflege  nicht  fügen  und  den  für  die 
x\rmenpflege  gegebenen  Bestimmungen  und  gesetzten  Grenzen  in  der 
Gewährung  von  Unterstützungen  nicht  anpassen  können  würde 
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jedenfalls  habe  man  bei  ihr  keine  Gewähr  dafür,  weil  ihre  öffentliche 
Tätigkeit  noch  zu  neu  und  zu  wenig  umfassend  ist.  Dieser  Einwand 
ist  nicht  ganz  unberechtigt;  denn  wenn  auch  die  Frau  schon  vorher 
in  hervorragendem  Maße  auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  tätig  war, 
so  ist  es  doch  ein  großer  Unterschied,  ob  man  sich  je  nach  Neigung 
in  der  Armenpflege  beschäftigt  oder  ob  man  es  nach  einer  bestimmten 
Anweisung  tun  muß.  Es  ist  viel  leichter,  Arme  zu  pflegen,  die  man 
sich  selbst  aussucht,  für  die  man  ein  besonderes  Interesse  mitbringt^ 
als  wenn  man  die  zugewiesenen  Familien  versorgen  muß,  die  einem 
unter  Umständen  recht  unsympathisch  sein  können. Jedoch  sind 
überall  da,  wo  man  Versuche  mit  der  Zulassung  von  Frauen  gemacht 
hat,  keinerlei  Schwierigkeiten  in  dieser  Hinsicht  entstanden,  vielmehr 
liegen  durchweg  günstige  Urteile  der  Armenverwaltungen  vor.  Im 
Jahresbericht  von  Colmar  i.  E.  für  1895  findet  ^ich  z.  B.  folgende  Stelle: 
„Im  übrigen  muß  hier  betont  werden,  daß  die  Damen  fast  ausnahmslos 
ihre  Pflichten  in  der  Armenpflege  aufs  gewissenhafteste  erfüllen  und 
den  ihnen  vom  Armenamte  gegebenen  Anleitungen  bereitwilligst 
folgen." 

Vor  allem  wurde  eingewandt,  daß  der  Frau  bei  ihrem  mehr 
subjektiven  Empfinden  in  gegebenen  Fällen  die  Unparteilichkeit  fehlen 
würde;  sie  werde  infolge  ihrer  natürlichen  Veranlagung  mehr  von 
ihrem  Gefühl  und  ]\Iitleid,  von  dem  augenblicklichen  Eindruck  und  den 
Regungen  des  Herzens  sich  leiten  lassen,  falschen  Vorspiegelungen 
leichter  Glauben  schenken  und  ohne  genaue  Prüfung  der  Verhältnisse 
Unterstützungen  gewähren.  Dadurch  werde  aber  die  Faulheit  und 
Liederlichkeit  der  Hilfesuchenden  geweckt  beziehungsweise  gefördert 
und  andererseits  durch  ungerechtfertigt  hohe  Unterstützungen  eine 
unnötig  größere  Belastung  des  Budgets  der  Armenverwaltung  herbei- 
geführt.ii) 

Was  diesen  Punkt  anbelangt,  daß  sich  die  Frau  leichter  etwas 
vorreden  läßt  als  der  Mann,  so  darf  man  dies  wohl  nicht  so  ohne 
weiteres  verallgemeinern.  Gewiß  gibt  es  solche  Frauen,  aber  es  gibt 
auch  solche  Männer.  Und  es  ist  w^ohl  anzunehmen,  daß  sich  zu  dem 
Amt  einer  Armenpflegerin  nicht  gerade  die  weltfremdesten  Frauen 
melden  werden.  Überdies  bringt  die  Praxis  der  Armenpflege  auch 
vielen  Männern  erst  die  nötige  Übersicht  und  Übung.  Natürlich  darf 
sich  die  Frau  nicht  vom  Mitleidsgefühl,  das  ihr  in  höherem  Maße  zu 
eigen  ist  als  dem  Manne,  hinreißen  lassen.  Aber  in  beschränktem 
Maße  wird  es  sicher  zu  einer  individuelleren  Behandlung  der  Be- 
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dürftigen  wesentlich  beitragen  und  eine  geeignete  Ergänzung  zu  dem 
strenger  abwägenden  Verstände  des  Mannes  bilden,  der  die  Unter- 
stützungen bisweilen  gar  zu  klein  bemißt. 

a)   2.   Die   Gründe,  die  für  die  weibliche  Mitarbeit 
geltend  gemacht  wurden. 

Die  Frauen  bringen  eine  Reihe  von  Eigenschaften  mit,  die 
sie  in  ganz  besonderm  Maße  zur  armenpflegerischen  Tätigkeit 
l)efähigen  und  sie  schon  von  jeher  auf  dieses  Arbeitsfeld  geführt  haben, 
und  die  auch  der  öfYentlichen  Armenpflege  sÄr  zugute  kommen,  wie 
dieselbe  überhaupt  durch  die  Mitarbeit  von  P>auen  wenig'er  schablonen- 
liaft  und  mehr  individuell  wird,  und  gerade  eine  möglichst  starke 
Individualisierung  ist  ja  das  Hauptprinzip  der  modernen  Armenpflege. 

Betrachtet  man  die  Elauptursachen  der  Armut,  so  findet  man,  daß 
sie  entweder  in  ungenügendem  Einkommen  oder  in  ungenügendem 
Auskommen  liegen ;  in  letzterem  Falle  ist  sehr  häufig  eine  mangelhafte 
Führung  des  Haushalts  daran  schuld.  Die  Ursachen  der  Armut 
hängen  fast  ausnahmslos  aufs  engste  mit  dem  Haus  und  dem  inneren 
häuslichen  Leben  zusammen.  Hier  muß  also  die  Hilfe  anknüpfen. 
Und  wer  ist  hierzu  geeigneter  als  die  Frau,  deren  ureigenste  Domäne 
doch  das  Haus  ist !  Alles,  was  mit  dem  Hause  zusammenhängt,  liegt 
•dem  Verständnis  und  den  Fähigkeiten  der  Frau  viel  näher  als  denen  des 
Mannes.  Im  Hause  der  Begüterten  gilt  es  als  ganz  selbstverständlich, 
daß  der  Frau  die  Verwendung  der  Mittel  für  den  Haushalt  zusteht. 
Es  würde  dem  Manne  doch  nicht  einfallen,  auf  den  Markt  zu  gehen 
imd  einzukaufen  und  zu  Hause  zu  kochen  und  die  Kinder  zu  besorgen, 
sondern  das  ist  Sache  der  Frau.  Aber  wo  es  sich  um  einen  fremden 
Haushalt  handelt,  der  zerrüttet  ist  und  w^ieder  in  Ordnung  gebracht 
werden  soll,  da  wird  die  Frau  beiseite  gelassen  und  der  Mann  greift 
ein. Eine  einfache  Überlegung  läßt  erkennen,  daß  hier  die  Mithilfe 
der  Frauen  von  großer  Bedeutung  ist,  und  daß  mit  dem  Standpunkte, 
die  Frau  soll  sich  ausschließlich  auf  ihren  Haushalt  beschränken, 
gebrochen  werden  muß.  „Ist  denn  das  Haus  des  Armen  kein  Haus?" 
fragt  Münsterberg.  „Aber  freilich  häufig  verdient  es  diesen  Namen 
kaum;  oft  ist  es  eine  Stätte  des  Schmutzes,  der  Krankheit  und  des 
Elends.  Da  aufzuräumen  und  aus  solcher  Behausung  eine  freundliche 
Wohnstätte  zu  gestalten,  ist  gewiß  nicht  leicht.  Niemand  aber  wird 
dies  besser  verstehen  als  eine  Frau,  der  eine  gute  und  reine  Häuslichkeit 
zur  zweiten  Natur  geworden  ist  und  die  auch  die  innere  Reinheit  der 
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Gesinnung  auf  die  Verhältnisse  zu  übertragen  vermag,  bei  denen  sie 
die  helfende  Hand  anlegt."^^) 

Wo  es  gilt,  Ordnung  im  Haushalt  zu  schaffen,  Reinlichkeit  herbei- 
zuführen, auf  eine  gute  Erziehung  der  Kinder  hinzuwirken,  wird  eine 
Frau  unbedingt  größere  Erfolge  erzielen  als  ein  Mann.  Auf  diesen 
Gebieten  ist  sie  die  Sachverständige.  Sie  braucht  sich  nur  in  der 
Wohnung  der  Armen  umzusehen,  um  zu  erkennen,  woran  es  fehlt  und 
achtet  dabei  auf  Kleinigkeiten,  die  oft  von  großer  Wichtigkeit  für 
das  Gesamturteil  sind  und  über  die  das  Auge  des  Mannes  meist  achtlos 
hinweggleitet.  \"erm.ö§[|  ihrer  natürlichen  Anlagen  ist  sie  eben  dem 
Manne  auf  diesem  Gebiete  überlegen.  Dasselbe  gilt  von  den  Fällen,  wo 
es  sich  um  Frauen  und  Kinder  handelt.  Namentlich  für  die  Kinder- 
pflege bringt  die  Frau  Eigenschaften  mit,  die  dem  Manne  gänzlich 
abgehen.  Es  gibt  natürlich  auch  eine  ganze  Reihe  von  Fällen  in  der 
Armenpflege,  die  sich  für  die  weibliche  Tätigkeit  nicht  eignen,  wo  es 
sich  ausschließlich  um  Männer,  insbesondere  um  Trinker,  handelt. 
„Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  daß  es  den  Damen  schwer  wird,  ihre 
Autorität  Männern  und  jungen  Burschen  gegenüber  zu  wahren,  und 
soll  den  Damen  das  schwierige  Amt  dadurch  erleichtert  werden,  daß 
möglichst  nur  Frauen  und  Kinder  ihrer  Pflegschaft  unterstelllt 
werden."^*) 

Wie  umfangreich  aber  trotz  dieser  Beschränkung  das  Feld  der 
Frauentätigkeit  ist,  geht  daraus  hervor,  daß  gerade  Frauen  und 
Kinder  den  größten  Teil  der  Bedürftigen  bilden.  So  weisen  z.  B.  die 
Individualarmenstatistiken  von  Halle  und  Magdeburg  folgende 
Zahlen  auf : 

dauernd  Unterstützte: 

Halle   4349  %  männliche,  56,51  %  weibliche, 

Magdeburg   25,18  %  männliche,  74,82  %  weibliche; 

vorübergehend  Un  terstützte: 

Halle   69,00  %  männliche,  31,00  %  weibliche, 

Magdeburg   55^92  %  männliche,  44,08  %  weibliche. 

Bei  weiblichen  Armen  kommen  oft  A^erhältnisse  vor,  die  sich  weit 
besser  für  eine  Frau  zur  Untersvichung  eignen,  wo  die  armen  Frauen 
viel  eher  Zutrauen  zu  einer  Armenpflegerin  als  zu  einem  Armen- 
pfleger gewinnen  und  auf  diese  Weise  durch  die  weibliche  Mitarbeit 
ein  viel  tieferer  Einblick  in  die  ganze  Sachlage  gewonnen  und  den 
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übelständen  weit  besser  abgeholfen  werden  kann.  Von  männlicher 
Seite  ist  hiergegen  verschiedentlich  der  Einwand  erhoben  worden,  daß 
in  den  zahlreichen  Fällen,  in  denen  Fragen  der  Sittlichkeit  eine  Rolle 
spielen,  von  weiblichen  Pflegern  abgesehen  werden  müsse;  denn  man 
könne  es  ihnen  doch  nicht  zumuten,  Erörterungen  anzustellen,  wenn 
es  sich  um  Vorkommnisse,  die  mit  der  Prostitution,  dem  Zuhältertum 
lind  ähnlichen  Erscheinungen  zusammenhängen,  handele,  ferner  um 
eheliche  Zerwürfnisse,  uneheliche  Kinder  usw.  Man  werde  Frauen, 
insbesondere  unverheirateten,  eine  Tätigkeit,  die  sie  oft  mit  sittlich  auf 
sehr  niedriger  Stufe  stehenden  Personen,  namentlich  bei  den  in  den 
Wohnungen  der  Armen  vorzunehmenden  Besuchen,  in  Berührung 
bringen  würde,  überhaupt  nicht  zumuten  können.  Bei  der  früher  und 
zum  Teil  auch  noch  heute  weit  verbreiteten  Prüderie  war  dieses  Be- 
denken nicht  ganz  ungerechtfertigt.  Jedoch  schwinden  diese  alten 
Anschauungen  immer  mehr,  und  es  ist  wohl  auch  anzunehmen,  daß 
prüde  Frauen  ganz  von  selber  von  der  öffentlichen  Armenpflege  fern- 
bleiben werden.  Es  war  ein  recht  verkehrter  Standpunkt,  die  Frauen 
keinen  Blick  in  das  wirkliche  Leben,  das  allerdings  bisweilen  sehr 
traurig  aussieht,  tun  zu  lassen.  Glaubte  man  denn  wirklich,  daß  es 
einer  reinen  und  ernsten  Frau  irgendwie  schaden  würde,  wenn  sie  mit 
Schmutz  und  Verkommenheit  in  Berührung  trat  ?  Ist  es  nicht  viel 
wahrscheinlicher,  daß  gerade  das  reine,  hilfsbereite  Wesen  der  Frau 
einen  sehr  günstigen  Einfluß  ausüben  würde? 

Auch  wurde  eingewandt,  daß  die  Männer  bei  Sachen,  die  das 
ästhetische  Frauengefühl  verletzen,  auf  eine  rücksichtslose  Aussprache 
in  den  Sitzungen  würden  verzichten  müssen  und  verschiedene  Dinge 
eben  nicht  mehr  beim  richtigen  Namen  nennen  dürften.  So  äußert  sich 
der  bekannte  Protest  der  Berliner  Armenverwaltung  vom  15.  Dezember 
1896  gegen  die  Heranziehung  von  Frauen  zur  öffentlichen  Armen- 
pflege dahingehend,  daß  die  Anwesenheit  der  Frau  in  der  Armen- 
kommissionen nur  störend  wirken  würde,  insofern  manches  unter  Aus- 
schluß der  Frau  verhandelt  werden  müßte.  Aber  auch  in  Armenpfleger- 
kreisen haben  sich  die  Anschauungen  in  dieser  Hinsicht  infolge  der  guten 
Erfahrungen,  die  man  durchweg  mit  der  weiblichen  Hilfe  gemacht  hat, 
geändert.  Als  Beweis  dafür  sei  hier  eine  Stelle  aus  einem  der  Berichte 
angeführt,  die  bei  der  Berliner  Armendirektion  auf  die  1906  bei  allen 
Armenkommissionen  gehaltene  Umfrage  über  die  Bewährung  der  weib- 
lichen Mitarbeit  eingingen.  „Nicht  darauf  kommt  es  an,  was  ver- 
handelt, sondern  wie  verhandelt  wird,  und  Sache  des  Vorstehers  ist  es, 
dafür  zu  sorgen,  daß  das  Sittlichkeitsgefühl  nicht  verletzt  wird.  Ich 
habe  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß  die  Frau  durch  ihre  Gegenwart 
nicht  störend,  wohl  aber  reinigend  wirkt,  indem  sie  alles  überflüssige 
und  unsaubere  Gerede  fernhält." 


Es  ist  daher  in  hohem  Maße  wünschenswert,  daß  die  Frauen  den 
Teil  der  Armenpflege  übernehmen,  wo  es  sich  in  der  Hauptsache  um 
Frauen  und  Kinder  und  um  die  Erfüllung  von  Pflichten  handelt,  die  mit 
dem  häuslichen  Leben  in  engem  Zusammenhang  stehen.  Die  Frau 
wird  hier  nicht  nur  in  der  Lage  sein,  die  Übelstände  besser  zu  erkennen 
luid  zu  beurteilen,  sondern  sie  wird  auch  besser  Abhilfe  schaffen  können. 
Gerade  die  eigentliche  Pflegetätigkeit,  d.  h.  die  Überbringung  der  Unter- 
stützung und  die  Einwirkung  auf  die  Bedürftigen  liegt  der  Frau  ganz 
besonders  gut.  Wenn  ein  männlicher  Pfleger  z.  B.  auch  wer  weiß  wie 
oft  zur  Sauberhaltung  der  Wohnung  mahnt,  so  wird  das  längst  nicht 
den  Erfolg  haben,  als  wenn  eine  Pflegerin  kommt,  die  doch  gleich 
übersieht,  worin  die  Übelstände  bestehen  und  die  entsprechenden  An- 
weisungen geben  kann,  wie  dem  am  besten  abzuhelfen  ist.  Die  der 
Frau  eigene  Sorgfalt  und  Gewissenhaftigkeit  bei  der  Verrichtung  auch 
kleiner,  unbedeutender  Aufgaben  und  ihre  Geduld  und  Ausdauer 
k:ommen  ihr  dabei  sehr  zu  statten.  Auch  hat  die  Frau  ein  ausgeprägtes 
Gefühlsleben  vor  dem  Manne  voraus.  Ihre  alles  verstehende  Milde  ist 
loci  der  Aufrichtung  von  Verzweifelten  und  Gesunkenen  überaus  wert- 
voll; denn  Not  und  Elend  werden  nicht  allein  durch  materielle  Unter- 
stützung, sondern  vor  allem  auch  durch  liebevollen  Zuspruch  gelindert. 

Noch  ein  anderer,  sehr  beachtenswerter  Zustand  spricht  außerdem 
für  die  Zuziehung  der  Frauen  zur  öffentlichen  Armenpflege.  Die 
Männer  stehen  doch  alle  im  Beruf  und  werden  dadurch  schon  so  stark 
in  Anspruch  genommen,  daß  ihnen  nur  wenig  Zeit  zur  Ausübung  ihres 
Ehrenamts  als  Armenpfleger  bleibt.  Dagegen  gibt  es  eine  große  Zahl 
von  berufslosen  Frauen,  die  viel  mehr  Zeit  und  Kraft  übrig  haben  und 
sich  ihren  Pfleglingen  in  viel  größerem  Umfange  widmen  können. 

So  kann  und  muß  also  die  Frage  nach  der  Zweckmäßigkeit  der 
Heranziehung  der  Frau  zur  öffentlichen  Armenpflege  unbedingt  bejaht 
werden.  Und  daraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit  der  Durchführung 
-einer  solchen  Eingliederung.  „Wie  jeder,  der  der  Allgemeinheit  nützen 
kann,  auch  die  Pflicht  hat,  es  zu  tun,  so  hat  auch  die  Frau  da,  wo  sie 
helfen  und  nützen  kann,  die  Pflicht,  einzugreifen  und  ein  Recht 
darauf,  daß  ihr  bei  Ausübung  dieser  Pflicht  keine  Flindernisse  in  den 
Weg  gelegt  werden. "^^) 

b)  Entwicklung  und  gegenwärtiger  Stand. 

I.   Gleichberechtigte  Tätigkeit. 
Es  gibt  drei  Wege,  die  zum  Ziele  führen : 
I.  die  Eingliederung  von  Frauen  in  die  öffentliche  Armenpflege 
gleichberechtigt  mit  den  männlichen  Pflegern; 
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2.  die    Einstellung    von    Helferinnen     durch    Verbindung  mit 
Frauenvereinen; 

3.  eine  bloße  Fühlungnahme  mit  der  privaten  Wohltätigkeit. 
Von  den  drei  Arten  der  weiblichen  Mitarbeit  verdient  die  Ein-, 

gliederung  der  Frau  in  die  öffentliche  Armenpflege  mit  den  gleichen 
Rechten  und  Pflichten  wie  die  männlichen  Armenpfleger 
unbedingt  den  Vorzug;  denn  die  Übertragung  einer  größeren  Ver- 
antwortung ruft  ein  höheres  Interesse  am  Dienst  hervor  und  steigert 
Eifer  und  Arbeitsfreudigkeit,  und  wenn  die  Frauen  dieselben  Pflichten 
übernehmen,  ist  es  recht  und  billig,  daß  ihnen  auch  die  gleichen  Rechte 
eingeräumt  werden.  Dabei  ist  diese  Art  der  Heranziehung  der  Frauen 
zur  öffentlichen  Armenpflege  zugleich  die  einfachste,  indem  die  vor- 
handene Organisation  gar  nicht  geändert  zu  werden  braucht,  sondern 
nur  eine  Anzahl  von  Stellen,  die  bisher  ausschließlich  durch  Männer 
besetzt  wurden,  jetzt  von  Frauen  eingenommen  werden. 

Allerdings  ist  das  strenge  Quartiersystem,  wie  es  durch  das  Elber- 
felder System  eingeführt  wurde,  für  die  Eingliederung  der  Frau 
nicht  günstig;  denn  es  ist  zweckmäßiger,  wenn  ihr  nicht  ein  bestimmtes 
Quartier  mit  allen  zufällig  darin  wohnenden  Personen  übertragen  wird, 
sondern  nur  solche  Fälle  zugewiesen  werden,  die  sich  für  die  Frauen- 
tätigkeit eignen  und  in  denen  gerade  Frauen  besonders  segensreich 
wirken  können.  Auch  aus  anderen  Gründen  war  man  in  neuester  Zeit 
bereits  vielfach  von  dem  strengen  Quartiersystem  abgekommen,  weil 
z.  B.  infolge  des  starken  Fluktuierens  der  ärmeren  Bevölkerung  auj> 
einem  Stadtteil  in  den  anderen  die  Armen  in  einem  bestimmten 
Quartier  oft  wechseln  und  der  Armenpfleger  daher  nicht  die  Möglich- 
keit hat,  sich  in  die  Verhältnisse  der  einzelnen  genau  einzuleben 
i  Straßburger  System). 

Man  hat  auf  die  Schwierigkeiten  hingewiesen,  die  daraus  der 
Arbeit  des  Distriktsvorstehers  entstehen  würden,  da  er  doch  von  vorn- 
herein nie  wissen  könne,  wie  sich  der  einzelne  Fall  gestalten  und  ob  er 
sich  für  die  Frauentätigkeit  eignen  wird;  jedoch  haben  sich  in  der 
Praxis  Schwierigkeiten  dieser  Art  nicht  herausgestellt.  Teilweise  hat 
man  sich  auch  dadurch  geholfen,  daß  man  die  Quartiere  vergrößerte 
;md  ihnen  je  einen  Armenpfleger  und  eine  Armenpflegerin  beigab,  die 
sich  dann  in  die  verschiedenen  Fälle  des  Quartiers  teilten  (siehe  Bonn). 
Dabei  sind  die  weiblichen  Pfleger  ebenso  wie  die  männlichen  zur 
Prüfung  der  Verhältnisse,  Auswahl  und  Beantragung  von  Art  und 
Höhe  der  Unterstützung  befugt  und  zu  einer  sorgfältigen  Vornahme 
der  Recherchen  und  der  eigentlichen  Pflegetätigkeit  verpflichtet.  Auch 
steht  ihnen  das  Recht  zu,  in  dringenden  Fällen  eine  Unterstützung  ohne 
vorherige  Beantragung  zu  gewähren.  Die  Gleichberechtigung  wird  am 
besten  durch  die  Verleihung  des  Stimmrechts  an  die  Frauen  zum 
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Ausdruck  gebracht.  Praktisch  hat  das  Stimmrecht  keinen  so  erheb- 
lichen Wert,  weil  in  den  Armenkommissionen  doch  nur  selten  formell 
abgestimmt  wird,  sondern  ein  Antrag,  der  unter  hinreichendem  Beleg 
seiner  Notwendigkeit  gestellt  wird,  auch  meistens  durchgeht,  schon 
aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  die  größte  Sachkenntnis  des  Falles  in 
der  Regel  auf  Seiten  des  Antragstellenden  ist. 

Für  diese  vollständig  gleichberechtigte  Art 
der  weiblichen  Mitarbeit  trat  auch  der  deutsclie 
Verein  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  in 
erster  Linie  ein,  wie  aus  den  nachstehenden  Leitsätzen,  die  auf 
der  i6.  Jahresversammlung  des  Vereins  am  24.  und  25.  September  18^)6 
in  Straßburg  i.  E.  angenommen  wurden,  hervorgeht: 

1.  Die  Heranziehung  von  Frauen  zur  öffentlichen  Armenpfiege 
ist  eine  Notwendigkeit. 

2.  Die  Heranziehung  wird  am  einfachsten  und  gründlichsten 
dadurch  erzielt,  daß  neben  den  Armenpflegern  auch  Armen- 
pflegerinnen in  der  erforderlichen  Zahl  gestellt  werden. 

3.  Den  Armenpflegern  und  Armenpflegerinnen  sind  gleiche 
Rechte  und  gleiche  Pflichten  zu  gewähren. 

4.  Wo  sich  Hindernisse  dieser  Einrichtung  entgegenstellen,  ist 
die  Mithilfe  der  Frauen  in  der  öffentlichen  Armenpflege  in 
anderer  Weise  zu  sichern. 

5.  Die  in  der  Privatwohltätigkeit  beschäftigten  Frauen  sind  in 
möglichst  enge  Verbindung  mit  der  öffentlichen  Armeii- 
v^erwaltung  zu  bringen.^^) 

Ähnlich  lautet  der  Beschluß  des  3.  allgemeinen 
preußischen  Städtetages  am  29.  und  30.  Januar  1901  in 
Berlin : 

1.  Die  Heranziehung  der  Frauen  zur  öffentlichen  Armen-  und 
Waiccnpflege  ist  dringend  wünschenswert. 

2.  Dieses  Ziel  wird  am  besten  dadurch  erreicht,  daß  die  Ge- 
nieinden Frauen  zu  Armen-  und  Waisenpflegerinnen  wählen 
und  diiekt  in  die  Organisation  der  Armen-  und  Waisen- 
verwaltung einordnen. 

3.  Wo  feste  organische  Verbindungen  zwischen  Armen-  und 
Waisenverwaltungen  einerseits  und  Frauenvereinen  anderer- 
seits  schon  seit  langer  Zeit  bestehen  und  sich  bewährt  haben, 
wird  auch  künftig  diese  Art  der  Heranziehung  der  weiblichen 
Hilfstätigkeit  einer  eingehenden  Armen-  und  Waisenfürsorge 
förderlich  sein.^^) 
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Da:-  Kiiilrcien  dieser  beiden  maßgebenden  Stellen  hat  die  Sache 
ein  gutes  Stück  vorwärts  gebracht.  Die  einzigen  deutschen  Städ*e, 
die  bereits  vcilicr  den  Frauen  gleiche  Rechte  und  Pflichten  in  der 
städtischei:  ;N rmenfürsorge  eingeräumt  hatten,  waren  Ratibor  (seit 
1874),  Cassel  und  Colmar  i.  E. 

Cassel  hatte  zwar  die  Frauen  nicht  direkt  in  die  öffentliche 
Armenpflege  eingeordnet,  wie  z.  B.  die  männlichen  Pfleger,  sondern 
es  war  dort  i88r  vom  Vaterländischen  Frauen-Bezirksverein  nach 
§  I  des  betreffenden  Statuts  eine  besondere  Sektion  geschaffen  worden, 
„um  den  Orgarjcn  der  städtischen  Armenverwaltung  in  allen  Instanzen 
Rat  und  Flilfe  sachverständiger  Frauen  zu  gewähren  bei  der  aus  den 
Mitteln  des  städtischen  Armenetats  zu  übenden  Armenpflege";  die 
Mitglieder  dieser  Sektion  haben  jedoch  die  gleichen  Rechte 
und  Pflichten  wie  die  männlichen  Pfleger.  Die  Vorsteherin  der 
Sektion  ist  die  Vertrauensperson  zwischen  dem  Verein  und  der 
städtischen  Armenverwaltung  inid  nimmt  an  allen  Sitzungen  der 
Armendirektion  mit  beratender  Stimme  teil.  Ihr  untersteht  die 
Kontrolle  der  Armenpflegerinnen.  Gewählt  wird  sie  vom  Vorstande 
des  Frauen-Bezirksvereins,  wogegen  die  Armenpflegerinnen  von  der 
Armendirektion  auf  Vorschlag  der  Bezirkskommissionen  ernannt 
werden.  Die  Zahl  der  Pflegerinnen  ist  nicht  festgesetzt;  doch  soll  in 
jedem  Bezirk  mindestens  eine  Pflegerin  tätig  sein.  Den  Armen- 
pflegerinnen wird  kein  bestimmtes  Quartier  zugewiesen,  sondern  es 
sollen  ihnen  innerhalb  der  Bezirke  diejenigen  Armenpflegefälle  über- 
geben werden,  welche  sich  für  die  Entfaltung  der  weiblichen  Tätigkeit 
besonders  eignen  (Fürsorge  für  alleinstehende  Frauen  und  kinder- 
reiche Familien).  Die  Einrichtung  hat  sich  ausgezeichnet  bewährt. 
1916  sind  29  weibliche  und  194  männliche  Pfleger  tätig;  eine  Frau  ist  in 
der  Armendirektion  mit  beratender  Stimme. 

Nach  1896  gingen  viele  Kommunen  daran,  die  Armenordnungen  zu 
reformieren  und  die  Einordnung  von  Frauen  auf  dem  Gebiet  der 
Armenfürsorge  vorzunehmen.  Die  Erfahrungen,  die  man  mit  der 
weiblichen  Mitarbeit  machte,  waren  durchweg  gute  und  veranlaßten 
immer  mehr  Städte,  Frauen  zur  öffentlichen  Armenpflege  heranzu- 
ziehen. Einige  Beispiele  über  die  Entwicklung  und  den  gegenwärtigen 
Stand  seien  im  folgenden  angeführt. 

Posen  setzte  1897  Armenpflegerinnen  mit  gleichen  Rechten  und 
Pflichten  ein.  Ihre  Tätigkeit  sollte  sich  so  gestalten,  daß  sie  vorzugs- 
weise dort  verwendet  wurden,  wo  eine  weibliche  Hilfstätigkeit  be- 
sonders erwünscht  sei.  Schon  im  ersten  Jahre  waren  erfreuliche  Fort- 
schritte zu  verzeichnen.  Eine  große  Zahl  von  Frauen  hatte  sich  in 
den  Dienst  der  öffentlichen  Armenpflege  gestellt,  so  daß  jeder 
Kommission  mehrere  Armenpflegerinnen  überwiesen  werden  konnten. 
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Die  Jaiirfsbtrichte  der  Armenverwah  miii-  heben  hervor,  claB  die 
Pflegerimitn  die  Sitzungen  fleißig  besnclieti  und  ihre  Tätigkeit  überall 
sehr  segensreich  wirkt.  Die  Frauen  prüfen  und  unterstützen  selb- 
ständig, genau  wie  die  männlichen  Pflegeorgane.  Da  sich  zeitweise  ein 
Mangel  an  männlichen  Pflegern  herausstellte,  ging  man  1905  da^u 
über,  den  Trauen  mit  ihrer  Einwilligung  auch  ganze  Armenquartiere 
vollständig  zu  übertragen.  Diese  Bestiinrniuig  ist  auch  jetzt  noch  in 
Kraft.  [916  sind  46  weibliche  und  350  i'iämüiche  Pfleger  tätig;  eine 
Gemeindeschwester  in  der  Armendepuratiou  mit  beratender  Stimme. 

1898  folgte  Königsberg  mii  seinen  Bestimmungen,  betreffend 
■die  Heranziehung  von  Frauen  und  IVliidrlKii  zur  Mitwirkung  in  der 
städtischen  Vrmenpflege.  „Die  ArmenpHegerin  wird  von  dem  Armen- 
-rat  in  gleicher  Weise  wie  der  Armen  pflege  r,  und  zwar  entweder  zu- 
vSammeii  mir  einem  Armenpfleger  oder  zn^.jmmen  mit  einer  zweiten 
Armenpflegerin  mit  der  Prüfung  von  1" nu  r;  tützungsgesuchen  beauf- 
tragt. Die  Auswahl  der  den  Armenpfl«- rmnen  zu  übertragenden 
Prüfungen  ist  im  übrigen  dem  freien  Krnirssen  des  Armenrats  anheim- 
gegeben. Doch  soll  er  hauptsächlich  solche  Fälle  auswählen,  in  denen 
es  sich  um  die  Fürsorge  für  Frauen  und  Kinder,  für  kranke,  alters- 
schwache oder  gebrechliche  Arme  batuleh,  dagegen  es  möglichst  zu 
vermeiden  suchen,  daß  die  Armenpflege  rinnen  mit  Trunkenbolden  und 
liederlichen  Personen  in  Berührung  kommen.  Die  Armenpflegerinnen 
sind  auch  hinsichtlich  der  Gewährung  von  Unterstützungen  ohne 
Beschlul.  der  Kommission  mit  den  A rniv?npflegern  gleichberechtigt. 
Es  wird  ihnen  besonders  anempfohlen,  neben  der  prüfenden,  bericht- 
erstattenden und  beschließenden  Tätigkeit  sich  der  eigentlichen 
pflegerischen  Arbeit  zu  unterziehen  und  deshalb  bei  ihren  Besuchen 
auch  auf  die  Ordnung  des  Hauswesens,  die  Verwendung  der  Unter- 
stützung und  die  Pflege  der  Hauskrankt-n  Bedacht  zu  nehmen.''  1916 
sind  48  weibliche  und  372  männliche  Pfleger  tätig. 

Auch  in  D  a  n  z  i  g  wurde  die  Teilnahme  von  Frauen  an  der  öffent- 
lichen Armenpflege  als  stimmberechtigte  Mitglieder  der  Armen- 
kommissionen durch  die  Armenordnung  vom  26.  Februar  1898  be- 
stimmt; ihnen  sollte  in  der  Hauptsache  di«-  Aufsicht  über  alte  Eheleute, 
Witwen,  Wöchnerinnen  imd  Kinder  anverti-aut  werden  mit  Ausnahme 
solcher  Fälle,  die  sich  für  weibliche  Personen  nicht  eignen.  1916  sind 
59  weibliche  und  240  männliche  Pflegt  r  ridig:  3  Frauen  in^ler  Armen- 
direktion stimmberechtigt. 

Sehr  umfangreich  ist  die  Mitarbeit  der  Frau  in  Bon  n.  Sie 
wurde  dort  am  i.  April  1898  durchgefii  h  n .  und  zwar  gleichberechtigt 
mit  den  männlichen  Pflegern.  Die  }?.,»nii.r  I  .inrichtung  unterscheidet 
sich  dadurch  von  den  meisten  anderen  dafö  jedem  Quartier  immer 
ein  ArtnenpHeger  und  eine  ArmenpHegerin  vorgesetzt  sind,  teilweise 


auch  2  Armenpfie^eriniu  ii.  /..  \\.  wenn  es  sich  um  Scli  wcm«.  ni  oder 
Mutter  und  Tochter  han<l<h,  (iie  gern  zusammen  ariieiun  wollen. 
Durch  diese  genieinschaflH«Mi«-  Behandlung  der  PHegefälle  wollte  man 
den  Pflegeorganen  eine  Eilt  ichioriing  verschaffen.  In  jedem  Quartier 
steht  es  den  Hilfesuchen<l<  i)  voilkommen  frei,  ob  sie  sich  an  den 
Armenpfleger  oder  die  AruK  iii>Hrgerin  wenden  wollen,  jedoch  müssen 
beide  die  Verhältnisse  prüfen  uii'i  in  der  Sitzung  der  Bezirkskommission 
das  Ergebnis  ihrer  ErmilihingeM  vortragen,  worauf  der  Beschluß 
gefaßt  wird.  Dieses  System  hai  sich  in  Bonn  sehr  gut  bewährt,  wenn 
es  auch  nicht  als  mustergiiliig  bezeichnet  werden  kann:  denn  die 
Frauen  sind  hierbei  vor  Tnmkenbolden  u.  dgl.  keineswegs  geschützt. 
Der  Bericht  der  Armenbehörde  besagt,  „daß  die  Pflegerinnen  fast  aus- 
nahmslos großen  Eifer  und  praktisches  Verständnis  zeigen.  Die 
Unterstützungsgesuche  werden  in  den  meisten  Fällen  bei  den  Pflegern 
angebracht,  da  diese  vorläufig  noch  bekannter  sind.  In  den  gemein- 
samen Bezirkssitzungen,  an  «lenen  die  Frauen  recht  gewissenhaft  teil- 
nehmen, findet  gewöhnlich  c-ine  Verständigung  darüber  statt,  ob  der 
Pfleger  oder  die  Pflegerin  vorzugsweise  die  etwa  noch  nötigen  Ermitt- 
lungen anstellen  und  wer  die  Pflege  bei  den  einzelnen  Unterstützten 
ausüben  soll.  Den  Pflegerinnen  werden  in  der  Regel  kinderreiche 
Familien  und  alleinstehende  Frauen  überwiesen.  Unzuträglichkeiten 
irgendwelcher  Art  haben  sich  aus  dem  Zusammenarbeiten  von  Männern 
und  Fratien  nicht  ergeben".  Übrigens  gehört  Bonn  zu  den  ganz 
wenigen  Städten,  in  denen  die  Zahl  der  weiblichen  PMeger  die  der 
männlichen  eine  Zeitlang  übt^rstieg.    Auch  im  Armenrat  sind  seit  1902 

2  Frauen  mit  vollem  Stimmrecht.  1916:  91  weibliche  und  127  männliche 
Pfleger. 

Sehr  groß  war  der  Widerstand  der  Armenpfleger  in  Char- 
lotte n  b  tt  r  g ,  als  1899  die  ersten  Armenpflegerinnen  berufen  wurden. 
Ihre   Zahl  wuchs  nur  sehr  langsam.     1905  wurden   zum  erstenmal 

3  Frauen  mit  beratender  Stimme  in  die  Armendirektion  gewählt;  1907 
wurden  sie  stimmberechtigt.  Doch  ist  die  Zahl  der  weiblichen  Hilfs- 
kräfte erst  in  den  letzten  Jahren  gewachsen.  Besondere  Bestimmungen 
über  die  Tätigkeit  der  Fraii  sind  hier  nicht  getroffen.  1916:  41:  weib- 
liche und  473  männliche  PHeger;  2  Frauen  im  Armenrai  stimm- 
l3erechtigt. 

Außerordentlich  langsam  \  ollzog  sich  die  Entwicklung  in  B  e  r  1  i  n. 
Die  Eingliederung  von  Frauen  begegnete  hier  dem  geschlossenen 
Widerstand  aller  Armenpfleger.  Zwar  lernten  es  die  männlichen 
Pfleger  bereits  bei  dem  Zusanunenwirken  mit  dem  Vaterländischen 
Frauenverein  kennen,  wie  (rn.-tlich  die  Frauen  auf  diesem  Gebiete 
arbeiten  und  wie  wertvoll  ihre  Mithilfe  ist,  aber  sie  sprachen  trotzdem 
die  Drohung  aus,  ihre  Ämter  an  demselben  Tage  niederzulegen,  wo  mit 
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der  Heranziehung  der  Frauen  zur  öffentlichen  Armenpflege  begonnen 
würde.  Als  nun  die  Gemeindebehörden  Berlins  am  20.  Dezember  1900 
den  Beschluß  faßten,  daß  „zu  Mitgliedern  einer  Armenkommission  alle 
großjährigen  Angehörigen  eines  deutschen  Bundesstaates  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechts  wählbar  sind,  die  sich  im  Besitz  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  befinden  und  in  Berlin  wohnhaft  sind"  und  mit  der  Zu- 
lassung von  Frauen  im  April  1902  begonnen  wurde,  machten  zwar  die 
Armenpfleger  ihre  Drohung,  aus  der  öffentlichen  Armenpflege  auszu- 
scheiden, nicht  wahr,  aber  sie  bereiteten  der  Mitarbeit  der  Frau  doch 
alle  erdenklichen  Schwierigkeiten.  So  erklärt  es  sich,  daß,  obwohl  der 
Wahl  von  Frauen  nichts  im  Wege  stand,  von  dieser  Befugnis  doch 
nur  ein  sehr  geringer  Gebrauch  gemacht  wurde.  Die  Armendirektion 
wollte  die  Vermehrung  der  Zahl  der  Armenpflegerinnen  fördern  und 
hielt  1906  eine  Umfrage  bei  allen  Armenkommissionen,  welche  Frauen 
beschäftigen,  über  die  damit  gemachten  Erfahrungen.  Die  Berichte 
der  24  Kommissionen,  in  denen  Frauen  tätig  waren,  lauteten  mit  einer 
einzigen  Ausnahme  sehr  günstig.  Daraus  geht  hervor,  daß,  trotz  des 
großen  Widerstandes  in  der  ersten  Zeit,  die  männlichen  Pfleger  doch 
die  Mitarbeit  der  Frauen  schätzen  gelernt  haben  und  ihr  jetzt  die  An- 
erkennung zollen,  die  sie  verdient.  Die  Gutachten  sind  vom  Magistrat 
veröffentlicht  worden ;  zwei  davon  seien  hier  angeführt. 

„Einleitend  möchte  ich  bemerken,  daß  ich  sowohl  wie  die  meisten 
Mitglieder  der  Kommission  entschiedene  Gegner  der  Beschäftigung  von 
Frauen  in  der  städtischen  Armenpflege  gewesen  sind.  Nichtsdesto- 
weniger haben  wir  uns  sämtlich  damit  einverstanden  erklärt,  daß  ein 
Versuch  auch  in  unserer  Kommission  gemacht  würde.  Die  uns  zu- 
gewiesene Pflegerin  hat  sich  nun  in  jeder  Beziehung  den  Erfordernissen 
des  Amtes  gewachsen  erwiesen.  Sie  hat  bei  Recherchen  und  Revisionen 
eine  große  Sorgfalt  und  Arbeitswilligkeit,  einen  so  unermüdlichen 
Eifer,  die  wirklichen  Verhältnisse  zu  ermitteln,  gezeigt,  daß  sie  sich 
nicht  scheut,  in  den  entferntesten  Stadtteilen  die  Verwandten  und 
unterstützungspflichtigen  Angehörigen  aufzusuchen.  Was  ich  aber  am 
meisten  schätze,  ist  das  klare,  unbestechliche  Urteil,  das  durch  keine 
Empfindsamkeit  und  Sentimentalität  getrübte  Unterscheidungs- 
vermögen, die  zutreffende  Schärfe  ihrer  Berichte.  Wenn  ich  ein  Urteil 
abgeben  muß,  so  würde  es  dahin  lauten,  daß  die  Armendirektion  eine 
bedeutende  und  wertvolle  Bereicherung  der  ihr  zur  Verfügung  stehen- 
den Arbeitskräfte  erfahren  würde,  wenn  es  gelänge,  auch  nur  in  ganz 
Berlin  20  Damen  von  der  Befähigung  der  diesseitigen  Armenpflegerin 
zu  gewinnen.** 

Ein  anderes  Urteil  lautet:  „In  der  hiesigen  Armenkommission  ist 
eine  Frau  seit  i  K>  Jahren  als  Armenpflegerin  tätig,  und  kann  ich  mit 
gutem  Gewissen  behaupten,  daß  sich  diese  Frau  bis  jetzt  in  jeder  Be- 


—  39  — 


Ziehung  bewährt  hat.  Ihre  Aufgabe  besteht  darin,  in  den  Familien 
eheverlassener  beziehungsweise  allein  dastehender  Frauen  die  not- 
wendigen Recherchen  vorzunehmen.  Ihre  Berichte  sind  klar  und 
deutlich,  auch  erschöpfend,  und  ihr  mündlicher  Vortrag  beweist,  daß 
sie  ihre  Aufgabe  nicht  nur  darin  erblickt,  Unterstützungen  zu  befür- 
worten, sondern  auch,  wo  es  not  tut,  ermahnend  und  zurechtweisend 
vorzugehen.  Die  Dame,  von  der  ich  rede,  hat  noch  nie  gefehlt,  und  es 
war  mir  ein  Bedürfnis,  dies  bei  passender  Gelegenheit  rühmend 
hervorzuheben." 

1913  sollte  auch  eine  Frau  in  die  i\rmendirektion  gewählt  werden. 
Das  rief  wiederum  einen  großen  Widerstand  unter  den  Männern 
hervor,  und  eine  Delegiertenversammlung  des  Bundes  der  Vereine 
unbesoldeter  Gemeindebeamten  Berlins  erhob  gegen  diese  Ausdehnung 
der  höheren  kommunalen  Ehrenämter  für  die  Frauen  lebhaften  Ein- 
spruch. Trotzdem  aber  wurden  im  März  1914  3  Frauen  als  voll- 
berechtigte Mitglieder  der  Armendirektion  zugelassen.  1916:  159  weib- 
liche und  5  969  männliche  Pfleger. 

Als  in  Bremen  durch  das  Gesetz  von  1900  die  Grundlage  für  die 
weibliche  Mitarbeit  in  der  Armenpflege  geschaffen  worden  war,  wurde 
auch  alsbald  davon  Gebrauch  gemacht.  In  jedem  Bezirk  ist  mindestens 
eine  Pflegerin  tätig.  Auch  in  der  leitenden  Behörde  sind  Frauen  durch 
2  Armenpflegerinnen  vertreten.  Es  ist  jedoch  zu  tadeln,  daß  es  den 
Frauen  gestattet  wird,  sich  von  den  Bezirkssitzungen  dispensieren  zu 
lassen.  In  anderen  Städten  hat  man  durchweg  die  Erfahrung  gemacht, 
daß  die  Frauen  sehr  großen  Wert  darauf  legen,  die  Sitzungen  zu  be- 
suchen, und  ihr  Erscheinen  daselbst  wird  ihnen  sonst  direkt  zur  Pflicht 
gemacht.  Gerade  die  Besprechungen  in  den  Sitzungen  geben  ja  den 
Frauen  die  beste  Gelegenheit,  sich  in  die  Grundsätze  der  Armen- 
verw^altung  einzuarbeiten.  1916:  31  weibliche  und  323  männliche 
Pfleger. 

C  ö  1  n  begann  1901  mit  der  Heranziehung  voii  Frauen  zur  öft'ent- 
lichen  Armenpflege.  Jeder  Druck  auf  die  Armenbezirke  hinsichtlich 
der  Einstellung  von  Armenpflegerinnen  wurde  vermieden,  vielmehr 
blieb  dieselbe  dem  Ermessen  der  Bezirke  überlassen.  Auf  diese  Weise 
vollzog  sich  der  Eintritt  weiblicher  Hilfskräfte  in  die  städtische  Armen- 
pflege nur  langsam,  namentlich  da  in  manchen  Bezirken  die  Vorurteile 
gegen  die  weibliche  Mitarbeit  schwer  zu  überwinden  waren.  Den 
Armenpflegerinnen  wird  in  der  Hauptsache  die  Fürsorge  für  allein- 
stehende Frauen  und  kinderreiche  Familien  übertragen ;  doch  kann  ihre 
Hilfe  auch  von  den  männlichen  Pflegern  bezüglich  der  den  letzteren 
unterstellten  Armen  in  Anspruch  genommen  werden,  besonders  um 
durch  ihre  Einwirkung  der  Verwahrlosung  des  Haushalts  Einhalt  zu 
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tun.  1916:  90  weibliche  und  i  100  männliche  Pfleger  ;  2  Frauen  stimm- 
berechtigt in  der  Armendirektion. 

In  Frankfurt  a.  M.  arbeiten  ebenfalls  Frauen  in  der  öffent- 
lichen Armenpflege  mit  den  gleichen  Rechten  und  Pflichten  wie  die 
männlichen  Pflegeorgane,  nachdem  dort  im  November  190T  §  17  der 
Armenordnung  durch  folgenden  Zusatz  erweitert  wurde:  „Zu  Armen- 
pflegern können  auch  Angehörige  des  weiblichen  Geschlechts  gewählt 
werden,  welche  bereit  sind,  das  Amt  anzunehmen/'  Ein  bestimmtes 
Quartier  wird  den  Frauen  nicht  zugewiesen,  sondern  es  werden  ihnen 
innerhalb  des  ganzen  Armenbezirks  die  Fälle  übertragen,  in  denen 
gerade  die  Einwirkung  einer  Frau  von  besonderem  Nutzen  ist.  1906 
war  die  Frage  der  Frauentätigkeit  Gegenstand  einer  eingehenden  Be- 
ratung. In  der  neuen  Bestimmung  wurden  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Frauen  genauer  festgelegt.  „Die  Armenvorsteher  sind  nicht 
berechtigt,  die  Armenpflegerinnen  ganz  nach  eigenem  Belieben  an  der 
Arbeit  der  Armenverwaltung  zu  beteiligen,  sondern  sie  müssen  den 
Frauen  Zutritt  zu  den  Sitzungen  gestatten  und  müssen  die  für  die 
Frauentätigkeit  geeigneten  Fälle  ihnen  zuweisen.  Die  Armenpflege- 
rinnen sind  zur  regelmäßigen  Teilnahme  an  den  Sitzungen  wie  be- 
rechtigt so  auch  verpflichtet,  und  sind  ebenso  verpflichtet,  die  ihnen 
überwiesenen  oder  freiwillig  übernommenen  Arbeiten  in  der  Armen- 
und  Waisenpflege  den  bestehenden  Vorschriften  gemäß  und  mit  der 
einem  geordneten  Geschäftsgang  entsprechenden  Pünktlichkeit  zu 
versehen."  1916:  142  weibliche  und  1017  männliche  Pfleger;  4  Frauen 
stimmberechtigt  in  der  Armendirektion. 

Auch  in  Magdeburg  wurde  1901  eine  Armenordnung  erlassen, 
wonach  in  jedem  Armenbezirk  i  bis  2  Frauen  eingestellt  werden 
sollten.  Der  Widerstand  der  männlichen  Pfleger  war  auch  hier  sehr 
groß,  so  daß  es  nur  in  einem  Teil  der  Bezirke  gelang,  Frauen  einzu- 
gliedern. 1907  w^urde  eine  Reform  des  Armenwesens  vorgenommen  und 
von  jetzt  ab  mußten  jeder  Armenkommission  2  Frauen  angehören. 
1916:  165  weibliche  und  363  männliche  Pfleger;  eine  Frau  in  der  Armen- 
direktion stimmberechtigt. 

In  Düsseldorf  können  Frauen  seit  1901  durch  die  Armen- 
deputation zu  Arnienpflegerinnen  widerruflich  ernannt  werden.  Sie 
arbeiten  Hand  in  Hand  mit  den  männlichen  Pflegern,  die  ihre  Hilfe 
durch  Vermittlung  der  Bezirksvorsteher  in  Anspruch  nehmen  können, 
vornehmlich  in  den  Fällen,  wo  durch  ihre  Einwirkung  der  Verwahr- 
losung eines  Haushalts  Einhalt  getan  werden  kann.  1906  trat  eine  neue 
Verordnung  in  Kraft,  wonach  die  Armenpflegerinnen  bei  den  monat- 
lichen Bezirksversammlungen  auch  Stimmrecht  haben.  Die  Armen- 
deputation kann,  wenn  es  ihr  angezeigt  erscheint,  den  Frauen  auch  ein 
Quartier  übertragen.    1916:  18  weibliche  und  547  männliche  Pfleger. 
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W  i  e  s  b  a  d  e  n  zog  1897  die  ersten  weiblichen  Hilfskräfte  zur 
öffentlichen  Armenpflege  heran,  und  zwar  wurden  für  jeden  der 
8  Armenbezirke  2  Damen  gewonnen  und  zunächst  lediglich  in  der 
Armenkrankenpflege  beschäftigt.  Bei  etwa  weiter  hervortretenden 
Bedürfnissen  der  ihnen  unterstellten  Familien  setzten  sich  die  Frauen 
mit  den  betreffenden  Bezirksvorstehern  in  Verbindung,  Die  mit  den 
weiblichen  Hilfskräften  gemachten  Erfahrungen  waren  so  gut,  daß 
man  sie  1902  mit  vollen  Rechten  und  Pflichten  in  die  städtische  Armen- 
verwaltung einordnete.    1916:  40  weibliche  und  132  männliche  Pfleger. 

Erst  sehr  spät  entschloß  sich  Leipzig  für  die  weibliche  Mit- 
arbeit. Wie  groß  dort  der  Widerstand  war,  geht  aus  dem  Bericht  des 
Stadtrats  Plentschel  zur  Genüge  hervor,  der  bereits  verschiedentlich 
zitiert  worden  ist.  Aber  die  guten  Erfahrungen,  welche  viele  andere 
Städte  mit  den  Armenpflegerinnen  gemacht  hatten,  veranlaßten 
schließlich  auch  Leipzig,  Frauen  zuzulassen.  19 [6:  43  wei1)liche  und 
I  585  männliche  Pfleger. 

Auch  in  den  meisten  übrigen  größeren  deutschen  Städten  hat  man 
inzwischen  Frauen  zur  gleichberechtigten  Mitarbeit  herangezogen. 
Die  Entwicklung  geht  aus  der  nachstehenden  Tabelle  hervor.  Welche 
alle  Städte  Deutschlands  mit  mehr  als  50000  Einwohnern  erfaßt  Es 
muß  hier1)ei  bemerkt  werden,  daß  die  Anga1)en  dieser  und  auch  der 
folgenden  Tabellen  leider  nicht  ganz  vollständig  sind.  Die  neuen 
Berichte  der  Stadtverwaltungen  sind  infolge  des  Krieges  vorläufig  niciit 
alle  erschienen  und  teilweise  in  beschränktem  Umfange,  so  daß  das 
ganze  neueste  Zahlenmaterial  durch  direkte  Anfragen  erbeten  werden 
mußte.  In  dankenswerter  W^ise  hat  der  größte  Teil  der  befragten 
Städte  bereitwilligst  die  gewünschte  Auskunft  erteilt.  (Siehe  umseitige 
Tabelle  L) 

Während  der  Kriegsjahre  finden  wir  in  manchen  Stedten  enic 
erhebliche  Steigerung  der  weiblichen  Mitarbeit.  Sie  «rklärt  sich,  wie 
in  so  vielen  anderen  Berufen,  natürlicherweise  daraus,  daß  sehr  viele 
der  männlichen  Pfleger  im  Felde  stehen  und  durch  Frauen  ersetzt 
werden  mußten.  Andrerseits  war  auch  noch  verschiedentlich  durch  die 
Fürsorge  für  die  Kriegerfamilien  eine  Erweiterung  der  (Jrganisation 
erforderlich.  Die  Vorschrift,  daß  ihnen  Unterstützungen  nur  im  Falle 
der  Bedürftigkeit  zu  gewähren  sind,  bedingt  die  Prüfung  der  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  F'amilien,  und  es  erschien  deshalb  zweckmäßig, 
die  Kriegsfürsorge  der  Armenverwaltung  anzugliedern.  Verschiedent- 
lich hat  aber  die  Fürsorgetätigkeit  für  die  Kriegerfamilien  einen 
solchen  Umfang  angenommen,  daß  eine  Abzweigung  der  Kriegs- 
fürsorge von  der  Armenverw^altung  erforderlich  schien. 

Wie  die  Zahlen  beweisen,  konnten  sich  aber  doch  noch  nicht  alle 
Städte   dazu   entschließen,    Frauen    mit   den   gleichen    Rechten  und 


—  42  — 


biO 
(D 

Q. 
C 

E 
< 

c 

ü 

+-» 
T3 


£_ 

0) 


C 
O 

E 
<ö 
c 

I_ 
-C 

(D 

u 

bO 
c 

ü 


tu 

0) 

i5 


On 

dar- 
unter 
Frauen 

1     (N     1     ONONr-^,     OOmO    -JmOC^'-iO     I     Q     1  0\ 
^                       O^vO0000a^(NTt-M         Ö^  lO 

1           1     H               '                                                      '  ' 

OinOnoo^o       r^coo-*-^voroH-  (MQ(N0> 

»vOOOOOON           loON'^OOC^v         !Nm|  HiON 

M  H 

10 

a\ 

i  s  y 

-II 

1      1  |t^C>it>,r0u0OMi-iOC0H0iQ,O\ 

|||»o          1  a\"Ocooovo(N-^H]ö\jio 

'S  S 

VO          OOCON           [oOtM-^COON         (NiO|  HVO« 

H 

i  ^  ^ 

1     ,     |M0Ot>|  |»O0wa\Or-Tf-0|Q|0 
1     1     1^            1  |a\voooi:^oo(N-^H|J^|io 

OC^-i-l^COVO         OCOOrhOOMOOO  NOC^O 
CM-t-010(NvO     I     uONMio-t-C^OO     ,  00O\VOI> 
VO          OOI>M           ;00(N-t-rOC^         (NiO[  HiO<N 

VO                    '                                     H  H 

00 

i  Ö  l 
«  c  « 

g  1  .l 

'S  s 

in 

620 

324 

228 
52 
118 
296 
201 
410 

414 
I  961 

72 
189 
496 
420 

32 
930 
562 
270 

1 

t  ü  s 

CS  « 

1      1      1     C^C0-+-O-hC0V0M-i-00VO0>|      1     vo  >co 
M  a\^VOt>00(N'^||vOjiD 

1  |c: 

0>  MO-^C^iOONuOCOC^C^COVOOsC^ClirjQCO 

r-i  lOoo'^-lO':l-T^o^o^(^^QO^(N<^^Hooov5»o 

iO         00»O(N          MOOHCO-^O          MUO-^  O-^CO 

10                                                         0)  H 

a\ 

H 

i  53  i 

H,       lOiOOit—    -rhCOOCOtOI^^VO,  |\0|H 

1      1     (M           1     M          0^  ^    10  ^    CO  M    (M     1      1     10    J  vO 

'S  in 

00  COOO(NOOOOIO':|-ONVOI:^VOUOIOOOI>VOW 
>O|00'^N         MOONOOOOOO         (N-*-ri-  a\uoco 

»0  H 

!>• 

c 

i  S 

-0  1  2 

111«        Ii  o|vovooo(NH|[co|ro 

'S  |h 

vo^i>iovocot>oo^oococooo 

1      1     r^00lO,  «COPONOONC^ilN^C-^OO'^-COVO 

1    |ooo>M|M<NMooooa\  cO'^Tt- 

CO 


ö   =^  S 

(U  ^  <u 


(U 


(U 

n 

o  . . 


^  ^„S;§ä;§'Q^'S  c  5  Öl«  üo'^  ö-^  e4ii  n 
o  bßCIT:!:^:^;  o  c  S  oJ  o  OS  (u^^aj  c 
cö:3CTj<i><uiu.i;oo'^u-t-uajx:^o=oj-.cö 


C  1/3 


N 


2  bß 


—  43  — 


VO 
0\ 

uiiter 
Frauen 

CO    OOiO-l-    1    CO    f--COVOC0    M          COl^ONr-'O    ^                >COCO    00  (M 
H                          mh(Nm          -h              (NWrOlNt^  r-;00«r^'^^lO 

J  1  S 

CO    OOOSO    CM    >OC0    (N    -t  \0    Otr^O    '^VO    O    OOMVO    (N    m  ^    oco  -f- 
0\  CO  ^  »ooovo  (N  NGO  oomr^O  i>r^c<j  osoo  oi  t^>ccocM  w  co 

OOOOCOlOVOOOVOHHHMHH-f-CO'l-  r--)--^^0« 
H                                           H  H 

IC 
ON 

.  s 

CO   OOiOH    1   CO   r^ooiNcovo        oot>a\r-^0   ^   -i-  co  O   0   0  C>iM 
M                      |hhhOO                          NiMOOMI>         M.  O\M-:h00iO 

i  -?  u 

CO   oor^co   N   »oco   Q   ovo   M   r^Q   ^vo   L^OOmvO   (N   OvovOoo  -^ 
OnOOw    -t-COVO    IN    0    (N    OOUOC->0    C^ON    OnCO    Ol    t-'VO    OOO    O  OO 
OOCOOOvOVOOOi-Or-iHHHHH-t-cO-l-  M-i-rt-iOi-i 

H                                           H  H 

-1- 

ö  1 

ooNto,  ,cocovooco<M(^^ooI:^o^vocoHT^oolMa^ooo^^ 

M                ll'^          HOO          00              (N<MOO         t>         Ha\  lOOOiO 

Ii-B 

CO    lOOSOOM    OnO    -i-OVO    O    C^O    ^t^>OC0    MVO    (N    uoo    OsvO  -1- 
ONOOO    'l-CO    lOVO    O    M    OOO    r-O    C^C^C^COCO          t-VO    OOH    «  00 

OOCOOOVOl-OOOmHHHHHHr:l-m'<-f-                     ^      ^    ^    CO  r-i 
H                                           H  M 

00 

o> 

■  'r  3 
•6  5  2 

co(M>o,  iCOco-i-ocoocooor^ONa\coM-t-io-hOsoovr; 

H                                    MOO         OlCM         IM    (NM                         o^  UOOOM 

'         '  M 

-^-*  iJ 

00    UON    rh(N    ONO    O    ovo    O    0    O    -^O\ON00                O    OOOSVO    O  h 
ONOOONWCO    UOVOCOCO    OOOnh    O    I>C^OSOOOO    (N    r^VO    OOMOO  o 
NOOOOVOiOOl^HOCMHHHOOiO-Tt-  H-i-Ti-MM 

HM  M 

CN 

1—1 

•■.öl 
C  M 

COHfOl      !     ONr^ONOCOCNWMC-O     l  MOtMOOCOONMOiO 

M                       |;|_|              MCO              On                     C^OOlHC-.                    ON  lOOON 

S;^ 
-  xa 

00  rt-ONTi-M  H  M  Ti-ovo  ir^co  O  uooooomo  mooo  iom  oo-i- 
asOOf>(NCO    O    M    OCO    00O^O^0    t>00VO    O\00    (M    t^voco  C^^iOO 
(NCOOOVOVOOO'I-MONMMHMOOVO'^  M-T^rt-(NM 

i  ü  i 

C-MOO     1      ,     OSC-l^-i-OOQ     1     <N>0    ,     (MOlvOCq     ,     ipi     a\M  , 

M                jM       Mt--      o|        cm|        MIO  iO|oom| 

1  O; 

t  rp 

r>iOM  ooovo  M  Hvo  oo>oooQ  ^co  c^nco  r-'M  r^co  0\  -^t 
Onoovo  (Noo  a\H  r-r^ooQ  onovo  »ouoo  oocnvo  i>o  <n  oo  , 
oiooooJOVooiTt-HOMHHMOOt:^'^            H'-t--rH  1 

ö  i 

t^OOM,      ,VOt--aNC0,»O|      |iO,(N00-i-,  ,MiO|0 
M        m!         (N        mvO       00         |(M  Mio|I(N|ioi»o 

t>"Ot>»Oir^lOO<MCOi:^vO               CMOOOOOOS  (N0O<NVQ0O 
O\00vO(NVON(NON0000VO     ,      iVO^iO^OO,      i  O^f-VOOM 
iNOOOOUO'^MThHCO     1      1     HHOOiO-^l      1     C^OO-^-H  M 

M  M 

^  o 

bß  ^  ^ 

u   u  u 

s  :3  3 

c/1 


<ü  o  z  3  a  ax.  "tA  ^  Z  t 


3  c 

X5  <L) 


OJ  (U  - 
bi3  1=3  E 
ns    ctS  cc 


bß  S 
^  > 


rti  uQ 

ti^  O  K  E  s 


-H 


.bß-fq  c 

:^  j 


—  44  ~ 


0\ 


»OMCO    O    000-+-    I  CO 


CO    C^-^vO    C^O    -  lO-i-COOvO 


»O  -)-  M    »O         I     CO    1  o 
(N  ^    M    CO         LO  CO 


lO  -i-  00  I 

^  CO  \ 
M  ■ 


1  J  ü 


lO       ^   O   -+  ro  -I- 
00  N  CO    -t  \o  0) 


00 

0^ 


»O        r>  M   lo  O  O 


l  O  CO    H  CO    On  00 
M    -t-         00  ^  !N 
-Th  'i-  00  H 


»O  -1-  On  lO  O     1     00  00 
-C^VOm(N     I  iCOOCO 


I    o  (N   -t-  00  (M 

I     lO  (N    (M    »O  (N  M 


00    -i-  OO 

00 


lO^vO    O    M    00-+-C0  w 
I^OOtCOOVOVO  lOCO 
(N  (N    »JO        M    H  00 


VO    N    M    (N    00  (N 

(N      00    M  -t-    M  M 


lO  On  00  On  00 
M  ^    m  00  vo  N 

M     -i-  CO     00  H 


I  ^ 


-i-  CO  O  »O  vo  ,  ON  lO  t— 
M-i-VOHH  -t-ooco 


,     O  CO    -h  vo  CO 

I     lO  H    (N    »O  (M  H 


-1-  00  CO  I 

H        00    00  00 

00  ' 


(M    OO^O    O    C^OO-I-M  M 

c^oo  ^r~^ON^  ovooo 

(N    uo  (N    -1-         M    M  00 


vo  I>  ON        VO  w  IM 

M  o       lo  >o  t>  M 

(N     00    H  00    H  M 


(N  00  On  00 
H  VO  tO  (N  VO 
H    T^t-  00    00  H 


I   CO   o   -t-  O    I    O  lO 

vo      M      M  00-1 


M       ^       00  -t- 

VO  (N    vo  !N  'H 


00  !N         I  00 

(N  00 


O  r-O  0N(N  OOrt-CO 
lO  CO  VO    -T^  0^  ^    vo  »O 

(N    ^     N  HM 


VO    H     CO    CO    ON    H  ~t 

H  VO         vo  00  On 

(N     00    H  ^  H 


(N    ON  (N    VO  I 
VO  ON  CO 

^  CO     !N     M  ' 


»O  VO     I     (NN  I 

^    M     ON     I  -t-  I 


O    (N    On  -t- 

(N    VO     H  M 


VO    1  VO 

oo  00 

00  ' 


OvOOOQOOGh  i 
vOOCO-^-vOVO-^CO  I 


I       VO  VO  a\  ON 


»O  VO         VO  CO  I 
O    C--  O    O  VO 
M  -i-  00  oo  i-t 


0^  VO  , 

M     ON  VO 


I      I      I     O    (M    00  I 

I    I    I    N  »-^ .  cq  I 


CO 

00 


T3 

4-» 

m 


OQvOCOONCO^M,  I  |VO 
>0  O    ^        <0        <N  CO  v5 

>0  <N  M    H     '      '      '  H 


VO 

«-0  CO  ON 

oo  M 


t>  M    O    (N  ^ 

•o       (N  CO  c^ 

-i-  CO      M  M 


Ol 

<u  ^ 
■•=!  :=! 

H^  J 


Ii 

biD  .5 


O 
CS 

5  S 


4J 


^  ^  ^  ^  ^  ^ 


^1 
Ö  :3  qu 


a 

o 


bß  (U 

3  ^ 

oS  (U 

OJ  =3  -M 


—  45  — 


Pflichten  der  männlichen  Pflegeorgane  einzustellen,  und  wo  dies  bereits 
geschehen,  ist  die  Anzahl  der  Frauen,  verglichen  mit  derjenigen  der 
Männer,  fast  durchweg  noch  sehr  klein.  Man  vergleiche  besonders  die 
Berliner  Zahlen.  Jedoch  ist  es  bereits  aus  den  oben  erwähnten 
Gründen  am  besten,  wenn  gerade  dieser  Weg  der  Eingliederung  noch 
in  größerem  Maße  eingeschlagen  wird. 

Auch  ist  es  wünschenswert,  wenn  eine  oder  mehrere  Ver- 
treterinnen Sitz  und  Stimme  in  der  A  r  m  e  n  d  i  r  e  k  t  i  o  n 
haben,  damit  die  Interessen  der  Pflegerinnen  in  angemessener  Weise 
der  Behörde  gegenüber  vertreten  werden.  Nur  unter  solchen  Voraus- 
setzungen ist  ein  erfolgreiches  Zusammenarbeiten  möglich.  Stimm- 
berechtigten Sitz  in  der  Armendirektion  haben  Frauen  gegenwärtig 
bereits  in  vielen  größeren  Städten,  nämlich  in  Aachen,  Berlin,  Berlin- 
Schöneberg,  Bonn,  Bremen,  Breslau,  Cassel,  Charlottenburg,  Cöln, 
Danzig,  Darmstadt,  Dessau,  Elberfeld,  Frankfurt  a.  M.,  Frankfurt  a.  O., 
Freiburg  i.  Br.,  Gleiwitz,  Görlitz,  Halle,  Hannover,  Heidelberg,  Karls- 
ruhe, Kiel,  Leipzig,  Magdeburg,  Mainz,  Mannheim,  Mülhausen  i.  E., 
Posen,  Saarbrücken,  Straßburg  i.  K. 

2.    Ergänzende  Hilfstätigkeit. 

Als  zweite  Form  des  Zusammenwirkens  i<ommt  die  er- 
gänzende Tä  t  i  g  k  e  i  t  von  Helferinnen  in  Betracht.  Sie 
ist  überall  da  eingeführt  worden,  avo  der  erste  Weg  auf  zu  große 
Schwierigkeiten  stieß  und  wurde  in  einer  ganzen  Reihe  von  Städten  die 
Vorstufe  zur  gleichberechtigten  Mitarbeit.  Die  Stellung  der 
Helferinnen  unterscheidet  sich  von  derjenigen  der  vollberechtigten 
Armenpflegerinnen  dadurch,  daß  sie  von  den  Recherchen  und  der 
Auswahl  der  Unterstützungen,  sowie  der  selbständigen  Bewilligung 
von  Beihilfen  in  dringenden  Fällen  ausgeschlossen  sind  und  ihnen  nur 
die  eigentliche  Pflegetätigkeit  zusteht. 

Die  Helferinnen  werden  in  der  Regel  nicht  von  der  Armen- 
verwaltung selbst  gewählt,  sondern  diese  verbindet  sich  zu  diesem 
Zweck  mit  einem  Frauen-Wohltätigkeitsverein.  Dieses  System  hat 
den  Fehler,  daß  der  ganze  Geschäftsverkehr  erheblich  umfangreicher 
und  umständlicher  gestaltet  wird;  denn  alle  Gesuche,  die  bei  den  Ver- 
einen eingehen,  müssen  erst  der  Armenvervvaltung  zur  Prüfung  über- 
geben werden.  Eignet  sich  der  Fall  für  die  Frauentätigkeit,  dann  wird 
seine  Erledigung  dem  Verein  übertraget,  der  nun  wiederum  über  seine 
Beschlüsse  und  seine  Pflegetätigkeit  der  Armenverwaltung  Bericht 
erstatten  muß.  Außerdem  hängt  ein  guter  Erfolg  dieser  Verbindung 
zu  sehr  von  persönlichen  Elementen  ab,  insbesondere  von  einem  guten 
Einvernehmen  zwischen  den  Bezirksvorsteherinnen  einerseits  und  den 
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Dezernenten  der  Armenbehörde  und  den  Bezirksvorstehern  andrer- 
seits.^^) Immerhin  ist  auch  diese  Form  der  weiblichen  Mitarbeit  als  ein 
Fortschritt  auf  dem  Gebiet  zu  begrüßen. 

Elberfeld  führte  dieses  System  zuerst  ein.  Dort  wurde  1880 
eigens  zu  dieser  ergänzenden  Tätigkeit  der  öffentlichen  Armenpflege 
durch  einen  Aufruf  der  Armenverwaltung  der  „Elberfelder  Frauen- 
verein" gegründet.  Er  steht  in  engstem  Zusammenhang  mit  der 
Armenverwaltung,  deren  äußerer  Einrichtung  er  sich  anpaßt. 
Der  Verein  schließt  sich  genau  der  städtischen  Bezirkseinteilung  an  ; 
an  der  Spitze  jedes  Bezirks  steht  eine  Bezirksvorsteherin,  die  mehrere 
Helferinnen  unter  sich  hat.  Die  Bezirksvorsteherin  nimmt  zwar  Unter- 
stützungsanträge entgegen,  übersendet  sie  aber  zur  Begutachtung  der 
Armenverwaltung,  welche  sie  durch  die  betreffenden  Armenpfleger 
prüfen  läßt.  Handelt  es  sich  um  einen  Fall,  der  dem  Verein  zur 
weiteren  Behandlung  überwiesen  wird,  so  entscheidet  dieser  selbständig 
darüber  in  seiner  Sitzung.  Die  Tätigkeit  des  Vereins  zielt  vor  allem 
dahin,  in  allen  jenen  Fällen  Hilfe  zu  gewähren,  in  denen  die  Armen- 
verwaltung nach  den  Statuten  der  Armenordnung  nicht  einschreiten 
kann.  Insbesondere  stellt  es  sich  der  Verein  zur  Aufgabe,  durch 
zweckentsprechende  Einrichtungen  der  Verarmung  vorzubeugen  und 
aus  der  Verarmung  heraus  zu  eigener  Erwerbung  des  Unterhalts 
und  zur  bürgerlichen  Selbständigkeit  zurückzuführen.")  1902  wurde 
den  Frauen  in  Elberfeld  zwar  auch  die  gleichberechtigte  Mitarbeit 
in  der  öffentlichen  Armenpflege  gestattet,  jedoch  nur  wenig  davon 
Gebrauch  gemacht.  Im  wesentlichen  blieb  die  weibliche  Hilfstätigkeit 
in  den  Händen  des  Frauenvereins. 

In  Breslau  bestand  schon  lange  eine  Verbindung  zwischen  der 
Arnienbehörde  und  mehreren  Frauenvereinen,  z.  B.  dem  Vater- 
ländischen Frauenverein,  dem  Frauenverein  zur  Speisung  und  Be- 
kleidung Armer,  dem  Verein  für  weibliche  Diakonie  unter  den  Armen 
und  dem  Vinzenzverein.  Diese  lose  Vereinigung  wurde  1896  durch  die 
Gründung  des  „Breslauer  Armenpflegerinnen-Vereins"  ersetzt,  der  nach 
dem  Elberfelder  Muster  mit  der  Armenverwaltung  ganz  Hand  in  Hand 
arbeitete.  In  dem  Abkommen  vom  27.  Februar  1896  verpflichtete  sich 
der  Verein,  „von  jeder  Unterstützung  Formularmitteilung  zur 
städtischen  Zentralauskunftsstelle  zu  machen,  die  letztere  sowie  andere 
städtische  Nachrichten  über  Arme  zu  benutzen  und  Fürsorge  erst  ein- 
treten zu  lassen  nach  Feststellung  durch  die  Armendirektion,  ob  und 
welche  städtische  Unterstützung  bereits  gewährt  ist,  endlich  von  seiner 


^8)  Verhandlungen  des  3.  allgemeinen  preußischen  Städtetages.  S.  33. 
^^)  Zeitschrift  für  das  Armenwesen.    6.  Tg.  S.  178. 


Fürsorge  grundsätzlich  und  ausnahmslos  auszuschließen  alle  Personen, 
die  nicht  in  Breslau  ortsangehörig  sind  oder  deren  Hilfsbedürftigkeit 
in  der  Nichterfüllung  der  Nährpflicht  seitens  alimentationspflichtiger 
Angehöriger  ihren  Grund  hat  oder  die  dem  Trunk,  Müßiggang,  Bettel 
oder  der  Unsittlichkeit  ergeben  sind". 

Durch  die  Verordnung  vom  22.  Januar  1902  wurde  dann 
bestimmt,  daß  zu  Armenpflegern  alle  in  Breslau  wohnhaften  deutschen 
Reichsangehörigen  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  wählbar  sind, 
welche  das  24.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  sich  im  Besitze  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden.  Von  da  ab  arbeiten  die  Frauen 
gleichberechtigt  mit  den  Männern  in  der  öffentlichen  Armenpflege. 
1909  wurden  auch  6  Frauen  zur  Armendirektion  zugelassen,  so  daß  in 
jedem  der  6  großen  Stadtteile  eine  Frau  vertreten  ist. 

Weit  zahlreicher  aber  ist  die  Gruppe  derjenigen  Orte,  in  denen 
nicht  neue  Vereine  zur  Angliederung  der  Frauen  an  die  öffentliche 
Armenpflege  geschaffen,  sondern  eine  Verbindung  mit  bereits  be- 
stehenden Frauenvereinen  in  der  Weise  hergestellt  wurde,  daß  die 
Vereine  eine  besondere  Abteilung  bilden,  welche  in  der  öffentlichen 
Armenpflege  auf  öffentliche  Kosten  mitarbeiten.  Dafür  kommt  in 
Preußen  vermöge  seiner  ausgezeichneten  Organisation  vor  allem  der 
Vaterländische  Frauen  verein  in  Betracht,  der  1866  nach 
dem  Muster  von  Vereinen,  die  während  der  Freiheitskriege  bestanden 
hatten,  zur  Pflege  der  verwundeten  Krieger  und  Fürsorge  für  die 
Angehörigen  gegründet  worden  war  und  dann  im  Frieden  bestehen 
blieb,  um  sich  besonders  auf  dem  Gebiet  der  Armen-  und  Kranken-^ 
pflege  zu  betätigen.  Es  ist  in  erster  Linie  sein  V erdienst,  die  Frauen 
zu  zweckmäßiger  und  systematischer  Arbeit  herangebildet  und  somit 
einem  Eintreten  der  Frauen  in  die  öffentliche  Armenpflege  vor- 
gearbeitet zu  haben.  Ebenso  bestehen  in  den  anderen  deutschen 
Bundesstaaten  die  bayerischen  und  württembergischen  Frauenvereine, 
der  sächsische  Albertverein,  der  badische  Frauenverein,  der  hessische 
Aliceverein  u.  a.  m. 

Die  Vaterländischen  Frauenzweigvereine  lehnen  sich  in  ihrer  Be- 
zirkseinteilung genau  an  diejenige  der  Armenverwaltung  an  und  be- 
schränken sich  auf  die  Pflegetätigkeit  in  den  Fällen,  die  ihnen  zu- 
gewiesen werden.  Eine  derartige  enge  Zusammenarbeit  der  städtischen 
Armenverwaltungen  mit  den  Vaterländischen  Frauenzweigvereinen  ist 
weit  verbreitet.  Wir  finden  sie  in  Crefeld,  Frankfurt  a.  O.,  Magdeburg, 
Kiel,  Stralsund,  Königsberg,  Bromberg,  Lissa,  Kosten  u.  a.  m.  Es  ist 
erfreulich,  daß  sich  gerade  der  Osten  Deutschlands  an  diesen  Be- 
strebungen in  hervorragendem  Maße  beteiligt  hat.  Auch  in  Karlsruhe, 
Heidelberg  und  Stuttgart  ergänzen  die  Frauenvereine  die  öffentliche 
Armenpflege,  in  München  der  Orden  der  barmherzigen  Schwestern.. 
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Wie  schon  eingangs  erwähnt,  war  diese  Art  der  weiblichen  Mitarbeit 
auch  bei  mehreren  der  soeben  genannten  Städte  nur  eine  Vorstufe  für 
-die  gleichberechtigte  Eingliederung. 

3.  Lose  Verbindung  mit  der  privaten 
Wohltätigkeit. 

Daneben  gibt  es  noch  eine  dritte  Form  der  Mitarbeit  von  Frauen 
in  der  öffentlichen  Armenpflege,  nämlich  derart,  daß  nicht  eine 
organische,  sondern  nur  eine  lose  Verbindung  z  w  i  s  c  h»e  n 
'der  A  r  m  e  n  V  e  r  w  a  1  t  u  n  g  und  einzelnen  Frauen- 
V  c  r  e  i  n  e  n  hergestellt  wird.  Ein  solcher  Zusammenhang  ist  natürlich 
nur  schA^ach,  immerhin  nicht  ohne  Bedeutung,  da  ein  Hand-in-Hand- 
Arbeiten  der  öffentlichen  und  privaten  Armenpflege  im  allseitigen 
Interesse  liegt.  Zu  diesem  Zweck  sind  in  vielen  Städten  Zentral- 
auskunftsstellen  eingerichtet  worden,  welche  zur  gegenseitigen 
Information  über  die  Unterstützten  und  die  Art  und  Höhe  der  Unter- 
stützungen dienen.  Auf  diese  Weise  ist  es  möglich,  eine  genaue 
Kontrolle  über  die  Armen  zu  führen,  unzweckmäßige  und  mehrfache 
Unterstützungen  zu  vermeiden  und  sich  in  entsprechender  W^eise  zu 
ergänzen.  Die  Ergänzung  von  Seiten  der  privaten  Wohltätigkeit  ist 
besonders  bei  den  vorbeugenden  Maßnahmen,  die  nur  zum  Teil  zu  den 
eigentlichen  Aufgaben  der  öffentlichen  Armenpflege  gehören,  von  sehr 
hohem  W^ert.  Ich  komme  darauf  noch  bei  der  Besprechung  der 
Armenkranken-,  Haus-,  Kinder-,  Tuberkulosen-,  Trinker-  usw.  Pflege 
näher  zu  sprechen. 

So  ist  die  Mitarbeit  von  Frauen  in  der  öffentlichen  Armenpflege 
noch  immer  in  der  Entwicklung  begriffen.  Die  Gewinnung  von  weib- 
lichen Hilfskräften  ist  nirgends  auf  Schwierigkeiten  gestoßen.  In  ver- 
i^chiedenen  Städten  macht  sich  ein  Mangel  an  männlichen  Pflegern 
bemerkbar,  was  auch  gar  nicht  verwunderlich  ist,  denn  der  Beruf 
fordert  heutzutage  den  ganzen  Mann  und  die  Zahl  der  Ehrenämter, 
die  auf  die  einzelnen  Bürger  kommen,  ist  ohnedies  schon  sehr 
erheblich;  das  Angebot  der  weiblichen  Pfleger  überstieg  jedoch  überall 
<lie  Nachfrage.  Die  Auswahl  erfolgt  in  der  Regel  durch  die  Armen- 
direktion nach  Vorschlag  der  Bezirkskommissionen.  Frauen,  die  schon 
in  der  privaten  Wohltätigkeit  gearbeitet  und  also  auf  diesem  Gebiete 
bereits  gewisse  Erfahrungen  gesammelt  und  solche,  die  sich  einer 
besonderen  diesbezüglichen  Ausbildung,  z.  B.  in  einer  sozialen  Frauen- 
schule, unterzogen  haben,  werden  dabei  bevorzugt. 

Die  weibliche  Tätigkeit  hat  sich,  in  welcher  Form  sie  auch  immer 
in  den  Organismus  der  öffentlichen  Armenpflege  eingeführt  wurde, 
■durchweg  bewährt.  Von  sämtlichen  Armenverwaltungen  liegen 
günstige  Urteile  vor,  von   denen  ja  eine  ganze   Reihe  bei   der  Be- 
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sprechung  einzelner  Städte  hier  erwähnt  worden  ist.  Das  Ziel  ist 
überall ;  die  vollständige  Gleichstellung  der  weiblichen  Pfleger  mit  den 
männlichen.  Sie  muß  nach  Maßgabe  der  jeweiligen  Verhältnisse  an- 
gestrebt werden,  und  zwar,  wo  sie  nicht  von  vornherein  durchführbar 
ist,  unter  Benützung  einer  Zwischenstufe,  nämlich  des  Zusanimen- 
arbeitens  mit  einem  Frauenverein,  wie  das  ja  in  vielen  Städten 
geschehen  ist.  Die  beste  Art  der  Eingliederung  wird  jedenfalls 
immer  die  sein,  daß  man  den  Frauen  kein  bestimmtes  Quartier  über- 
trägt, sondern  die  Unterstützungsfälle  auswählt  und  ihnen  nur  solche 
zuweist,  die  für  sie  geeignet  sind;  denn  „wo  Sittlichkeit  regiert,  regieren 
sie,  und  wo  die  Frechheit  herrscht,  da  sind  sie  nichts".  Gerade  bei 
einer  entsprechenden  Auswahl  wird  der  Hauptgründsatz  der  modernen 
Armenpflege,  eine  möglichst  große  Individualisierung,  am  besten 
durchgeführt  werden  können. 

4.   Besoldete  Arbeit. 

Zu  erwähnen  bleibt  hier  noch  die  besoldete  Tätigkeit 
d-e  r  Frau  in  der  Armenpflege.  Allmählich  hat  sich  die 
Anschauung  Bahn  gebrochen,  daß  sich  eine  rein  ehrenamtliche  Be- 
sorgung der  Armenpflege  nicht  empfiehlt.  Die  moderne  soziale  Ent- 
wicklung stellt  insbesondere  in  den  größeren  vStädten  immer  höhere 
Anforderungen  an  die  Zeit  und  Opferwilligkeit  und  auch  an  die  Fähig- 
keiten eines  tüchtigen  Pflegers,  teils  als  Folge  der  immer  umfang- 
reicher gewordenen  Gesetzgebung  (vergleiche  Versicherungsgesetze), 
teils  durch  die  rasche  Zunahme  und  das  starke  Fluktuieren  der  Be- 
völkerung namentlich  in  den  Großstädten.  Auch  ist  in  größeren 
Gemeinden,  wo  die  Lebenshaltung  der  einzelnen  Bevölkerungsschichten 
große  Unterschiede  aufweist,  die  Gefahr  der  Unter-  und  Über- 
schätzung der  notwendigen  Bedürfnisse  sehr  groß. 

Es  ist  daher  erforderlich,  daß  der  Armenbehörde  dauernd  und  zu 
jeder  Zeit  einige  Pflegeorgane  zur  Erledigung  besonders  eiliger  Fälle 
zur  Verfügung  stehen.  Das  ist  natürlich  nur  bei  beruflichen  Armen- 
pflegern möglich.  Auch  sind  dieselben  bei  besonders  schwierigen 
Ermittlungsfällen  den  ehrenamtlichen  Pflegern  vorzuziehen,  da  sie 
infolge  ihrer  ausschließlichen  Tätigkeit  auf  diesem  Gebiet  natürlich 
eine  größere  Personal-  und  Sachkenntnis  haben.  Eine  solche  Ein- 
gliederung von  Berufsbeamten  nahm  zuerst  Straßburg  i.  E.  vor,  wo 
diese  Einrichtung  neben  der  Einführung  des  Individualsystems  im 
Gegensatz  zum  Elberfelder  Quartiersystem  ein  charakteristisches 
Merkmal  der  Neuordnung  der  Armenpflege  wurde,  und  danach  nennt 
man  dieses  neue  System  das  S  t  r  a  ß  b  u  r  g  e  r  System.  In  dem 
Straßburger  Bericht  heißt  es,  daß  „eine  Arbeit  ohne  die  Berufsarmen- 
pflege in  Straßburg  gar  nicht  mehr  denkbar  ist.    Sie  ist  nicht  nur  eine 
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wertvolle  Ergänzung  der  ehrenamtlichen  Arbeit,,  sondern  deren  not- 
wendige, grundlegende  Voraussetzung". 

Zu  dieser  besoldeten  Arbeit  hat  man  auch  PVauen  zugezogen. 
Straßburg  selbst  hat  zwar  keine  beruf smä(3igen  Armenpflegerinnen, 
wohl  aber  1906  eine  besoldete  wissenschaftliche  Mitarbeiterin  in  der 
Armenbehörde  eingestellt,  welche  selbständige  Aufnahmen  und 
Enqueten  vorzunehmen  und  Spezialfälle  verschämter  Armer  zu  be- 
arbeiten hat. 

In  den  letzten  Jahren  sind  in  einer  großen  Anzahl  von  Städten 
berufsmäßige  Armenpflegerinnen  angestellt  worden,  denen  ebenso  wie 
den  männlichen  Berufspflegern  insbesondere  die  erste  umfassende  Er- 
hebung für  jeden  neuen  Pflegefall  und  die  Beantragung  von  ent- 
sprechenden Unterstützungen  obliegt.  Sie  werden  in  der  Regel 
Gemeindeschwestern  genannt.  Häufig  sind  sie  gleichzeitig  auch  in  der 
städtischen  Waisen-  und  Wohlfahrtspflege  tätig.  Die  Besoldung  ist 
sehr  verschieden ;  sie  schwankt  zwischen  i  000  und  2  000  Mark,  steigt 
aber  in  einigen  Städten  bis  auf  3  000 'Mark,  in  Stuttgart  sogar  bis  auf 
4  700  Mark,  wie  die  nachstehende  Tabelle  zeigt. 


Tabelle  II. 

Besoldete  Armenpflegerinnen  (Gemeindeschwestern) 
im  Jahre  1916. 


Städte 

Besoldung 

Erfurt  

LG  Gemeindeschwestern  ohne  Besoldung. 

\6o  JC  Taschengeld. 

Frankfurt  a.  M  

I  Armenpflegerin,  1200  bis  22.^0  JL 

Freiburg  i.  B  

1  Armenpflegerin,  1400  bis  2000.///. 

Hagen  i.  W  

I  vSchwester  (Diakonissin),    1  700  bis  2  900  J6' 

(zugleich  für  die  Trinkerfürsorge). 

Hannover   

8  Armen-  und  Waisenpflegerinnen,  600  Jl,  bis 

1  560  .  /l. 

Leipzig  

j  Armenpflegerin,  1  200  bis  i  800  Jt. 

Ludwigshafen   

3  Armenpflegerinnen,  r  200  bis  1  800  J6. 

Mannheim  

7  Armenpflegerinnen,    1  600  bis  2500  JC  bzw.. 

1  200  bis  i  600  Ji. 

Mülhausen  i.  E  

5  Schwestern,  zusammen  1  950  Jl. 

Münclien-Gladbach  

4  Wohlfahrtspflegerinnen,  1  200  bis  i  560  .  ft. 

Offenbach  

1  Armenpflegerin,  1800./^. 

Posen  

18  Armenpflegerinnen,    1400  bis    \  goo  .  ff  und 

Mietszuschuß. 

—  51  — 


Städte 

Besoldung 

Spandau   

4  Armenpflegerinnen,  750  Jt. 

Stettin   

1  Armenpflegerin,  1  440  Jf . 

Straßburg  i.  E  

1  wissenschaftliche  Mitarbeiterin,  2  460  JC  bis 

3  900  JC. 

Stuttgart   

I  Armenpflegerin,  2900  bis  4  700.///. 

Wiesbaden  

2  Armenpflcgerinnen,  2400,.//  ans  Rote  Kreuz. 

In  vielen  mittleren  und  kleinen  Städten  findet  man  gar  keine 
ehrenamtlichen  Armenpflegerinnen,  sondern  nur  ein  oder  zwei  Ge- 
meindeschwestern, die  sowohl  in  der  Armen-  als  auch  in  der  Waisen- 
fürsorge arbeiten.  In  erster  Linie  liegt  ihnen  gewöhnlich  die  Aufsicht 
über  die  Ziehkinder  ob  und  dann  auch  diejenigen  Armenfälle,  die  von 
einer  Frau  besser  erledigt  werden  können  als  von  einem  Manne.  Die 
Erfahrungen  mit  den  Gemeindeschwestern  sind  durchweg  gute.  Auch 
dort,  wo  berufsmäßige  Pflegerinnen  neben  ehrenamtlichen  arbeiten 
und  in  manchen  Fällen  die  letzteren  nachprüfen  müssen,  haben  sich 
nirgends  Mißhelligkeiten  ergeben.  Inwieweit  die  berufsmäßige 
Pflegerin  der  ehrenamtlichen  vorzuziehen  ist,  läßt  sich  vorläufig  noch 
nicht  übersehen,  da  die  Entwicklung  noch  zu  neu  ist.  Sie  haben  jeden- 
falls alle  beide  ihre  Berechtigung.  In  der  Hauptsache  soll  und  wird 
die  öffentliche  Armenpflege  ehrenamtlich  bleiben;  aber  bei  der  großen 
Ausdehnung,  die  sie  gerade  in  den  letzten  Jahren  genommen  hat.  wird 
doch  die  Einstellung  von  einigen  berufsmäßigen  Organen  unent- 
behrlich sein.  Und  ein  zweckmäßiges  Zusammenwirken  beider  wird 
sicher  am  besten  zum  Ziele  führen. 

Wissenschaftliche  Mitarbeiterinnen  sind  bei  den 
städtischen  Armenbehörden  mit  Ausnahme  von  Straßburg  bisher  noch 
nicht  angestellt.  Aber  ebenso  wie  die  Gevverbeinspektionen  in  einer 
Reihe  von  Städten  Na1;ionalökonominnen  als  Assistentinnen  berufen 
und  mit  diesen  durchweg  gute  Erfahrungen  gemacht  haben,  und  wie 
neuerdings  in  mehreren  Städten  Nationalökonominnen  in  der 
städtischen  Wohnungspflege  angestellt  worden  sind,  so  dürfte  wohl 
auch  in  absehbarer  Zeit  die  Anstellung  von  akademisch  vorgebildeten 
Frauen  in  der  Armenverwaltung  erfolgen.  Gerade  weil  sich  Frauen 
für  das  Gebiet  der  Armenpflege  und  der  gesamten  sozialen  Fürsorge  so 
gut  eignen  und  bewährt  haben,  sollte  man  sie  nicht  nur  als  ausführende 
Organe  benutzen,  sondern  ihnen  auch  in  der  Verwaltung  einen  Platz 
einräumen,  damit  sie  auch  auf  die  gesamte  Organisation  und  Leitung 
der  Armenpflege  Einfluß  haben. 
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III.  Teil. 

Die  Arbeit  der  Frau  in  der  öffentlichen  Armenpflege. 

Die  Tätigkeit  der  Frau  in  der  öffentlichen  Armenpflege  ist  eine 
recht  umfassende,  wenn  sie  den  mannigfachen  Verhältnissen  der 
einzelnen  Armen  gerecht  werden  und  wirklich  gute  Erfolge  zeitigen 
soll.  Gar  oft  begegnet  man  einer  etwas  geringschätzigen  Meinung, 
wenn  von  sozialer  Hilfsarbeit,  insbesondere  von  Armenpflege  die  Rede 
ist.  Es  sei  doch  eine  furchtbar  einfache  Sache,  die  Armen  zu  unter- 
stützen, wenn  nur  die  nötigen  Geldmittel  zur  Verfügung  stehen.  So 
einfach  ist  die  Sache  aber  durchaus  nicht;  eine  wirklich  zweckmäßige 
Armenpflege  erfordert  vielmehr  ein  gutes  Verständnis  für  die 
allgemeine  soziale  Lage  und  ein  liebevolles  Vertiefen  in  den  Einzelfall. 
Daher  soll  im  folgenden  das  Wichtigste  über  die  Tätigkeit  der  Frau  in 
der  öffentlichen  Armen-  und  damit  verbundenen  Wohlfahrtspflege 
erwähnt  werden. 

Die  Armenpflege  hat  —  wie  sich  ja  aus  dem  Worte  ergibt  —  für 
die  Armen  zu  sorgen,  d.  h.  für  diejenigen,  die  nicht  hinreichende  Kräfte 
besitzen,  um  sich  und  ihren  nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen  den  not- 
dürftigen Lebensunterhalt  zu  verschaffen  und  solchen  weder  aus 
eigenem  Vermögen  bestreiten  können,  noch  von  einem  dazu  ver- 
pflichteten Verwandten  erhalten  (nach  Artikel  4  des  Freizügigkeits- 
gesetzes). Während  in  der  engsten  Begrenzung  und  unter  wenig  vor- 
geschrittenen Verhältnissen  der  Bedürftige  nur  dann  Gegenstand  der 
öffentlichen  Fürsorge  ist,  wenn  er  sich  unfähig  erweist,  aus  eigenen 
Mitteln  und  aus  eigener  Kraft  sich  den  aller  notdürftigsten 
Lebensunterhalt  zu  verschaffen,  tritt  die  Hilfeleistung  in  höher  ent- 
wickelten Staaten  schon  dann  ein,  wenn  es  einem  Individuum  an  den 
Mitteln  gebricht,  um  diejenigen  wesentlichen  Bedürfnisse  zu 
befriedigen,  welche  ein  menschenwürdiges  Dasein  in  Anspruch 
nimmt.^'')  Die  Aufgabe  der  öffentlichen  Armenpflege  besteht  daher 
nicht  nur  darin,  diejenigen  Menschen,  die  aus  irgendwelchen  Gründen 
nicht  imstande  sind,  sich  selbst  zu  unterhalten,  vor  dem  Verhungern 
zu  schützen,  sondern  ihre  Hauptaufgabe  liegt  darin,  die  wirtschaft- 


Bitzer:  Das  Recht  auf  Armenunterstützung  und  die  Freizügigkeit. 

S.  43. 


—  53  — 


liehen  und  sittlichen  Kräfte  der  Betreffenden  zu  heben  und  sie  wieder 
zur  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  zurückzuführen.  Jedoch  ist  das 
Maß  der  Hilfe  beschränkt.  Die  öffentliche  Armenpflege  kann  nicht 
•  mehr  geben,  weil  sie  mit  ihren  Mitteln  streng  haushalten  muß,  da  die- 
selben nicht  freiwillig  geschenkt,  sondern  im  Zwangsw^ege  in  Form 
von  Steuern  erhoben  werden.  Sie  darf  auch  nicht  mehr  als  das  Not- 
wendige geben,  weil  es  vom  öffentlich-rechtlichen  Standpunkt  aus  nicht 
gerechtfertigt  werden  kann,  daß  sich  jemand,  der  der  öffentlichen 
Armenpflege  zur  Last  fällt,  womöglich  besser  steht,  als  wenn  er  sich 
seinen  Lebensunterhalt  selbst  verdiente.  Eine  ungesunde  und  schäd- 
liche Ausdehnung  der  Armenpflege  darf  unter  keinen  Umständen  groß- 
gezogen werden.  Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  es  natürlich  von  der 
größten  Bedeutung,  die  Verhältnisse  der  Bedürftigen  genau  zu  prüfen, 
bevor  eine  Unterstützung  gewährt  wird;  denn  sonst  ist  die  Unter- 
stützung eine  Verschwendung,  und  nirgends  hat  dieses  Wort  einen 
schlechteren  Klang  als  in  der  Armenfürsorge.  Es  wäre  eine  schlechte 
Verwendung  der  öffentlichen  Mittel,  die  doch  dazu  dienen  sollen,  die 
Armen  —  wenn  dies  irgend  möglich  ist  —  zur  wirtschaftlichen  Selb- 
ständigkeit zurückzuführen  und  nicht  dazu,  den  berufsmäßigen  Bettel 
und  Müßiggang  zu  fördern.  Darum  sagt  Roscher;  „Ein  Almosen  ist 
niemals  gleichgültig;  wenn  es  nicht  nützt,  so  schadet  es.''  Überdies 
ist  die  öffentliche  Armenpflege  eine  Einrichtung,  die  den  Empfänger  in 
sozialer  und  öffentlich-rechtlicher  Hinsicht  herabsetzt.  Wer  aber 
einmal  die  erste  Scheu  vor  einer  öffentlichen  Unterstützung  über- 
wunden hat,  wird  leicht  dauernder  Kostgänger  der  Allgemeinheit. 
C'est  le  premier  pas  qui  coüte.  Daher  ist  äußerste  Vorsicht  geboten. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  äußeren  und  mehr  praktischen  Gesichts- 
punkten findet  Simmel  ^i)  die  Beschränkung  der  Unterstützung  auf  das 
Existenzminimum  vor  allem  in  dem  Charakter  geistiger  Gesamt- 
aktionen begründet :  ,,Das  Gemeinsame,  das  Kräfte  oder  Interessen 
vieler  Individuen  in  sich  begreift,  könne  den  Besonderheiten  dieser  nur 
dann  Raum  geben,  wenn  ein  arbeitsteiliges  Gesamtgebilde  in  Frage 
stehe,  dessen  Glieder  verschiedenartige  Funktionen  übten.  Werde 
statt  dessen  ein  einheitliches  Verfahren  erfordert,  so  könne  der  Inhalt 
desselben  eben  nur  jenes  relative  Minimum  der  Persönlichkeitssphäre 
enthalten,  in  der  sie  sich  mit  jeder  anderen  decke.  Daraus  ergäbe  sich, 
daß  im  Namen  einer  Gesamtheit  keine  größere  Aufwendung  gemacht 
werden  dürfe,  als  sie  auch  ihrem  sparsamsten  Mitgliede  zugemutet 
werden  kann.  Ferner  hänge  die  Beschränkung  der  Hilfeleistung  auch 
mit  ihrem  objektiven  Charakter  zusammen.  Denn  mit  annähernder 
Sicherheit  lasse  sich  sachlich  nur  fixieren,  was  dazu  gehört,  jemand  vor 
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physischem  Verkommen  zu  bewahren.  Jede  Gewährung  darüber 
hinaus,  jede  Begünstigung  zu  positivem  Höherkommen  verlange  viel 
weniger  eindeutige  Kriterien  und  sei  nach  Art  und  Maß  subjektiver 
Schätzung  anheimgegeben."  Tatsächlich  ist  aber  die  Praxis  der 
modernen  Armenpflege  schon  vielfach  dazu  übergegangen,  das 
„positive  Höherkommen"  der  Bedürftigen  zu  fördern,  was  vorzugsweise 
durch  Vermehrung  und  Ausbildung  der  Pflegeorgane  und  Befähigung 
derselben  zu  „subjektiver  Schätzung"  und  durch  die  Anwendung  vor- 
beugender Maßnahmen  geschieht. 

a)  Prüfung  der  Verhältnisse. 

Die  Pflegetätigkeit  beginnt  gewöhnlich  damit,  daß  der  Arme  ein 
Bittgesuch  bei  der  Armenverwaltung  oder  bei  den  Pflegeorganen,  sofern 
ihm  dieselben  bekannt  sind,  einreicht.  In  denjenigen  Städten,  in  denen 
Frauen  gleichberechtigt  mit  den  Männern  arbeiten,  wird  nun  der 
Armenpflegerin  die  Begutachtung  eines  solchen  Bittgesuchs  über- 
wiesen, wenn  der  Fall  sich  für  sie  besser  eignet  als  für  einen  männlichen 
Pfleger.  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  es  sich  um  Ortsansässige  handelt 
oder  nicht.  Jeder  Ortsarmenverband  ist  in  gleicher  Weise  für  alle  in 
seinem  Bezirk  sich  aufhaltenden  hilfsbedürftigen  Personen  fürsorge- 
pflichtig. Die  Eigenschaft  als  Ortsfremder  oder  Ortsarmer  hat  nur 
Bedeutung  für  die  Erstattung  der  Unterstützung  durch  den  Armen- 
verband, welchem  der  Arme  angehört. 

Zunächst  ist  festzustellen,  wie  die  Verhältnisse  liegen,  ob  die  Bitt- 
' stellerill  —  denn  für  die  weibliche  Hilfstätigkeit  kommen  ja  in  erster 
Linie  Frauen  in  Betracht  —  der  Armenverwaltung  beziehungsweise  der 
Auskunftsstelle,  die  ja  in  den  meisten  Städten  besteht,  bereits  bekannt 
ist  und  ob  sie  etwa  schon  von  anderer  Seite  unterstützt  wird.  Diese 
Miteilungen  allein  genügen  aber  noch  nicht,  sondern  bilden  nur  die 
Grundlage.  Eine  persönliche  Prüfung  der  Verhältnisse  ist  unerläßlich, 
auch  da,  wo  bereits  eine  Auskunft  von  früher  vorliegt,  da  sich  die 
Umstände  oft  ändern.  Der  Bedürftige  muß  zu  diesem  Zweck 
unbedingt  in  seiner  Vv^ohnung  aufgesucht  und  die  Prüfung  sehr  genau 
vorgenommen  werden.  Erleichtert  wird  dieselbe  durch  die  Anwendung 
von  Fragebogen,  welche  die  wesentlichen  Fragen  enthalten  und  an  die 
Armenpfleger  und  Armenpflegerinnen  von  der  Armenverwaltung  ver- 
teilt werden. 

Es  handelt  sich  um  eine  richtige  Beurteilung  der  Gesamtlage  und 
ob  ein  Eingreifen  der  öffentlichen  Armenpflege  erforderlich  ist.  In 
erster  Linie  sind  natürlich  die  Einkommens-  und  Vermögensverhält- 
nisse festzustellen.  Zum  Einkommen  sind  zu  rechnen :  Der  eigene 
Arbeitsverdienst,  der  Arbeitsverdienst  der  im  Hause  lebenden  er- 
wachsenen   Familienangehörigen,    Pensionen,    Renten    und  Unter- 
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Stützungen.  Reicht  der  Arbeitsverdienst  nicht  aus,  so  wird  man  nach 
den  zunächst  zum  Unterhalt  Verpflichteten  forschen.  Verwandte  in 
gerader  Linie:  Eltern  und  Großeltern,  Kinder  und  Enkel,  sowie  Ehe- 
gatten und  der  uneheliche  Vater  sind  gesetzlich  zum  Unterhalt  ver- 
pflichtet (§§  1589,  1601,  1608  BGB.).  In  jedem  Falle  ist  bei  der  Unter- 
stützung von  Personen,  die  bemittelte  Verv^andte  haben,  sehr  vorsichtig 
zu  verfahren.  Erst  wenn  alle  Bemühungen  in  dieser  Hinsicht  ergebnis- 
los sind,  hat  die  öffentliche  Armenpflege  einzutreten. 

Ferner  sieht  man  zu,  ob  der  Arme  nicht  ein  Recht  hat  auf  Bezüge 
der  Kranken-,  Unfall-  und  Invaliditätsversicherung;  denn  wenn  er  ver- 
sichert ist-,  sind  Renten  sein  gutes  Recht  und  darum  natürlich  einer 
Armenunterstützung  wegen  des  damit  verbundenen  Verlustes  der 
politischen  Rechte  vorzuziehen  [vgl.  Reichstagswahlgesetz  vom  31  .Mai 
1869  22)]. 

Auch  Unterstützungen  z.  B.  von  privaten  Wohltätigkeitsvereinen 
sind  zu  berücksichtigen,  und  wenn  festgestellt  wird,  daß  dieselben 
genügend  und  regelmäßig  fließen,  braucht  die  öffentliche  Armenpflege 
nicht  einzugreifen.  Sind  aber  solche  Einkünfte  nicht  vorhanden  oder 
reichen  sie  nicht  hin.  dann  muß  die  öffentliche  Armenpflege  helfend 
eintreten.  Zu  diesem  Zweck  sind  die  Gründe,  die  zur  Armut  geführt 
haben,  genau  festzustellen.  Gerade  das  Erforschen  der  Gründe  ist 
überaus  wichtig  für  die  Behandlung  des  ganzen  Falles  und  die  Art  der 
Unterstützung.  Man  kann  die  Not  nur  beseitigen  und  ihre  Wiederkehr 
hindern,  wenn  man  genau  ihren  Umfang  und  ihre  Ursachen  kennt. 
Soweit  es  sich  dabei  um  die  Lebensverhältnisse  von  Frauen,  heran- 
wachsenden Mädchen  und  Kindern  handelt,  ist  die  größere  Urteils- 
fähigkeit sicher  auf  Seiten  der  Frauen.  In  den  meisten  Fällen  kann  nur 
die  Frau  den  richtigen  Maßstab  an  die  Not  und  das  Elend  ihrer 
Geschlechtsgenossinnen  legen. 

Die  Ursachen  der  Armut  sind  entweder  fehlendes  oder 
unzureichendes  Einkommen  oder  zu  hohe  Ausgaben.  Bei 
imgenügenden  Einnahmen  liegt  Arbeitsunfähigkeit,  Arbeitsscheu  oder 
Arbeitslosigkeit  vor.  Die  Arbeitsunfähigkeit  kann  hervorgerufen  sein 
durch  körperliche  oder  geistige  Gebrechen,  Krankheit  oder  Wochenbett. 
In  minderbemittelten  Familien,  die  aus  der  Hand  in  den  Mund  leben, 

--)  Allerdings  hat  das  Reichsgesetz  vom  15.  März  1909  bedeutungs- 
volle Milderungen  für  diese  Bestimmungen  gebracht;  danach  sind  als 
Armenunterstützungen  im  Sinne  des  Reichstagswahlgesetzes  nicht  anzu- 
sehen: T.  Krankenunterstützungen,  2.  die  einem  Angehörigen  wegen 
körperlicher  und  geistiger  Gebrechen  gewährte  Anstaltspflege,  3-  Unter- 
stützung zum  Zwecke  der  Jugendfürsorge,  Erziehung  und  Ausbildung  für 
einen  Beruf,  4-  sonstige  Unterstützungen,  wenn  sie  in  der  Form 
vereinzelter  Leistungen  zur  Hebung  einer  augenblicklichen  Notlage 
gewährt  sind,  5.  erstattete  Unterstützungen. 


ruft  natürlich  die  Erkrankung  des  den  Unterhalt  erwerbenden  FamiHen- 
hauptes  meist  einen  Zustand  großer  Not  hervor;  die  Einkünfte  hören 
auf,  zu  fließen,  und  zudem  muß  der  Kranke  noch  gepflegt  werden.  An 
der  Armenpflegerin  Hegt  es  nun,  eventuell  unter  Hinzuziehung  des 
Armenarztes  den  Grad  der  Bedürftigkeit  festzustellen,  ob  es  sich  um 
eine  dauernde  oder  nur  vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit  handelt, 
ob  die  Frau  imstande  ist,  den  Unterhalt  zu  verdienen,  oder  ob  im  Falle 
der  Erkrankung  einer  Witwe  die  Kinder  und  sie  selbst  mittellos  da- 
stehen. Natürlich  kommt  hierbei  bisweilen  Verstellung  vor,  jedoch  ist 
im  allgemeinen  nicht  anzunehmen,  daß  sich  jemand  krank  stellen  wird^ 
nur  um  eine  Armenunterstützung  zu  beziehen.  Auch  stehen  ja  stets 
Armenärzte  zur  Verfügung,  um  den  Grad  der  Arbeitsunfähigkeit  fest- 
zustellen. 

Vor  einer  weit  schwierigeren  Aufgabe  stehen  die  Pflegeorgane,, 
wenn  es  sich  um  Arbeitslosigkeit  handelt.  Bei  Personen,  die  arbeits- 
fähig erscheinen  und  ihre  Hilfsbedürftigkeit  mit  mangelnder  Arbeits- 
gelegenheit begründen,  ohne  ihre  angeblichen  Bemühungen  um  Arbeit 
ordentlich  beweisen  zu  können,  ist  besondere  Vorsicht  geboten.  Die  Grenze 
zwischen  Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsscheu  ist  sehr  schwer  zu  ziehen. 
Wenn  z.  B,  ein  Feinmechaniker  Steine  klopfen  oder  Schnee  schaufeln 
oder  eine  Stickerin  schwere  Wascharbeit  tun  soll  und  sie  diese  Arbeit 
ausschlagen,  so  kann  man  sie  deswegen  noch  nicht  zu  den  Arbeits- 
scheuen zählen;  denn  diese  Arbeit  liegt  ihrer  bisherigen  Beschäftigung 
gar  zu  fern  und  erschwert  ihnen  auch  die  Rückkehr  in  ihren  alten 
Beruf.  Ebenso  ist  es,  wenn  nur  Arbeit  vorhanden  ist,  die  der  Be- 
treffende nicht  versteht.  Es  wird  nicht  immer  leicht  sein,  zu  erkennen, 
ob  die  Arbeitslosigkeit  durch  persönliche  Eigenschaften  des  Arbeiters, 
z.  B.  Trunksucht,  Faulheit  oder  Unverträglichkeit  verschuldet  ist,  oder 
ob  sie  durch  Einfluß  der  Natur  (Überschwemmung,  Mißernte)  oder 
wirtschaftliche  Stockungen  irgendwelcher  Art  hervorgerufen  wurde. 
Zudem  wird  der  größte  Teil  der  Hilfsbedürftigen  dazu  neigen,  ihre 
Lage  schlimmer  darzustellen,  als  sie  ist  und  eventuelle  Einnahmequellen 
zu  verschweigen,  die  sie  doch  noch  nebenbei  haben.  Durch  geschickte 
Fragen  muß  da  die  Armenpflegerin  versuchen,  dem  wahren  Sachverhalt 
möglichst  nahe  zu  kommen  und  sich  nichts  vormachen  zu  lassen.  Sie 
muß  es  verstehen,  die  einzelnen  Personen  richtig  zu  beurteilen,  ob  sie 
ihre  Verhältnisse  wahrheitsgetreu  darlegen,  ob  sie  dieselben  schlimmer 
darstellen  oder  ob  es  sich  um  verschämte  Arme  handelt. 

Einen  gewissen,  wenn  auch  nicht  ganz  sicheren  Anhaltspunkt  hat 
sie  in  den  Invalidenkarten.  Sie  muß  sich  die  Karten  sämtlicher  Haus- 
angehörigen vorzeigen  lassen  und  kann  aus  deren  Stand  wenigstens 
einen  ungefähren  Schluß  auf  die  Arbeitsverhältnisse  machen.  Unter 
Umständen  empfiehlt  es  sich,  in  diskreter  Weise  und  möglichst  unter 
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Verheimlichung  des  Zwecks  noch  weitere  lirkundigungeii  einzuziehen, 
z.  B,  bei  Vertrauenspersonen,  Geistlichen,  Ärzten,  Lehrern,  Arbeit- 
gebern, Krankenkassenvorständen,  Nachbarn  oder  Hauswirten.  Be- 
sonders in  den  beiden  letzten  Fällen  ist  Vorsicht  geboten,  um  die 
Bedürftigen  nicht  zu  beschämen;  denn  die  Mitbew^ohner  machen  oft 
ein  Gerede  daraus  und  bringen  die  Armen  in  Mißgunst  bei  anderen 
Leuten,  und  die  Hauswirte  werden  leicht  mißtrauisch,  ob  die  betreffen- 
den Personen  wohl  in  der  Lage  sein  werden,  die  Miete  zu  bezahlen. ^s) 

Fälle,  wo  es  sich  ausschließlich  um  Männer,  insbesondere  Trinker 
handelt,  scheiden  ja  von  vornherein  für  die  Pflegetätigkeit  der  Frau 
aus.  In  einer  ganzen  Reihe  von  Städten  ist  die  Einrichtung  getroffen, 
daß  die  schwierigeren  Fälle  einem  Armenpfleger  und  einer  Armen- 
pflegerin zur  Beurteilung  überwiesen  werden.  Besonders  in  den  Fällen, 
wo  es  sich  um  verbitterte  Arme  handelt,  die  meist  in  den  Pflegeorganen 
keine  Helfer,  sondern  nur  die  Mitglieder  einer  verhaßten  Gesellschafts- 
klasse, der  es  besser  geht  als  ihnen,  sehen,  wird  die  Frau  sicher  viel 
leichter  einen  versöhnlichen,  freundlichen  Ton  finden  und  auf  diese 
Weise  die  Armen  ihren  Fragen  zugänglicher  machen.  Sie  werden  die 
Erkundigungen  nach  ihren  Verhältnissen  weniger  als  ein  Ausforschen, 
sondern  mehr  als  eine  warme  Anteilnahme  an  ihrer  Not  empfinden. 
Dadurch  wird  die  Kluft,  die  zwischen  den  besitzenden  und  nicht- 
besitzenden Klassen  besteht,  etwas  überbrückt.  Die  Überbrückung  ist 
nur  dann  möglich,  wenn  die  besitzlosen  Klassen  empfinden,  daß  An- 
gehörige der  besitzenden  Schichten  in  großer  Zahl  sich  ihnen  gegen- 
über opferwillig  und  hilfsbereit  erweisen  und  ihnen  mit  Verständnis  und 
Hingabe  entgegenkommen. 

Sehr  oft  ist  die  Armut  nicht  durch  ungenügende  Einnahmen, 
sondern  durch  zu  hohe  Ausgaben  hervorgerufen.  Diese  sind  auf  eine 
zahlreiche  Familie,  Vergnügungs-  und  Trunksucht  oder  auf  eine 
mangelhafte  Führung  des  Haushalts  zurückzuführen.  Gerade  die  letzte 
Tatsache  ist  in  vielen  Fällen  die  Hauptursache  der  Armut.  Die  meisten 
Mädchen  der  unteren  Stände  treten,  sobald  sie  mit  der  Schule  fertig 
sind,  in  Fabriken  oder  Geschäfte  ein,  sind  dort  den  ganzen  Tag  tätig  und 
lernen  natürlich  vom  Hauswesen  nichts.  Wenn  sie  dann  heiraten  und 
einen  eigenen  Hausstand  versehen  sollen,  ohne  es  je  gelernt  zu  haben, 
ist  es  natürlich  kein  Wunder,  daß  sie  dazu  nicht  imstande  sind  und  mit 
dem  Gelde  nicht  auskommen.  So  ist  die  Frage  des  Auskommens  oft 
noch  wichtiger  als  die  Frage  des  Einkommens.  Hierbei  ist  die  Hilfe 
einer  Frau  von  unermeßlichem  Wert.  Nur  sie  kann  die  häuslichen 
Tätigkeiten  und  Pflichten  vollständig  übersehen  und  hat  die  nötige 
wirtschaftliche  Erfahrung,  um  zu  erkennen,  wo  es  mangelt.  Selbst- 


'^^)  Münsterberg:  Die  Armenpflege.    S.  i68. 
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verständlich  muß  die  Armenpflegerin  zu  diesem  Zweck  die  Armen  auf- 
suchen und  einen  gründlichen  Blick  in  deren  Häuslichkeit  tun.  Hierbei 
wird  im  allgemeinen  die  Armenpflegerin  ganz  anders  aufgenommen  als 
ein  männlicher  Pfleger.  Ihr  gegenüber  entschuldigt  sich  die  Frau 
gewöhnlich,  wenn  es  in  der  Wohnung  unsauber  oder  unordentlich  aus- 
sieht, weil  sie  in  ihr  eine  Sachverständige  sieht.  Dadurch  wird  natürlich 
die  Prüfung  der  Verhältnisse  erheblich  erleichtert.  Übrigens  wird  man 
die  Erfahrung  machen,  daß  die  armen  Leute  auf  die  Beschafl^enheit 
ihrer  Wohnung  viel  weniger  Gewicht  legen  als  auf  Nahrung  und 
Kleidung,  weil  diese  Bedürfnisse  noch  viel  dringender  sind.  So  erklärt 
sich  der  oftmals  geradezu  erschreckende  und  selbst  den  äußersten 
Gesetzen  der  Hygiene  und  Sittlichkeit  hohnsprechende  Zustand  der 
Wohnungen,  welche  die  Armenpflegerinnen  betreten.  Andererseits 
dürfen  sie  sich  nicht  durch  den  guten  Zustand  einer  Wohnung  und 
saubere  Kleider  beirren  lassen ;  denn  manche  armen  Frauen,  besonders 
solche,  die  einst  bessere  Tage  gesehen  haben,  setzen  alles  daran  und 
arbeiten  Tag  und  Nacht,  um  bloß  nach  außen  hin  ihre  Armut  nach 
Möglichkeit  zu  verdecken. 2*) 

Es  wird  angebracht  sein,  daß  die  Pflegerinnen  die  Armen  zu  einer 
Zeit  aufsuchen,  wo  eine  Mahlzeit  bereitet  wird,  um  sich  mit  eigenen 
Augen  zu  überzeugen,  w^ovon  sie  leben.  Auch  der  Zustand  der  Kinder 
ist  überaus  wichtig,  da  es  in  Fällen  drohender  Verwahrlosung  not- 
wendig sein  wird,  nicht  den  Eltern  eine  Unterstützung  für  ihre  Kinder 
zukommen  zu  lassen,  sondern  die  Kinder  lieber  in  Pflege  zu  geben.  In 
allen  diesen  Fällen  ist  unbedingt  die  größere  Urteilsfähigkeit  auf  Seiten 
der  Armenpflegerin.  Mit  dem  feineren  Taktgefühl  der  Frau  wird  sie 
ganz  von  selbst  bei  der  Untersuchung  der  Bedürftigkeit  individuali- 
sierend vorgehen;  denn  je  nach  der  Persönlichkeit,  die  man  vor  sich 
hat,  muß  sich  das  ganze  \^orgehen  richten,  müssen  die  Fragen  und  Aus- 
drücke anders  lauten.  Daß  sich  die  Armenpflegerin  bei  diesen  persön- 
lichen Besuchen  in  der  Wohnung  der  Armen  schlicht  zu  kleiden  hat, 
ist  wohl  selbstverständlich.  Sie  erleichtert  sich  ja  dadurch  ihre  ganze 
Stellung  den  Bedürftigen  gegenüber  bedeutend.  Der  Abstand,  der 
zwischen  ihr  und  dem  Armen  besteht,  wird  ja  nur  unnötig  vergrößert, 
wenn  sie  als  feine  Dam.e  erscheint ;  die  Armen  werden  schwerer  Ver- 
trauen zu  ihr  fassen  und  ihre  Lage  viel  demütigender  empfinden.  Auch 
würde  in  diesem  Falle  die  Armenpflegerin  längst  nicht  die  Befriedigung 
und  den  Nutzen  aus  ihrer  Tätigkeit  ziehen  wie  sonst.  Der  genaue 
Einblick  in  die  traurigen  Verhältnisse  der  Armen  wird  nicht  nur  dazu 
beitragen,  daß  ihnen  in  entsprechender  Weise  geholfen  wird,  sondern 
auch  vielen  Frauen,  die  bisher  in  Oberflächlichkeit  dahingelebt  hatten, 


-*)  Münsterberg:  Die  Armenpflege.    S.  169. 
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einen  tiefen  Einblick  in  die  sozialen  V  erhältnisse  gewähren,  wo  gerade 
ihre  Mitarbeit  von  großem  Nutzen  ist.  Diese  Tätigkeit  lehrt  sie 
erkennen,' wieviel  Tüchtigkeit  in  den  unteren  Klassen  steckt  und  wieviel 
sie  selber  dazu  beitragen  können,  um  die  bestehenden  schroffen  Gegen- 
sätze zu  mildern.  Auf  diese  Weise  werden  auch  die  ärmeren  Schichten 
eine  andere  Anschauung  von  den  reicheren  bekommen. 

b)  Die  eigentliche  Pflegetätigkeit. 

I.  Auswahl  der  Unterstützungen. 

Hat  sich  bei  der  Prüfung  der  Verhältnisse  die  Notwendigkeit  eines 
Eingreifens  der  öf¥entlichen  Armenpflege  ergeben,  so  stellt  die  Armen- 
pflegerin in  der  Sitzung  der  Bezirkskommission  unter  Darlegung  des 
Falles  den  Antrag  auf  Unterstützung.  Zu  einer  förmlichen  Ab- 
stimmung kommt  es  in  der  Regel  nicht,  sondern  die  Meinung  des- 
jenigen Pflegeorgans,  welches  den  Fall  untersucht  hat,  dringt  für  ge- 
wöhnlich durch,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  auf  seiner  Seite  natur- 
gemäß die  beste  Sachkenntnis  vorhanden  ist.  Dann  setzt  die  eigent- 
liche Pflegetätigkeit  ein.  Die  öffentliche  Armenpflege  ist  in  Deutsch- 
land vorwiegend  eine  offene  Pflege,  d.  h.  der  Arme  bleibt  nach  wie  vor 
in  seinem  Hause  und  wird  mit  Geld  oder  Naturalien  unterstützt.  Im 
Gegensatz  dazu  steht  die  geschlossene  Pflege,  in  <ler  sich  aber  in 
Deutschland  nur  21,1  %  aller  Unterstützten  befinden.^*»)  Dieselben 
werden  in  Anstalten  untergebracht  und  verlieren  dadurch  natürlich 
ihre  wirtschaftliche  Selbständigkeit.  Aus  diesem  Grunde  wendet  man 
die  Anstaltspflege  nur  dort  an,  wo  es  unbedingt  nötig  ist.  Dies  ist 
natürlich  der  Fall,  wo  es  sich  um  Arme  handelt,  die  schwer  krank  oder 
mit  Gebrechen,  z.  B.  Blindheit,  Taubstummheit,  Idiotie,  Epilepsie  usw. 
iDehaftet  sind.  Sie  finden  Aufnahme  in  öft'entlichen  Krankenhäusern 
und,  soweit  dies»  möglich  ist,  eine  entsprechende  Ausbildung  in 
Blinden-,  Taubstummen-,  Idioten-  und  ähnlichen  Anstalten.  Dort  sind 
natürlich  ausschließlich  technisch  geschulte  Kräfte,  darunter  auch  viele 
Frauen,  tätig.  Daneben  gibt  es  aber  noch  eine  andere  Klasse  von 
Armen,  w^elche  wegen  Altersschwäche  oder  Arbeitsscheu,  Liederlich- 
keit und  Trunksucht  der  Anstaltspflege  bedürfen ;  diese  werden  in 
Altenheimen  beziehungsweise  Arbeitshäusern  untergebracht.  Jedoch 
lautet  das  Urteil  fast  aller  Sachverständigen  dahin,  daß  Anstaltspflege 
nur  da  eintreten  soll,  ,,wo  entweder  Arbeitszwang  unter  Aufsicht  sich 
als  unbedingt  notwendig  erweist,  oder  wo  bessere  technische  Mittel 
zur  Heilung,  Pflege  und  Bewahrung  anzuwenden  sind''.--^)     In  allen 

-la)  Schriften  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohl- 
tätigkeit.   Heft  65,  S.  6. 
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übrigen  Fällen  ist  die  offene  Armenpflege  vorzuziehen,  weil  sie  das 
Familienleben,  die  eigentliche  Gemeinschaftsform  der  Menschen^ 
aufrecht  erhält,  den  Armen  das  Wiederselbständigwerden  erleichtert 
/  und  eine  weit  größere  Individualisierung  ermöglicht.  In  Deutschland 
herrscht  im  Gegensatz  z.  B.  zu  Frankreich  das  offene  System  derart 
vor,  daß  man,  wenn  von  Armenpflege  im  allgemeinen  die  Rede  ist,, 
schlechthin  die  offene  Armenpflege  meint. 

Wenn  die  Armenpflegerin  die  Prüfung  vorgenommen  hat,  so  wird 
sie  auch  in  den  weitaus  meisten  Fällen  die  eigentliche  Pflegetätigkeit 
ausüben.    In  der  Regel  werden  ihr  nicht  mehr  als  vier  Fälle  übertragen. 

„Jedem  hilfsbedürftigen  Deutschen  ist  von  dem  zu  seiner  Unter- 
stützung verpflichteten  Armenverbande  Obdach,  der  unentbehrliche 
Lebensunterhalt,  die  erforderliche  Pflege  in  Krankheitsfällen  und  im 
Falle  des  Ablebens  ein  angemessenes  Begräbnis  zu  gewähren. "^e^. 
Mehrere  Staaten,  darunter  Sachsen,  Württemberg  und  Baden,, 
erweitern  diese  Aufgaben  durch  Einbeziehung  der  Erziehung  und  des 
Unterrichts  der  Kinder. 

Die  öffentliche  Armenpflege  kann  nur  das  Notwendigste 
gewähren;  das  muß  sich  die  Pflegerin  stets  vor  Augen  halten  und  mit 
den  öffentlichen  Mitteln  sparsam  und  wirtschaftlich  umgehen. 
Andererseits  aber  darf  die  Unterstützung  auch  nicht  zu  gering  be- 
messen werden ;  denn  dann  ist  es  keine  richtige  Hilfe,  da  die  Armen 
doch  auf  den  Bettel  angewiesen  bleiben,  oder  aber  mit  Aufbietung  der 
letzten  Kräfte  und  unter  Vernachlässigung  des  Haushalts  und  der 
Kinder  das  dazu  verdienen,  was  ihnen  zum  Leben  noch  fehlt.  Sie 
haben  dann  gar  keine  Möglichkeit,  sich  jemals  aus  diesem  Zustande  zu 
erheben.  Auch  erwachsen  daraus  oft  noch  größere  Übel,  indem  der 
Haushalt  verfällt,  die  Frau  infolge  von  Überarbeitung  siech  und  krank 
wird  oder  die  Kinder  verwahrlosen.  In  den  meisten  Armenordnungen, 
z.  B.  in  der  Hamburger  (§  35),  findet  sich  daher  folgender  Grundsatz: 
„Das  Armenkollegium  wird  sich  bei  Feststellung  der  Unterstützungs- 
sätze von  der  Erwägung  leiten  lassen,  daß  in  keinem  Falle  die  Unter- 
stützung das  Einkommen  des  freien  Arbeiters  erreichen  darf,  daß  aber 
andererseits  schuldlos  in  Armut  geratenen  Personen  ein  menschen- 
würdiges Dasein  ermöglicht  werden  muß,  und  daß  sie  durch  Ge- 
währung einer  ganz  unzureichenden  Unterstützung  nicht  lediglich  vor 
dem  Verhungern  geschützt  werden  dürfen." 

Hier  ist  noch  zu  bemerken,  daß  jeder  Hilfsbedürftige  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Grund  seiner  Not  Anspruch  auf  Unterstützung  im 
Rahmen  der  gesetzlichen  Leistungen  der  Armenverbände  hat.  Eine 


26)  §  I  des  preußischen  Ausführungsgesetzes  zu  §  i  des  Reichsgesetzes 
über  den  Unterstützungswohnsitz. 
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yerweigerung  der  Unterstützung  wegen  mangelnder  Würdigkeit  ist 
ungesetzlich.  Jedoch  bietet  die  Handhabung  der  Unterstützungspraxis 
Gelegenheit,  den  Grad  der  Würdigkeit  bei  Bemessung  der  Unter- 
stützung zu  berücksichtigen. 

Die  Unterstützung  muß  dem  Grade  der  Armut  angepaßt  werden, 
und  zwar  derart,  daß  sie  wirklich  eine  dauernde  und  gründliche  Hilfe 
darstellt  und  nach  Möglichkeit  bis  an  die  Wurzel  des  Übels  geht  und 
die  Ursache  der  Armut  beseitigt.  Sie  besteht  aus  Geld  oder  Natural- 
leistungen, bisweilen  auch  aus  einer  Mischung  von  beiden.  In  früherer 
Zeit  war  die  Naturalunterstützung  viel  mehr  verbreitet  als  jetzt.  Sie 
ist  für  solche  Menschen  geeignet,  denen  infolge  von  Altersschwäche 
oder  Krankheit  das  Ausgehen  und  Einkaufen  schwer  fällt,  und  für 
solche,  die  nicht  mit  Geld  umzugehen  verstehen.  Jedoch  werden 
geschenkte  Lebensmittel  stets  niedriger  bewertet  als  gekaufte,  weil  das 
Vorurteil  besteht,  daß  es  Qualitäten  seien,  die  für  einen  Armen  gerade 
noch  gut  genug  sind,  und  man  geht  im  allgemeinen  weniger  haus- 
Jfiälterisch  damit  um;  ferner  ist  die  Gefahr  eines  Handels  mit  den 
Lebensmitteln  und  in  Verbindung  damit  eine  erhebliche  Entwertung 
nicht  ausgeschlossen.  Man  hat  in  vielen  Fällen  zu  Lebensmittel- 
anweisungen in  Form  von  Brot-,  Milch-  usw.  Marken  gegriffen,  die 
sich  zum  Teil  gut  bewährt  haben,  jedoch  darf  man  sie  nicht  verall- 
gemeinern ;  denn  die  Armen  sind  dadurch  beim  Einkaufen  öffentlich 
als  solche  gekennzeichnet,  was  besonders  für  unverschuldet  Verarmte 
und  verschämte  Arme  eine  große  Demütigung  bedeutet.  Ihr  Ehr- 
gefühl muß  aber  geschont  werden,  sonst  stumpfen  sie  ab  und  fallen 
dauernd  der  Armenpflege  anheim.  Dasselbe  wäre  von  den  Armen- 
küchen zu  sagen,  in  denen  zubereitetes  Essen  verabfolgt  wird.  Hier 
tritt  noch  das  Moment  dazu,  daß  die  Armen  gewöhnlich  eine  Ab- 
neigung gegen  diese  Speisen  haben  und  nicht  alles  essen  mögen.  Es 
ist  vielfach  behauptet  worden,  daß  gerade  die  Naturalunterstützung  ein 
guter  Maßstab  für  den  Grad  der  Armut  ist;  denn  wer  Naturalunter- 
stützung zurückweist,  zeigt  eben,  daß  er  nicht  sehr  bedürftig  ist. 

In  neuester  Zeit,  wo  man  den  Hauptwert  auf  die  Wiedererlangung 
•der  wirtschaftlichen  Selbständig:keit  legt,  ist  man  fast  ganz  zur  Geld- 
unterstützung übergegangen.  Die  Armen  sollen  ihre  eigene  Wirt- 
schaft, die  doch  die  Grundlage  der  Selbständigkeit  ist,  weiter  führen. 
Es  handelt  sich  ja  nicht  ausschließlich  um  wirtschaftlich  Negative, 
sondern  sehr  häufig  um  vorübergehend  wirtschaftlich  Schwache,  die 
schuldlos  in  diesen  Zustand  geraten  sind.  Da  wäre  es  doch  eine 
furchtbare  Härte,  wenn  man  ihre  persönliche  und  wirtschaftliche 
Freiheit  ganz  einschränken  würde ;  die  freie  Verfügung  über  Geldmittel 
läßt  das  Almosen  weniger  drückend  erscheinen.  Daneben  können  ja 
noch,  wo  es  wünschenswert  ist,  Naturalien  geliefert  werden,  z.  B. 
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Brennmaterialien,  die  viel  vorteilhafter  eingekauft  werden,  wenn  sie 
die  Armenverwaltung  in  großen  Quanten  bezieht.  Ebenso  ist  es  mit 
der  Gewährung  von  Kleidern,  besonders  an  schulpflichtige  Kinder. 

In  den  Fällen  aber,  wo  mit  Sicherheit  anzunehmen  ist,  daß  eine 
Geldunterstützung  nicht  in  wirtschaftlicher  Weise  verwandt  wird,  wo 
der  Mann  das  Geld  vertrinkt  oder  die  Frau  es  für  unnütze  Dinge  aus- 
gibt, da  sind  nur  Naturalleistungen  am  Platze.  Es  wird  nicht  immer 
leicht  sein,  einwandfrei  festzustellen,  wo  Geld-  und  wo  Naturalunter- 
stützung  vorzuziehen  ist.  Oft  wird  es  sich  bereits  bei  der  Prüfung 
der  Verhältnisse  ergeben,  häufig  aber  erst  bei  den  Pflegebesuchen, 
wenn  die  Armenpflegerin  die  Verhältnisse  der  betreffenden  Hilfs- 
bedürftigen noch  genauer  kennen  gelernt  hat.  Bei  Unwürdigkeit  des 
Mannes,  z.  B.  wenn  derselbe  Trinker  ist,  hilft  man  sich  bisweilen  auch 
damit,  daß  die  Unterstützung  der  Ehefrau  ausgehändigt  wird,  damit 
die  Familie  nicht  Not  zu  leiden  braucht,  und  daß  man  gegen  den 
Mann  wegen  Unterhaltsverweigerung  nach  dem  StGB.  §  361,  5  und  10 
und  dem  neuen  Arbeitsscheuengesetz  vom  23.  Juli  1912  vorgeht. 

Die  Art  der  Unterstützung  ist  überaus  wichtig  und  ihre  Auswahl 
daher  mit  der  größten  Sorgfalt  vorzunehmen.  Gerade  die  Frau  wird 
vermöge  ihrer  engen  Beziehungen  zur  Häuslichkeit  viel  leichter  über- 
sehen, welche  Hilfsmittel  am  zweckmäßigsten  anzuwenden  sind  und 
die  richtige  Auswahl  treffen.  Die  Unterstützungen  werden  in  der 
Regel  nur  auf  14  Tage  bewilligt,  weil  sich  die  Verhältnisse  doch  oft 
schnell  ändern.  Kranke  gesund  werden  und  Arbeitslose  Arbeit  finden. 
Auch  will  man  dadurch  verhindern,  daß  sich  die  Armen  an  die  Hilfe- 
leistung gewöhnen  und  sie  als  Mittel  zur  Erhaltung  einer  bequemen 
Lebensw^eise  betrachten,  statt  sich  um  Arbeit  zu  bemühen.  In  den 
Fällen,  wo  es  sich  um  dauernd  Unterstützte,  z.  B.  Altersschwache  oder 
Sieche  handelt,  werden  die  Mittel  natürlich  für  längere  Zeit  bewilligt. 

-  Uber  die  Höhe  der  Unterstützungen  bestehen  in  der  Regel  keine 
testen  Normen,  sondern  die  Organe  der  Armenpflege  müssen  sie  den 
verschiedenen  Fällen  anpassen;  häufig  werden  ja  auch  nur  Zuschüsse 
seitens  der  öffentlichen  Armenpflege  erforderlich  sein,  um  das  Existenz- 
minimum zu  erreichen.  Andererseits  wird  im  Sinne  einer  rationellen 
Armenpflege,  z.  B.  in  Krankheitsfällen,  insbesondere  bei  vorüber- 
gehenden, auch  bisweilen  über  das  Minimum  hinausgegangen  werden 
müssen,  damit  die  Arbeitskraft  wieder  auf  die  normale  Höhe  gebracht 
werden  kann. 

Jedoch  sind  meistens  Höchstsätze  festgelegt,  die  nicht  über- 
schritten werden  dürfen.  Die  höchsten  Ausschlußsätze  bestehen  für 
Alleinstehende  zur  Zeit  in  Straßburg  i.  E. :  37,50  Mark  monatlich  für 
einen  Mann,  33,50  Mark  für  eine  Frau;  in  Frankfurt  a.  M.  je  8  Mark 
wöchentlich,  für  ein  Ehepaar  40  bis  50  Mark  monatlich,  während  für 
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Kinder  unter  lo  Jahren  2  Mark  wöchentlich  das  Maximum  in  Dort- 
mund, Leipzig,  Mainz  und  Wiesbaden  darstellen. 

Die  Sätze  sind  nach  der  Größe  der  Familie  abgestuft,  und  zwar 
derart,  daß  individuelle  Fälle  dabei  nach  Möglichkeit  berücksichtigt 
werden.  Die  Anzahl  der  Familienmitglieder  kann  schon  deshalb  nicht 
ausschließlich  maßgebend  sein,  weil  z.  B.  eine  alte  Großmutter,  die  in 
der  Familie  lebt,  nicht  bloß  ein  konsumierendes  Mitglied  ist,  sondern 
vielleicht  dadurch,  daß  sie  die  Kinder  beaufsichtigt,  es  der  Mutter 
ermöglicht,  auf  Arbeit  zu  gehen  oder  sich  wenigstens  einen  Neben- 
verdienst zu  verschaffen.  Feste  Sätze  lassen  sich  hier  jedenfalls  nur 
schwer  normieren,  und  die  Auswahl  und  Bestimmung  der  Höhe  der 
Hilfsmittel  ist  eigentlich  ausschließlich  Sache  der  Pflegeorgane. 

2.   P  f  1  e  g  e  b  e  s  u  c  h  e. 

Jedoch  ist  die  Tätigkeit  der  Armenpfleger  und  -piiegcrinncn 
keineswegs  mit  der  Auswahl  der  Unterstützungen  beendet;  sie  müssen 
den  Armen  auch  die  Gaben  übermitteln,  und  zwar  am  zweckmäßig- 
sten in  deren  Wohnungen.  Die  Unterstützungen  sollen  zweimal  im 
Monat  ausgezahlt  werden;  die  Armenpflegerin  muß  also  die  Armen 
mindestens  alle  zwei  Wochen  aufsuchen.  Dadurch,  daß  sie  die  Gaben 
mitbringt,  wird  ihr  natürlich  der  ganze  Pflegebesuch  erheblich  er- 
leichtert. Sie  soll  aber  nicht  nur  geben,  sondern  helfen.  Auf  die  Art 
des  Gebens  kommt  es  oft  ebenso,  wenn  nicht  noch  mehr  an,  als  auf  die 
Art  der  Gabe.  Das  Fehlen  von  Existenzmitteln  ist  gewiß  stets  ein 
großer  Notstand;  aber  häufig  genug  wird  durch  die  Beschaffung  der 
fehlenden  Mittel  der  ganze  traurige  Gesamtzustand  nur  wenig  ver- 
ändert. Da  muß  die  Armenpflegerin  die  Freundin  der  Armen  werden 
und  warmen  Anteil  an  dem  Schicksal  ihrer  Pfleglinge  nehmen,  die  sich 
dann  weniger  verlassen  vorkommen  und  \^ertrauen  zu  ihr  fassen 
werden.  „Von  der  Tätigkeit  der  Armenpflegeorgane  hängt  Wohl  und 
Wehe  des  Bedürftigen,  sowie  der  soziale  und  sittliche  Wert,  welcher 
einer  geordneten  Armenpflege  zukommt,  in  erster  Linie  ab ;  sie 
müssen  der  treueste  Freund  und  Berater  der  Armen  sein  und  über  die 
Gewährung  einer  Unterstützung  hinaus  ihnen  mit  Rat  und  Tat  zur 
Seite  stehen.  Die  ihnen  zugeteilten  Armen  sollen  sie  kennen  wie  ihre 
eigene  Familie,  ihre  Wohnungen  wie  ihr  eigenes  Haus,"  heißt  es  in 
der  Hamburger  Armenordnung. 

Das  beiderseitige  \'ertrauen  ist  die  Ijeste  Grundlage  für  ein  gedeih- 
liches Verhältnis  zwischen  der  Pflegerin  und  den  Armen.  Die  An- 
bahnung eines  solchen  Vertrauensverhältnisses  ist  oftmals  schwer. 
Häufig  wird  die  Armenpflegerin  auf  große  \  erbitterung  oder  auf 
Mißtrauen  stoßen.  Dadurch  darf  sie  sich  aber  nicht  entmutigen 
lassen.    Sie  muß  es  immer  wieder  versuchen,  mit  ihren  Pfleglingen 
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warm  zu  werden ;  denn  wenn  diese  erst  einmal  das  nötige  Vertrauen  zu 
ihr  haben,  wird  sie  viel  besser  und  nachhaltiger  auf  sie  einwirken 
können.  Hierbei  hat  die  Frau  durch  ihre  größere  Geduld  und  Hingabe 
tnid  ihr  feineres  Zartgefühl  viel  vor  dem  Manne  voraus.  Sie  wird  in 
der  Regel  leichter  den  richtigen  Ton  den  armen  Frauen  gegenüber 
anschlagen  und  sich  in  ihre  Stimmung  versetzen  können.  Sie  braucht 
z.  B.  nur  bei  den  Kindern  anzuknüpfen  und  sich  mit  ihnen  freundlich 
zu  unterhalten;  das  gewinnt  ihr  meistens  auch  das  Zutrauen  der 
Mütter.  Auch  werden  sich  diese  über  Dinge,  wie  Ehen,  die  nicht 
diesen  Namen  verdienen,  uneheliche  Kinder  usw.  viel  eher  einer  Frau 
gegenüber  äußern  als  einem  Manne.  Hier  können  die  Armen- 
pflegerinnen einen  Blick  in  die  Seele  ihrer  Pfleglinge  tun  und  sehen, 
wo  und  wie  ihnen  zu  helfen  ist.  Ein  paar  freundliche  Worte  tun  da 
■oft  so  not,  und  wieviel  besser  versteht  eine  Frau  zu  trösten  als  ein 
Mann !  Ist  das  Vertrauensverhältnis  aber  erst  einmal  befestigt,  dann 
werden  sich  die  Armen  auch  nicht  den  guten  Ratschlägen  der  Armen- 
pflegerin verschließen,  weil  sie  jetzt  wissen,  daß  sie  es  wirklich  gut  mit 
ihnen  meint  und  nicht  bloß  als  Organ  der  Armenverwaltung  ihnen  die 
notwendigsten  Mittel  überbringt.  Diese  persönliche  Fürsorge,  dieser 
lebendige  Verkehr  mit  den  Armen  kann  gar  nicht  genug  betont  werden. 
Dann 'ist  die  öffentliche  Armenpflege  nicht  bloß  ein  Institut,  das  die 
Armen  vor  dem  Verhungern  schützt,  sondern  wirklich  eine  Hilfe  von 
Mensch  zu  Mensch.  Mancher  Verzweifelte  wird  dadurch  neuen 
Lebensmut  fassen,  mancher  Gesunkene  sich  auf  einen  besseren  Weg 
leiten  lassen.  Auf  diese  Weise  kann  viel  für  die  Wiedererlangung  der 
wirtschaftlichen  Selbständigkeit  getan  werden. 

Wenn  nun  die  Armenpflegerin  in  solchen  persönlichen  Be- 
ziehungen zu  den  Armen  steht,  wird  ihr  die  Überwachung  der  Ver- 
wendung der  Gaben  keine  großen  Schwierigkeiten  machen.  Eine 
Kontrolle  ist  unerläßlich,  sowohl  darum,  weil  es  sich  um  Güter  handelt, 
die  ihr  von  der  Armenverwaltung  anvertraut  sind,  als  auch  aus  erzieh- 
lichen Rücksichten.  Es  gehört  zu  den  Aufgaben  der  Pflegeorgane,  auf 
die  Armen  dahin  einzuwirken,  daß  sie,  soweit  sie  das  Geld  dazu  selbst 
in  die  Hand  bekommen,  ihre  Miete  zur  Zeit  bezahlen.  W>nn  sie  sich 
nicht  daran  gewöhnen,  die  Unterstützung  nach  ihren  Lebensbedürf- 
nissen genau  einzuteilen,  werden  sie  natürlich  nie  auskommen  und 
entweder  die  Miete  schuldig  bleiben  oder  die  letzten  Tage  hungern 
öder  betteln.  Auch  kann  die  Armenpflegerin  jederzeit  einen  Antrag 
auf  Änderung  der  Unterstützung  stellen,  z.  B.  der  Geld-  in  eine 
Naturalunterstützung,  wenn  es  sich  erweist,  daß  die  Betreffenden  das 
erhaltene  Geld  in  Alkohol  statt  in  Lebensmittel  umsetzen.  Eine  Frau 
kann  so  gut  praktische  Winke  geben,  wenn  sie  sieht,  daß  die  Gaben 
luiwirtschaftlich  verwandt  werden.     Vermöge  ihrer  natürlichen  Be- 
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Ziehungen  zur  Häuslichkeit  sieht  sie  hier  sehr  viel  mehr  als  der  Mann. 
Auch  wird  die  arme  Frau  ihren  Anweisungen  viel  eher  Folge  leisten, 
weil  sie  in  ihr  eine  Autorität  auf  diesem  Gebiete  erblickt.  Wenn 
man  in  eine  verkommene  und  schmutzige  Wohnung  tritt,  sieht 
natürlich  auch  der  männliche  Pfleger,  daß  hier  erst  einmal  eine  gründ- 
liche Reinigung  vorgenommen  werden  muß,  aber  er  ist  nicht  in  der 
Lage,  anzugeben,  wie  das  zu  geschehen  hat.  Er  vermag  auch  nicht  zu 
beurteilen,  ob  die  Hausfrau,  die  vielleicht  krank  oder  schwach  ist,  dazu 
imstande  ist  oder  ob  hier  eine  fremde  Hilfskraft  eintreten  muß.  Viel- 
leicht sind  auch  heranwachsende  Mädchen  da,  die  zu  Hilfeleistungen 
im  Haushalt  herangezogen  werden  können,  und  es  fehlt  nur,  daß  sie 
dazu  angehalten  werden,  sei  es,  daß  die  Mutter  krank  oder  tot  ist,  oder 
daß  ihr  selber  die  nötige  Übersicht  über  den  Flaushalt  fehlt.  Hier  kann 
der  Einfluß  einer  verständigen  Armenpflegerin  von  hohem  Wert  sein. 
Es  wird  nicht  immer  leicht  sein,  aus  den  teilweise  für  Menschen 
geradezu  in  höchstem  Grade  unwürdigen  Wohnstätten  ein  freundliches 
Heim  zu  schaffen.  Und  doch  ist  dies  in  jeder  Hinsicht  von  so  großer 
Bedeutung.  Wieviel  weniger  Krankheiten  würde  es  geben,  wenn  die 
Wohnungen  der  Armen  stets  sauber  gehalten  und  gründlich  gelüftet 
wären;  denn  ihr  unhygienischer  Zustand  fordert  naturgemäß  die 
Entstehung  und  Verbreitung  von  Krankheiten;  auch  wird  ein 
Erkrankter  in  solchen  Verhältnissen  viel  langsamer  gesund  werden. 
Und  wieviel  glücklicher  würden  viele  Familien  leben!  Gewiß  gibt 
es  solche,  die  bereits  gegen  jeden  besseren  Einfluß  abgestumpft  sind. 
Wo  dies  aber  nicht  der  P^all  ist,  wird  z.  B.  der  Mann  viel  eher  zu  Hause 
bleiben  und  nicht  ins  Wirtshaus  gehen,  wenn  er  daheim  eine  saubere 
und  freundliche  Häuslichkeit  findet.  Mit  den  geringen  Mitteln,  welche 
Armen  zur  Verfügung  stehen,  läßt  sich  natürlich  nicht  viel  anfangen, 
aber  auf  Reinlichkeit  und  Ordnung  kann  zum  mindesten  gehalten 
werden. 

Noch  ^ aus  einem  anderen  Grunde  muß  der  Wohnungsfrage  ein 
großer  Wert  beigemessen  werden :  das  sind  die  mit  einer  unzu- 
reichenden Wohnung  verbundenen  sittlichen  Gefahren.  Sehr  viele 
Familien  sind  darauf  angewiesen,  Schlafgänger  zu  halten.  Es 
herrschen  dabei  zum  Teil  die  unglaublichsten  Zustände.  Da  muß 
natürlich  Wandel  geschaffen  und  den  Armen  entweder  eine 
Jiöhere  Unterstützung  gewährt  werden,  so  daß  sie  auf  den  Verdienst 
•durch  die  Schlafgänger  nicht  mehr  angewiesen  sind,  oder  sie  müssen 
in  eine  größere  Wohnung  ziehen.  Unermüdlich  muß  die  Armen- 
pflegerin wirken  und  sich  immer  wieder  davon  überzeugen,  ob  auch 
ihren  Anweisungen  und  Ratschlägen  Folge  geleistet  wird.  In  manchen 
Fällen  wird  sie  ihre  Besuche  sehr  oft  wiederholen  müssen,  da  eine 
-Strenge  Kontrolle  nötig  ist.    Wie  überhaupt  in  der  ganzen  Armen- 
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pflege,  so  darf  auch  hier  kein  festes  Schema  herrschen,  wie  häufig  die 
Armen  aufgesucht  werden  sollen.  Das  hängt  ausschließlich  von  der 
Einsicht  und  dem  Zartgefühl  der  Pflegeorgane  ab;  denn  es  gibt 
natürlich  Fälle,  wo  ein  häufiger  Besuch  nicht  angebracht  ist,  z.  B.  bei 
Leuten  besserer  Herkunft,  die  ohne  Schuld  in  Not  geraten  sind  und 
sich  ernstlich  bemühen,  wieder  unabhängig  von  der  Armenunter- 
stützung  zu  werden.  Es  ist  zu  verstehen,  daß  solche  Menschen  ihre 
Armut  möglichst  verbergen  wollen,  was  aber  durch  das  häufige  Er- 
scheinen einer  Armenpflegerin  in  ihrem  Hause  vereitelt  wird. 

3.  H  a  u  s  p  f  1  e  g  e. 

Aber  nicht  in  allen  Fällen  wird  die  Hilfe  und  Einwirkung  der 
Armenpflegerin  allein  genügen,  sondern  sie  w4rd  z.  B.  bei  Erkrankung 
der  Hausfrau  natürlich  nicht  selber  den  ganzen  Haushalt  der  Armen 
besorgen  können.  Erkrankt  die  Ehefrau,  dann  stockt  der  Haushalt. 
Der  Mann  findet,  wenn  er  nach  Hause  kommt,  kein  Essen  bereit  und 
geht  ins  Wirtshaus  und  die  Kinder  laufen  aufsichtslos  herum  und  ver- 
w^ahrlosen.  Sind  keine  erwachsenen  Töchter,  Verwandte  oder  Freunde 
da,  welche  die  Frau  ersetzen  können,  so  hat  die  Armenpflegerin  einen 
Antrag  auf  Hauspflege  zu  stellen.  Es  werden  zu  diesem  Zweck 
von  der  Armenverwaltung  einfache,  in  der  Häuslichkeit  erfahrene 
Frauen  von  gutem  Ruf  gegen  einen  festen  Lohn  angestellt,  die  in 
solchen  Fällen,  wo  die  Frau  krank  liegt  oder  sich  für  längere  Zeit  in 
einer  Anstalt  zur  Behandlung  befindet,  vorübergehend  das  Hauswesen 
versehen,  das  Essen  kochen  und  die  Kinder  besorgen  und  beauf- 
sichtigen, so  daß  der  Mann  unbehindert  dem  Verdienst  nachgehen 
kann.  Natürlich  haben  diese  Frauen  den  Anordnungen  der  Armen- 
pflegerin unbedingt  Folge  zu  leisten  und  unterstehen  deren  ständiger 
Kontrolle.  Sie  muß  von  Zeit  zu  Zeit  im  Hause  der  Armen  nach  dem 
Rechten  sehen,  ob  die  Hauspflegerin  auch  gewissenhaft  ihre  Pflichten 
erfüllt,  die  Wohnung  in  Ordnung  hält  und  mit  den  ihr  überwiesenen 
Mitteln  sparsam  umgeht.  Tut  sie  das  nicht  oder  erweist  sich  sonst  ihr 
Einfluß  auf  den  Mann  und  die  Kinder  als  schädlich,  dann  muß  die 
Armenpflegerin  für  ihre  sofortige  Entlassung  sorgen.  In  den  meisten 
Städten  ist  vorläufig  die  Hauspflege  nicht  öffentlich  geregelt,  sondern 
sie  wird  von  sogenannten  Hauspflegevereinen,  die  aber  fast  überall  in 
engstem  Anschluß  an  die  öffentliche  Armenpflege  arbeiten,  ausgeübt. 
Die  Hauspflegevereine  sind  aus  den  sehr  viel  älteren  Wöchnerinnen- 
vereinen hervorgegangen.  Während  sich  die  öffentliche  Armenpflege 
bei  der  Wöchnerinnenfürsorge  neben  der  laufenden  Unterstützung 
meist  nur  auf  ärztliche  und  Hebammenhilfe  beschränkte  und  die  Auf- 
fassung über  ihre  Aufgaben  auf  diesem  Gebiet  überhaupt  sehr 
schwankend   war,   taten   die   Vereine   noch   ein   übriges,   indem  sie 


außer  Geld  und  Naturalien,  insbesondere  Wäsche,  auch  Pflegerinnen 
in  die  Wohnung  der  Wöchnerin  sandten.  Es  handelt  sich  hierbei 
nicht  um  Kranken-,  sondern  lediglich  um  Hauspflegerinnen ;  denn  sobald 
die  Wöchnerin  ernstlich  krank  wird,  hat  die  Armenkrankenpflege  einzu- 
greifen. Man  ist  dabei  von  der  großen  hygienischen  und  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  der  Frage  ausgegangen  und  wollte  es  verhindern, 
daß  die  armen  Frauen  zu  früh  vom  Wochenbett  aufstehen,  was  sie 
sonst  leider  häufig  tun  müssen,  weil  eben  niemand  da  ist,  der  während 
dieser  Zeit  wenigstens  die  allernotwendigsten  Arbeiten  verrichtet.  Was 
nützt  da  die  Arbeiterschutzgesetzgebung,  welche  eine  Fernhaltung  der 
Wöchnerin  von  der  Arbeit  während  der  ersten  vier  Wochen  nach  der 
Entbindung  festlegt,  wenn  die  Frau  sich  nicht  einmal  in  den  ersten 
Tagen  schonen  kann  und  im  Hause  arbeiten  muß.  Von  den 
Wöchnerinnenvereinen  ist  also  eine  überaus  wichtige  Anregung  aus- 
gegangen. Sie  gelangte  dann  in  den  Hauspflegevereinen  noch  zu 
weiterer  Ausbildung,  indem  die  Hauspflege  nicht  auf  die  Fälle 
beschränkt  blieb,  wo  die  Hausfrau  infolge  des  Wochenbetts  außer- 
stande ist,  den  Haushalt  zu  versehen,  sondern  sich  auf  sämtliche 
Krankheitsfälle  ausdehnte,  in  denen  sie  vorübergehend  an  der  Aus- 
übung ihrer  Pflichten  behindert  ist  und  der  Hausstand  zu  verwahrlosen 
droht.  Der  erste  Hauspflegeverein  wairde  1893  in  Frankfurt  a.  M. 
gegründet  und  damit  zum  erstenmal  der  Begriff  einer  organisierten 
Hauspflege  in  die  Armenpflege  eingeführt.  Die  Tätigkeit  des  Vereins 
war  sehr  segensvoll  und  fand  bald  Nachahmung  in  anderen  Städten, 
die  auch  den  großen  Wert  der  Fortführung  der  Wirtschaft  in  armen 
Familien  erkannten.  1897  folgte  Berlin,  dessen  Hauspflegeverein  in 
kurzer  Zeit  eine  sehr  große  Ausdehnung  nahm.  1908  waren  dort 
188  Pflegerinnen  angestellt,  welche  5  346  Pflegen  mit  33  606  ganzen, 
5  208  halben  Tagen  und  233  Nächten  leisteten.  Die  Pflegefrauen  unter- 
standen der  kontrollierenden  Tätigkeit  der  Mitglieder  des  Vereins.  Als 
die  Hauspflegevereine  dann  in  enge  Verbindung  mit  der  städtischen 
Armenfürsorge  traten,  ging  diese  Kontrolle  auf  die  Armenpflegerinnen 
über,  die  ja  sowieso  die  Armen  aufsuchen  müssen  und  infolge  ihrer 
häufigen  Besuche  die  Verhältnisse  am  genauesten  kennen  und  am 
besten  beurteilen  können.  Dieser  Zustand  herrscht  auch  jetzt  noch  an 
den  meisten  Orten,  z.  B.  in  Frankfurt  a.  M.,  Berlin,  Charlottenburg, 
Stettin  u.  a.  m.  Nur  wenige  Städte  sind  dazu  übergegangen,  die 
Hauspflege  direkt  zu  den  Aufgaben  ihrer  Armenpflege  zu  übernehmen 
und  selbst  die  Haushälterinnen  anzustelllen ;  dahin  gehören  u.  a. 
Breslau,  Wiesbaden,  Saarbrücken,  Darmstadt  und  Heidelberg.  Diese 
Frauen  haben  aber  lediglich  die  Hauspflege  zu  besorgen;  wo  es  sich 
um  die  Pflege  der  Kranken  handelt,  hat  die  Armenkrankenpflege  ein- 
zusetzen. 
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4.   A  r  m  e  n  k  r  a  11  k  e  n  p  f  1  e  g  e    unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  ländlichen    \>  r  h  ä  1  t  n  i  s  s  e. 

Die  Arme  nkran  kenpflege  ist  erst  in  neuerer  Zeit  zu  den 
Aufgaben  der  öffentlichen  Armenpflege  übernommen  worden.  Bis 
dahin  wurde  sie  ausschließlich  von  der  Privatwohltätigkeit  ausgeübt. 
Eine  möglichst  weitgehende  Fürsorge  in  Krankheitsfällen  ist  außer- 
ordentlich wichtig,  damit  dem  Armen  sein  Betriebskapital,  die  Ver- 
fügung über  seine  Kräfte  erhalten  bleibt  beziehungsweise  wiederher- 
gestellt wird.  Krankheit  ist  nicht  nur  eine  Ursache  der  Armut,  sondern 
sie  versetzt  die  Betreffenden  auch  in  einen  hilflosen,  pflegebedürftigen 
Zustand.  Eine  Unterstützung  allein  bildet  hier  also  durchaus  keine  hin-  . 
reichende  Hilfe,  wenn  niemand  da  ist,  der  die  Kranken  genügend  ver- 
sehen und  pflegen  kann,  und  das  trifft  bei  vielen  Armen  zu.  Nun  ist 
es  aber  unmöglich,  daß  die  Armenpflegerin  neben  ihrer  sonstigen 
Tätigkeit  auch  noch  die  Krankenpflege  bei  den  Armen  besorgt.  Dazu 
bedarf  es  vielmehr  geschulter  Krankenpflegerinnen,  die  sich  aus- 
schließlich diesem  Beruf  widmen.  Auf  diese  Weise  ist  die  Arnien- 
krankenpflege  ein  ganz  besonderes  Gebiet  der  öffentlichen  Armen- 
fürsorge, auf  dem  sich  aber  Frauen  ebenso  lebhaft  betätigen  wie  in  der 
offenen  Armenpflege.  Daß  Frauen  zur  Krankenpflege  in  ganz 
besonderem  Maße  befähigt  sind,  steht  w^ohl  außer  Zweifel  und  wird 
hinlänglich  durch  ihre  große  Verbreitung  in  diesem  Beruf  bewiesen. 
Man  unterscheidet  eine  offene  und  eine  geschlossene  Krankenpflege. 
Ob  die  betreffenden  Armen  in  eine  Anstalt  aufgenommen  oder  zu 
Hause  verpflegt  werden  sollen,  hängt  ganz  von  ihrem  Leiden  und  den 
sonstigen  Umständen  ab.  Hierüber  werden  der  Armenarzt  und  die 
Armenpflegerin  zu  entscheiden  haben.  Natürlich  hat  auch  hier  dem 
Einsetzen  der  eigentlichen  Pflege  eine  gründliche  Prüfung  nicht  nur 
des  Krankheitszustandes,  sondern  der  ganzen  Lage  der  Armen  voraus- 
zugehen ;  denn  die  öffentliche  Armenkrankenpflege  kann  selbst- 
verständlich nur  bei  schweren  Erkrankungen  und  erwiesener  Bedürftig- 
keit eintreten.  Sie  wird  sich  in  der  Hauptsache  der  kranken  Frauen 
annehmen,  denn  bei  kranken  Männern  setzt  man  im  allgemeinen 
voraus,  daß  deren  Frauen  wenigstens  einigermaßen  imstande  sind,  sie 
zu  pflegen ;  in  solchen  Fällen  gibt  man  nur  eine  erhöhte  Unterstützung. 
Bei  unzulänglichen  und  unhygienischen  Wohnungen,  wo  sich  in  der 
Stube,  in  der  ein  Schwerkranker  liegt,  womöglich  noch  eine  ganze 
Schar  lärmender  Kinder  aufhält,  ist  natürlich  die  Aufnahme  in  ein 
Krankenhaus  vorzuziehen,  auch-  bei  sehr  schweren  Fällen,  w^o  z.  B. 
operative  Eingrift'e  erforderlich  sind.  Im  übrigen  aber  hat  die  oft'ene 
Armenkrankenpflege  einzutreten,  die  übrigens  bei  den  Armen  viel 
beliebter  ist;  denn  mag  ihre  Häuslichkeit  auch  noch  so  ärmlich  sein,  so 
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bleiben  sie  doch,  wenn  irgend  möglich.  Heber  zu  Hause,  als  daß  sie  in 
ein  Krankenhaus  gehen.  Besonders  bei  Frauen  findet  man  häufig  eine 
große  Abneigung  gegen  die  Krankenanstalten,  weil  sie  fürchten,  daß  in 
ihrer  Abwesenheit  ihr  Hauswesen  gänzlich  verfällt.  Die  Krankenpflege 
soll  nur  von  beruflich  vorgebildeten  Organen  ausgeübt  werden.  So 
leicht,  wie  die  Hilfeleistungen  bei  den  Kranken  aussehen,  sind  sie 
durchaus  nicht.  Der  Kranke  selbst  wnrd  am  besten  den  Unterschied 
zu  beurteilen  wissen  zwischen  jemandem,  der  wohl  den  besten  Willen, 
aber  nicht  die  Fähigkeit  hat,  ihn  gut  zu  versorgen,  und  einer  in  der 
Krankenpflege  geübten  Kraft.  Ganz  anders  faßt  eine  kundige  Hand 
beim  Umbetten,  Erneuern  der  Verbände  und  Umschläge  usw.  zu,  und 
dazu  genügen  nicht  ein  paar  Anweisungen,  sondern  es  ist  eine  gründ- 
liche theoretische  und  praktische  Ausbildung  erforderlich. 

Während  die  armenärztliche  Hilfe  durchweg  gut  organisiert  ist, 
kann  man  das  von  der  eigentlichen  Krankenpflege  nicht  behaupten. 
Und  doch  ist  diese  A^on  großer  Bedeutung;  denn  was  nützt  es,  wenn 
der  Arzt  die  kranken  Armen  aufsucht  und  seine  Anordnungen  gibt, 
aber  niemand  sie  auszuführen  imstande  ist!  Gewiß  kann  der  Arzt 
Arzneien,  diätetische  Heilmittel  aller  Art  vuid  Krankengeräte  bean- 
tragen und  beschaffen;  aber  damit,  daß  sie  vorhanden  sind,  ist  den 
Kranken  durchaus  noch  nicht  geholfen.  Arzneien,  die  nicht  regel- 
mäßig gereicht,  kräftigende  Nahrungsmittel  und  Wein,  die  womöglich 
von  den  übrigen  Familienmitgliedern  verzehrt  werden,  und  Kranken- 
geräte, die  man  nicht  richtig  zu  benutzen  versteht,  helfen  natürlich 
nicht.    Hier  muß  die  Hilfe  einer  Krankenpflegerin  eingreifen. 

Die  Krankenpflegerinnen  werden  zum  Teil  von  der  Armen - 
Verwaltung  selbst  angestellt  und  besoldet.  Die  Ausbildungmöglich- 
keiten in  der  Krankenpflege  sind  ja  jetzt  so  große  und  mannigfache, 
daß  es  keine  Schwierigkeiten  macht,  geeignete  Pflegerinnen  zu 
gewinnen.  Die  Sache  ist  lediglich  eine  Kostenfrage.  Sie  wurde  in 
vielen  Städten  auch  noch  anders  gelöst,  nämlich  durch  ein  Ab- 
kommen mit  dem  Vaterländischen  Frauenverein.  Wie  schon  erwäimt, 
besteht  verschiedentlich  in  bezug  auf  die  rein  armenpflegerische  Tätig- 
keit eine  \'erbindung  zwischen  dem  Vaterländischen  Frauenverein  und 
den  Armenverwaltungen.  Diese  hat  dann  auch  bezüglich  der  Arraen- 
krankenpflege  Platz  gegriffen  und  birgt  zwei  Vorteile  für  die  Stadt- 
verwaltung in  sich:  i.  daß  die  Krankenpflegerinnen  kostenlos 
zur  Verfügung  gestellt  werden  und  in  der  Regel  ilur  ein  jähr- 
licher Zuschuß  an  den  Verein  gezahlt  wird,  und  2.  daß  es 
sich  meistens  um  Frauen  aus  den  besseren  Ständen  handelt. 
Gerade  das  letzte  Moment  ist  von  hoher  Bedeutung,  da  man  im  all- 
gemeinen mit  gebildeten  Frauen  viel  bessere  Erfahrungen  in  der 
Krankenpflege  gemacht  hat  als  mit  einfachen;  denn  sie  üben  vermöge 


ihrer  ganzen  Persönlichkeit  einen  günstigeren  Einfluß  auf  die  Kranken 
aus.  Sie  versehen  nicht  nur  die  Kranken,  sondern  sie  können  infolge 
ihres  geistigen  Übergewichts  auch  auf  den  ganzen  Menschen  viel  mehr 
einwirken,  und  der  Seele  dieser  kranken  Armen  tut  die  Hilfe  und  Auf- 
richtung meist  ebenso  not,  wie  ihrem  Körper.  Es  ist  dies  schon  bei 
der  Tätigkeit  der  Armenpflegerin  betont  worden,  gilt  aber  bei  der 
Armenkrankenpflegerin  zum  mindesten  in  demselben  Maße. 

Gemäß  ihrer  Hauptaufgabe,  nämlich  der  Verwundetenpflege  im 
Falle  des  Krieges,  sorgen  die  Vereine  vom  Roten  Kreuz  für  Aus- 
bildung und  Unterhaltung  von  Krankenpflegerinnen,  und  zu  Eriedens- 
zeiten  werden  dieselben  statutenmäßig  in  der  Gemeindepflege,  d.  h.  in 
der  Armen-  und  Krankenpflege  beschäftigt.  Dasselbe  gilt  von  den 
Johanniterinnen.  Auch  sie  werden  in  der  Krankenpflege  ausgebildet 
und  sollen  ihre  Dienste  dann  in  der  Gemeindepflege  verwerten,  was  am 
besten  im  Anschluß  an  die  öffentliche  Armenpflege  geschieht.  Soweit 
es  sich  um  die  öffentliche  Armenkrankenpflege  handelt,  werden  die 
Aufgaben  der  Krankenpflegerinnen  im  allgemeinen  durch  die  Armen- 
verwaltungen und  im  besonderen  durch  die  Armenärzte  bestimmt.  Die 
Tätigkeit  der  Armenpflegerin  bleibt  in  solchen  Fällen  ruhig  neben  der- 
jenigen der  Krankenpflegerin  bestehen,  denn  als  verantwortlichem 
Pflegeorgan  liegt  ihr  nach  wie  vor  die  Überwachung  des  Pflegefalles 
ob,  wenn  auch  die  Hauptpflegetätigkeit  in  Fällen  schwerer  Erkrankung 
von  einer  Armenpflegerin  ausgeübt  wird. 

Von  sehr  großer  Bedeutung  ist  auch  die  Förderung  der  Armen- 
k  r  a  n  k  e  n  p  f  1  e  g  e  auf  dem  Lande.  Die  Gesundheitsverhält- 
nisse auf  dem  Lande  liegen  durchaus  nicht  so  günstig,  wie  man  im 
allgemeinen  denkt.  So  weist  der  rein  landwirtschaftliche  Bezirk 
Hohenzollern  die  größte  Säuglingssterblichkeit  auf  ;  desgleichen  haben 
die  stark  landwirtschaftlichen  Provinzen  Schlesien  und  Westpreußen 
sehr  hohe  Ziffern  zu  verzeichnen.  Auch  die  Tuberkulose  ist  auf  dem 
Lande  mindestens  ebenso  verbreitet  wie  in  der  Stadt.  Vor  allem  aber 
tritt  die  Hilfe  bei  Erkrankungen  und  Unfällen  hier  meist  viel  zu  spät 
ein.  Es  ist  daher  dringend  zu  wünschen,  daß  auch  das  Land  der 
Förderung  der  Gesundheitsverhältnisse  ein  größeres  Interesse  zu- 
wendet als  bisher.  Dank  den  Bemühungen  der  staatlichen  Behörden 
ist  besonders  in  der  letzten  Zeit  eine  Besserung  der  Krankenfürsorge 
eingetreten,  da  wenigstens  die  meisten  Kreisstädte  heute  eni  gut 
eingerichtetes-  Krankenhaus  besitzen. 


2^)  Die  ambulante  Armenkrankenpflege  liegt  zum  größten  Teil  in 
privaten  Händen  und  wird  da,  wo  sich  Niederlassungen  von  katholischen 
Schwestern  oder  Diakonissen  befinden,  von  diesen  ausgeübt;  aber  natürlich 
befinden  sich  solche  Niederlassungen  nicht  in  jeder  Landgemeinde,  sondern 
mir  vereinzelt. 
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Es  müssen  daher  Stellen  geschaf¥en  werden,  wo  mit  leichter  Mühe 
bei  Erkrankungsfällen  Rat  und  Hilfe  zu  erlangen  ist,  nämlich  örtliche 
Krankenpflegestellen.  Hierfür  ist  eine  notwendige  Vorarbeit  die 
Heranbildung  eines  eigens  für  das  Land  geschulten  und  geeigneten 
Pflegepersonals,  da  es  hieran  zur  Zeit  oft  noch  fehlt,  (ierade  das  Land 
stellt  in  dieser  Hinsicht  wegen  der  oft  beschwerlichen  Wege-  und 
Witterungsverhältnisse  und  wegen  der  weiten  Entfernung  der  einzelnen 
Ortschaften  voneinander  und  vom  Arzt  große  Anforderungen  an  die 
Körperkräfte  einer  Krankenpflegerin.  Die  der  Stadt  entstammenden 
und  für  städtische  V erhältnisse  ausgebildeten  Pflegerinnen  sind  nicht 
ohne  weiteres  den  Aufgaben  und  Strapazen  der  ländlichen  Kranken- 
pflege gewachsen.  Es  besteht  daher  ein  dringendes  Bedürfnis  nach 
Krankenpflegerinnnen,  die  speziell  für  ländliche  Krankenpflege  und 
ihre  besonderen  Anforderungen  ausgebildet  sind.-^) 

Wo  von  der  Gemeinde  berufsmäßige  Pflegerinnen  angestellt  sind, 
haben  wir  eine  geregelte  ländliche  Armenkrankenpflege.  Das  ist  jedoch 
vorläufig  nur  vereinzelt  im  Westen  Deutschlands  der  Fall.  Die  Landes- 
versicherungsanstalt der  Rheinprovinz  gibt  zwar  zur  Ausbildung 
solcher  beruflicher  Krankenpflegerinnen  geistlichen  oder  weltlichen 
Standes  eine  einmalige  und  zum  dauernden  Unterhalt  einer  Kranken- 
pflegestelle eine  laufende  Beihilfe;  trotzdem  aber  läßt  sich  die  Ver- 
sorgung des  ganzen  Landes  mit  berufsmäßigen  Pflegerinnen  nicht  er- 
möglichen, weil  das  Unternehmen  zu  kostspielig  wäre  und  andrerseits 
viele  Ortschaften  zu  klein  sind  und  eine  berufsmäßige  Pflegerin  dort 
keine  ausreichende  Beschäftigung  fände. 

Mehr  verbreitet  sind  die  sogenannten  Landpflegerinnen,  die  von 
den  Landgemeinden  angestellt  werden  und  neben  der  Kranken-,  auch 
die  Säuglings-,  Tuberkulosen-  usw.  -pflege  auf  dem  Lande  auszuüben 
haben.  Es  ist  dies  wohl  die  geeignetste  Art  für  die  Organisation  der 
ländlichen  Armenkrankenpflege.  Im  übrigen  muß  man  sich  mit  frei- 
willigen Kräften  behelfen. 

Sowohl  die  berufsmäßige  wie  die  freiwillige  Pflegerin  hat  für  die 
geordnete  Pflege  der  Kranken  zu  sorgen,  bei  einfachen  Fällen  selb- 
ständig, bei  schwierigen  unter  rechtzeitiger  Hinzuziehung  des  Arztes. 
Außerdem  soll  sie  die  Leute  auf  dem  Lande  mit  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Volkshygiene  bekannt  machen,  insbesondere  mit  den 
Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose.  Ferner  ist  sie  das 
berufene  Organ,  um  der  Landbevölkerung  die  Wohltaten  der  sozialen 
Gesetzgebung  zu  vermitteln.  Leider  herrscht  auf  dem  Lande  in  dieser 
Hinsicht  vielfach  noch  immer  große  Unkenntnis.    Und  gerade  diese 
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Einrichtungen  bieten  doch  den  großen  Vorteil,  d^aß  sie  kein  Ahnosen 
darstellen,  sondern  Rechtsansprüche  der  Versicherten,  die  gerade  den 
Zweck  haben,  vor  Armenpflege  zu  bewahren.  Aus  diesem  Grunde 
werden  die  Krankenpflegerinnen  in  der  Rheinprovinz  in  jedem  Aus- 
bildungskursus durch  ein  Mitglied  des  Vorstandes  der  Landes-Ver- 
sicherungsanstalt  über  die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Arbeiter- 
versicherung unterwiesen.  Derartig  auch  sozial  interessierte  Pflege- 
rinnen werden  sicher  in  jeder  Hinsicht  sehr  segensreich  wirken. 

c)  Vorbeugende  Maßregeln. 

Soweit  gehen  die  Pflichtaufgaben  der  öffentlichen  Armenpflege. 
Vorbeugende  Maßnahmen  gehören  dazu  nur  in  beschränktem  Maße. 
Diesen  Standpunkt  vertritt  auch  das  Bundesamt  für  das  Heimatwesen 
in  seiner  Entscheidung  vom  14.  Dezember  1910:  „Das  Bundesamt  hat 
in  zahlreichen  Eintscheidungen  dargelegt,  daß  die  Hilfsbedürftigkeit, 
um  die  Gewährung  der  Armenunterstützung  zu  rechtfertigen,  eine 
gegenwärtige  oder  doch  unmittelbar  bevorstehende  sein  muß.  Es 
folgt  daraus  .  .  .  daß  es  nicht  Sache  der  Armenpflege  ist,  vorbeugend 
einzugreifen,  wenn  nur  gew^isse  Tatsachen  vorliegen,  die  den  Eintritt 
der  Hilfsbedürftigkeit  in  einer  mehr  oder  minder  entfernten  Zeit  ledig- 
lich als  möglich  erscheinen  lassen. "29) 

Die  generellen  Maßnahmen,  welche  auf  die  bessere  Be- 
friedigung der  materiellen,  kulturellen  und  öfi:'entlich-rechtlichen  An- 
forderungen der  unbemittelten  Klassen  hinzielen,  gehören  demnach  in 
das  Gebiet  der  Sozialpolitik.  Doch  schneiden  sich  die  Wirkungskreise 
beider  Aufgabengebiete  dann,  wenn  durch  sozialpolitische  Maßnahmen 
einzelnen  Bedürfnissen  der  unteren  Klassen  Genüge  geleistet 
werden  soll,  zu  deren  Befriedigung  die  Einkünfte  nicht  nur  im  einzelnen 
Fall,  sondern  regelmäßig  oder  vielfach  nicht  ausreichen. -"^oj 

Eine  strenge  Scheidung  zwischen  beiden  Gebieten  ist  daher  kaum 
durchführbar,  und  tatsächlich  haben  die  meisten  größeren  Städte  ihre 
Armenpflege  sozial  ausgestaltet.  „Die  Gemeinden  —  besonders  die 
großstädtischen  —  wetteifern  in  dem  Ausbau  vorbeugender  Armen- 
pflege. Sie  warten  nicht  ab,  bis  ein  Unterstützungsfall  eintritt,  sondern 
sorgen  im  voraus,  daß  dieser  überhaupt  vermieden  wird."^^)  So 
berichtete    auch    Münsterberg    in    seinem    Generalbericht    über  die 


Krech:   Entscheidungen  des  Bundesamts  für  das  Heimatwesen. 
Heft  43,  S.  26. 

2")  Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätig- 
keit. Heft  54,  S.  28. 

^0  Mitteilungen  aus  der  Armen-  und  Wohlfahrtspflege  der  Stadt 
Dortmund.    1904,  S.  198. 
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25  jährige  Tätigkeit  des  deutschen  \' ereins  für  Armenpflege  und  Wohl- 
tätigkeit, daß :  „unsere  Ziele  sich  doch  langsam  und  unmerklich  in 
fortschreitender  Entwicklung  mit  der  Bedeutung  vorbeugender  Wohl- 
fahrtspflege erfüllt  haben.  .  .  .  Wir  wollen  aber,  indem  wir  die  soziale 
Bedeutung  der  Armenpflege  erkennen,  nicht  nur  im  Interesse  der 
Armenverbände  die  Armenlasten  verringern,  sondern  unser  ferneres 
und  höheres  Ziel  ist,  die  Armenpflege  mehr  und  mehr  zurücktreten  zu 
lassen,  sie  mehr  und  mehr  zu  dem  zu  machen,  was  sie  ihrer  Natur 
nach  sein  soll,  zu  einer  subsidiären  Tätigkeit.  ...  In  dem  Kampf 
gegen  Tuberkulose  und  Säuglingssterblichkeit  wird  gefordert,  daß  die 
Leistungen  auf  diesem  Gebiete  nicht  den  Charakter  der  Armenpflege 
tragen  sollen,  daß  man  diese  Bestrebungen  aufbauen  soll  auf  Grund  von 
staatlichen  und  Gemeindeleistungen,  allenfalls  auf  freier  Liebestätig- 
keit, daß  aber  diese  vorbeugende  Hilfe  nicht  mit  dem  vielfach  drücken- 
den Stempel  der  Armenpflege  belastet  werden  solle.  Und  so  haben 
sich  uns  unter  der  Hand  während  der  25  jährigen  Tätigkeit  Aufgaben,  die 
wir  noch  damals  als  rein  armenpflegerische  bezeichneten,  allmählich 
umgewandelt  in  hygienische,  in  soziale,  in  erzieherische  Aufgaben,  ja 
in  allgemeine  Wohlfahrtsmaßregeln. "^2) 

I.  Kinderpflege, 

In  dieser  sogenannten  Wohlfahrtspflege  findet  die  Frau  ein  weites 
Feld  der  Tätigkeit,  und  zwar  im  Gegensatz  zur  eigentlichen  Armen- 
pflege nicht  nur  ehrenamtlich,  sondern  zum  großen  Teil  auch  besoldet. 
Zu  einer  systematischen  vorbeugenden  Arbeit  gehört  vor  allem  die 
Kinderpflege.  Die  vollständige  Fürsorge  für  Kinder  fällt  in  das 
Gebiet  der  Waisenpflege,  und  zwar  unterscheidet  man  dabei  die  eigent- 
liche Waisenpflege  und  die  Ziehkinderpflege,  worunter  man  die  Für- 
sorge für  die  in  Familien  untergebrachten  unehelichen  Kinder  versteht. 
Doch  bleibt  auch  für  die  Armenpflege  hier  noch  viel  in  der  ergänzenden 
Fürsorge  zu  tun,  d.  h.  wenn  das  Kind  in  seiner  Familie  belassen  wird. 

Eine  ganz  besondere  Aufmerksamkeit  hat  man  in  vielen  Städten 
der  Säuglingspflege  zuteil  werden  lassen.  Eine  zweck- 
entsprechende Fürsorge  für  diese  Kleinen  ist  überaus  wichtig,  wenn 
man  bedenkt,  wie  zart  und  anfällig  so  ein  Kind  ist  und  in  den  ärmeren 
Familien  nur  selten  die  Pflege  hat,  die  es  braucht.  Und  gerade  auf 
einem  gesunden  Nachwuchs  beruht  doch  unsere  ganze  Volkskraft; 
denn  nicht  nur  darauf  kommt  es  an,  daß  möglichst  viele  Kinder  geboren 
werden,  sondern  vor  allem  darauf,  daß  sie  auch  erhalten,  und  zwar 
gesund  erhalten  bleiben. 


2-)  Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätig- 
keit.   Heft  75,  S.  22. 


Es  starben  von  loo  Lebendgeborenen  im  ersten  Lebensjahr  in 


1901 

1904 

1906 

1908 

1910 

1911 
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■ 

20,7 

19,6 

ift  - 

17,0 

16,2 

19,2 

14,7 

England  

14,6 

14,5 

12,1 

10,6 

13,0 

9,5 

Frankreich   

14,1 

14,4 

14,3 

12,9 

14,7 

ii,i 

Österreich  

20,9 

21,5 

20,2 

18,9 

20,7 

12,0 

Schweiz  

'3,7 

14,0 

8,1 

10,8 

12,3 

12,3 

vSchweden  

8,4 

10,9 

8,5 

7,5 

7,5 

Dänemark  

36,7 

11,2 

13,6 

12,3 

10,4 

10,6 

9,9 

Die  relativ  hohen  Ziffern  Deutschlands  erklären  sich  zum  Teil  durch 
die  größere  außerhäusliche  Erwerbstätigkeit  der  Frau,  geringere  Ver- 
breitung des  Stillens  und  andere  Faktoren.  Eine  Abhilfe  war  dringend 
geboten.  Zunächst  nahm  sich  die  private  Wohltätigkeit  der  Säuglings- 
pflege an.  Sie  hat  gew^ß  sehr  viel  geleistet,  jedoch  fehlte  ihr,  wie 
überhaupt  der  privaten  Wohltätigkeit,  eine  durchgreifende  Organisation 
und  Zentralisation.  Daher  griffen  in  Anbetracht  der  großen  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  des  Problems  die  Kommunen  ein,  teils  selb- 
ständig, teils  in  Anlehnung  an  schon  bestehende  Vereine.  Dies  geschah 
durch  die  Errichtung  von  Säuglingsfürsorgestellen  und  -heimen.  Daß 
hierbei  ausschließlich  Frauenarbeit  Platz  greift,  ist  wohl  selbst- 
verständlich. Die  Fürsorgestellen  sind  in  erster  Linie  für  eheliche 
Kinder  gedacht;  uneheliche  Kinder  sollen  nicht  ausgeschlossen  sein. 
Doch  benötigen  diese  in  der  Regel  eine  intensivere  Fürsorge  als  sie  die 
Fürsorgestellen  zumeist  bieten  können  und  unterstehen  daher  der 
dauernden  Kontrolle  der  Waisenpflegerinnen.  Die  Aufgaben  der 
Säuglingsfürsorgestellen  bestehen  in  ärztlicher  Beratung  über  Er- 
nährung und  Pflege  der  Säuglinge,  wobei  besonders  auf  das  Selbst- 
stillen der  Mütter  hingewirkt  werden  soll,  in  häuslicher  Kontrolle 
durch  Pflegerinnen,  Gewährung  von  Stillprämien  und  Abgabe  von 
Milch,  wo  ein  Selbststillen  ausgeschlossen  ist.  Dafür  ist  neuerdings 
vielfach  die  Einrichtung  von  städtischen  Milchabgabestellen  getroffen 
worden,  wo  Säuglingsmilch  zu  einem  niedrigen  Preise,  eventuell  auch 
unentgeltlich  verabfolgt  wird. 

Als  Ergänzung  der  ärztlichen  Beratung  ist  die  Hauskontrolle  durch 
die  Säuglingsschwestern  von  der  größten  Bedeutung,  um  festzustellen, 
ob  die  ärztlichen  Anordnungen  auch  wirklich  befolgt  werden.  Sie  über- 
wachen die  Sauberkeit  und  Pflege  des  Säuglings  und  die  Behandlung 
der  Milch  und  haben  durch  liebevolle,  aber  stete  Ermahnung  auf  die 
Beseitigung  von  eventuellen  Mißständen  hinzuwirken.    In  den  meisten 
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größeren  Städten  hat  man  zu  diesem  Zweck  berufliche  SäugHngs- 
schwestern  angestellt;  ehrenamtliche  Helferinnen  allein  reichten  nicht 
hin,  da  dieselben  gerade  im  Sommer,  wo  die  Sterblichkeit  am  größten 
ist,  infolge  wochenlanger  Abwesenheit  versagten. 

In  den  Fällen,  wo  die  Mütter  schwer  krank  sind  oder  dem  Erwerb 
nachgehen  müssen  und  daher  nicht  imstande  sind,  ihre  Säuglinge  zu 
versehen,  finden  dieselben  Aufnahme  in  den  sogenannten  Krippen. 
Diese  werden  gewöhnlich  von  einer  berufsmäßig  ausgebildeten,  von  der 
Stadt  angestellten  und  besoldeten  Säuglingspflegerin  geleitet,  der  einige 
ehrenamtlich  tätige  Helferinnen  zur  Seite  stehen.  Die  Mütter  bringen 
die  Kinder  des  Morgens  hin  und  holen  sie  abends  wieder  ab  und  haben 
für  die  Pflege  einen  niedrigen  Satz,  gewöhnlich  lo  bis  20  Pfennig  pro 
Tag,  zu  entrichten,  können  davon  im  Falle  großer  Bedürftigkeit  aber 
auch  ganz  befreit  werden.  Natürlich  deckt  dieser  Pflegesatz  die  Unter- 
haltungskosten durchaus  nicht,  sondern  er  wird  nur  als  Erziehungs- 
mittel gegenüber  den  Eltern  betrachtet,  deren  Verantwortlichkeits- 
gefühl durch  diese  Beitragszahlung  wachgehalten  werden  soll.  Die 
Säuglingspflegerinnen  besorgen  die  Kinder  während  des  Tages;  sie 
unterstehen  der  ständigen  Kontrolle  eines  Arztes.  Teilweise  ist  ferner 
die  Einrichtung  von  Stillkrippen  getroffen,  wo  die  Mütter  hinkommen 
und  die  Kinder  selbst  stillen. 

Es  gehört  zu  den  Pflichten  der  Armenpflegerin,  dort,  wo  sie  es  für 
nötig  erachtet,  die  Anregung  zur  Unterbringung  von  Säuglingen  in 
Krippen  zu  geben  und  auf  die  Mütter  einzuwirken,  daß  sie  ihre  Kinder 
dort  unterbringen.  Auch  können  die  Armenpflegerinnen  durch  die 
Verteilung  von  jNIerkblättern  über  zweckmäßige  ]Lrnährung  und  Be- 
handlung von  Säuglingen  auf  diesem  Gebiet  aufklärend  und  belehrend 
^virken.  Die  praktischen  Erfahrungen,  die  man  mit  den  Säuglings- 
fürsorgestellen und  Krippen  gemacht  hat,  sind  durchweg  gute,  und 
das  Sinken  der  Ziffer  der  Säuglingssterblichkeit  in  den  letzten  Jahren 
ist  zum  großen  Teil  darauf  zurückzuführen.  Dort,  wo  die  Krippen 
nicht  städtisch,  sondern  in  den  Händen  von  Frauenvereinen  sind, 
besteht  fast  durchweg  ein  Abkommen  mit  der  Armenverwaltung,  wo- 
nach eine  bestimmte  Anzahl  von  Plätzen  in  den  Krippen  zu  ihrer  Ver- 
fügung gestellt  wird. 

Die  Ausbildung  der  Säuglingspflegerinnen  ist  auf  ein  bis  zwei  Jahre 
bemessen,  und  zwar  kommen  hierfür  nur  Säuglingsheime  und  Kinder- 
krankenanstalten in  Betracht,  die  fachmännisch  geleitet  werden.  Über 
den  Ausbildungsgang  gibt  eine  Zusammenstellung  Auskunft,  die  der 
Direktor  des  Kaiserin-Auguste-Viktoria-Hauses  in  Charlottenburg, 
Professor  Langstein,  .und  der  Dirigent  des  Organisationsamts  für 
Säuglingsschutz,  Dr.  Rott,  verfaßt  haben.  Es  gelten  zwar  in  Preußen 
für  die  Säuglingspflegerinnen  dieselben  Bestimmungen  wie  über  die 
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Prüfung  von  Krankenpflegerinnen  im  allgemeinen.  Danach  kann  jede 
staatlich  geprüfte  Krankenpflegerin  sich  auch  ohne  weiteres  als  Säug- 
lingspflegerin betätigen.  Jedoch  wäre  eine  Bestimmung  über  strenge 
Fachausbildung  unbedingt  vorzuziehen  und  wird  auch  von  den  Leitern 
der  großen  deutschen  Säuglingspflegeanstalten  angestrebt. 

Die  Besoldung  der  Säuglingsschwestern  beträgt  durchschnittlich 
.[  200  bis  I  800  Mark,  steigt  ausnahmsweise  in  Schöneberg  und  Mann- 
heim bis  2  500  Mark.  Das  Nähere  geht  aus  der  nachstehenden 
Tabelle  III  hervor. 


Tabelle  III. 

Die  Frauenarbeit  an  den  städtischen  Säuglingsfürsorgestellen 

im  Jahre  1916. 


Städte 

Grün- 
dungs- 
jahr 

Schwestern 

Besoldung 

Augsburg  

1909 

I 

I  170  ^//. 

Barmen 

1908 

2 

I  800  ^/L 

Berlin  

1910 

18 

I  140  bis  I  680  .  /l-  und  freie 

Wohnung. 

Berlin  -  Schöneberg 

1 907 

3 

I  900  bzv^^  j:  500  J6. 

Berlin  -  Wilmers- 

dorf   

1908 

I 

1  440  JL 

Berlin- Lichtenberg 

I 

I  350  J6. 

Bielefeld   

I 

660  Jl. 

Bochum  

[910 

3 

Freie  Station  und  600  JL 

Bonn  

1 906 

I 

I  600  J6. 

Bremen  

•905 

9 

I  2,00  Jl  (zugleich  f.  Ziehkinder). 

Breslau   

2 

r  500  bis  I  600  J6. 

Bromberg  

1909 

Geleitet   vom  Vaterländischen 

Frauenverein. 

Cassel  

6 

Freie  Station  und  360  bis  480 

Charlottenburg .... 

'905 

21 

I  600  bzw.  t  320  J6. 

Coblenz  

1910 

Die  Anstellung  einer  Schwester 

ist  beabsichtigt. 

Cöln   

1908 

n 

1  200  Jl  (zugleich  f.  Ziehkinder). 

Crefeld  

1911 

I 

r  370  JL 

Darmstadt  

19  IG 

I 

850  J6  und  freie  Station. 

Dessau  

1908 

2 

960  bzw.  540  JL 

Duisburg  

1910 

7 

I  ']oo  J6  (zugleich f.  Tuberkulose). 

Dresden   

1909 

I 

950  bis  I  350  JL 

Erfurt  

I9IO 

2 

900  JL 

T907 

8 

I  000  bis  I  800  J6. 

Städte 

Grün- 
dungs- ' 
jähr 

Zahl  der 
Schwestern 

Besoldung 

T"       1  f   „j.  _  T\/r 

tTankturt  a.  M  

191 1 

7 

Die  vSchwestern    werden  von 

Vereinen  zur  Verfügung  ge- 

stellt. 

Gelsenkirchen  .... 

5 

I  400  Jl. 

1907 

2 

4oobis7oo./(!;  und  freie  Wohnung, 

Kleidung  und  Beköstigung. 

1910 

I 

I  740 

Halle  a.  S  

1907 

2 

I  500  bzw.  720  ^//. 

3 

I  5^  bis  2  100  i/l. 

Hildesheim  

1912 

3 

720      und  freie  Station. 

1906 

I 

7"  . 

T  :  „  1 

1910 

Wird  durch  die  \A  aisenpflege- 

rinnen  besorgt. 

I 

I  200  ^/l. 

191 1 

3 

I  200  ^S. 

Ludvvigshaien  .... 

Ist  projektiert. 

1908 

9 

I  500  bzw.  I  200  J/^. 

JMainz  

2 

800  bis  1 200  M  (zugleich  für 

Kmderpilege). 

Mannheim  

1912 

7 

Wird    von    den  Armenpflege- 

rinnen besorgt. 

Alulnaiisen  i.  L.  ... 

ig  Ii 

I 

München-  Gladbach 

1908 

ITT*       1                                 J                ATT     l_  1  r    "L  X 

Wu'd    von    den  VVohliahrts- 

pflegerinnen  besorgt. 

1906 

0 
0 

I  300  bis  2  000       und  Kriegs- 

zulage. 

-Uiienbach  

1910 

3 

600 

Wird    durch    die  Gemeinde- 

schwestern besorgt. 

Saarbrücken  ...... 

I 

I  080  M. 

19  r  2 

2 

600  ^fl. 

II 

I  440  Jl. 

btraßburg  i.  L  

3 

I  680  bis  2  400  J/.. 

'913 

6 

I  920  bis  3  200      bzw.  500  bis 

I  200  Jl. 

Wiesbaden  

1907 

2 

I  440  J6. 

Würzburg  

3909 

2  bis  3 

Rote -Kreuz -Schwestern  ohne 

Besoldung. 

-Zwickau  •.  . 

1906 

Wird  von  der  Gemeinde- 

Diakonie  besorgt. 
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In  ähnlicher  Weise  sind  auch  für  die  größeren  Kinder  Maß- 
nahmen getroffen  worden,  die  ebenfalls  ausschließlich  von  Frauen 
gehandhabt  werden.  In  vielen  Fällen  ist  es  den  Eltern  nicht  möglich, 
für  ihre  Kinder  in  genügendem  Maße  zu  sorgen,  besonders  wenn  auch 
die  Frauen  zur  Arbeit  gehen  müssen  und  sich  daher  während  des 
ganzen  Tages  nicht  um  ihre  Kinder  kümmern  können.  Wie  groß  die 
Zahl  solcher  aufsichtslosen  Kinder  ist,  geht  daraus  hervor,  daß  1907 
rund  4K>  Millionen  im  Hauptberuf  tätige  Ehefrauen  gezählt  wurden. 
Über  die  Lage  der  Kinder  solcher  Frauen  existieren  wissenschaftliche 
Untersuchungen  nur  hinsichtlich  der  Kinder  von  Fabrikarbeiterinnen. 
Nach  den  Ermittlungen  der  Gewerbeinspektionen  von  Hildesheim  und 
Lüneburg  waren  dort  etwa  20  %  der  noch  nicht  schulpflichtigen  und 
54  %  der  schulpflichtigen  Kinder  solcher  Frauen  während  der  Erwerbs- 
zeit der  Mutter  ohne  jede  Aufsicht.  Bei  der  heutigen  Lage  der  Wirt- 
schaftsverhältnisse ist  aber  die  Berufsarbeit  auch  der  verheirateten 
Frau  in  sehr  vielen  Fällen  eine  Notwendigkeit.  Zu  den  Aufgaben  des 
Staates  beziehungsweise  der  Kommunen  muß  es  daher  gezählt  werden, 
bei  solchen  aussichtslosen  Kindern  der  körperlichen  Verwahrlosung 
vorzubeugen ;  denn  gerade  eine  gute  Erziehung  ist  von  außerordentlich 
großem  Nutzen  und  oft  dafür  bestimmend,  ob  aus  solchen  Kindern 
ordentliche  Menschen  werden,  die  sich  allein  im  Leben  helfen,  oder  ob 
sie  wegen  körperlicher  oder  sittlicher  Defekte  später  Kostgänger  der 
Armenpflege  werden. 

In  den  Kindergärten  finden  Kinder  im  noch  nicht  schulpflichtigen 
Alter  Aufnahme.  Sie  werden  dort  unter  der  Aufsicht  von  Kinder- 
gärtnerinnen zu  allerhand  Spielen  und  —  soweit  dies  schon  möglich 
ist  —  zu  nützlichen  Arbeiten  angeleitet,  damit  die  Kinder  an  Ordnung 
gewöhnt  und  ihre  Fähigkeiten  in  systematischer  Weise  entwickelt 
werden.  Für  schulpflichtige  Kinder  bestehen  Kinderhorte,  die 
man  richtiger  als  „Schülerhorte"  bezeichnen  sollte.  Dort  halten  sich 
die  Kinder  während  ihrer  schulfreien  Zeit  auf  und  werden  beim  An- 
fertigen der  Schularbeiten  in  der  nötigen  Weise  beaufsichtigt.  In  der 
übrigen  Zeit  beschäftigt  man  die  Mädchen  mit  Handarbeiten  und  die 
Knaben  mit  Handfertigkeiten  verschiedener  Art,  z.  B.  mit  Buchbinden. 

Die  Kindergärten  und  Kinderhorte  befinden  sich  vorwiegend  in  den 
Händen  von  V ereinen.  Nach  den  von  der  deutschen  Zentrale  für 
Jugendfürsorge  angestellten  Erhebungen  befinden  sich  in  256  deutschen 
Orten  561  Vereinigungen  mit  i  245  Horten  und  84  241  Hortkindern. 
Die  Unterhaltungskosten  betragen  zirka  eine  Million  Mark;  davon 
tragen  die  Stadtverwaltungen  330  000  Mark.  1913  waren  erst  40  Ge- 
meinden dazu  übergegangen,  städtische  Kinderhorte  zu  gründen.  Staat 
und  Gemeinde  haben  aber  an  der  Errichtung  von  Kinderhorten  für 
die  aufsichtslose  Schuljugend  das  lebhafteste  Interesse;   denn  diese 
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sind  das  wirksamste  Mittel  zur  Vermeidung  der  Fürsorgeerziehung^ 
und  eine  wertvolle  Ergänzung  der  erzieherischen  Tätigkeit  der  Schule. 
Wie  gesagt,  erstrecken  sich  diese  Einrichtungen  durchaus  nicht  nur 
auf  Kinder  von  öffentlich  Armen,  sondern  auf  alle  Kinder,  denen  es  zu 
Hause  an  der  nötigen  Pflege  und  Erziehung  fehlt,  was  in  der  Regel 
durch  die  außerhäusliche  Erwerbstätigkeit  beider  Eltern  verschuldet 
wird.  Die  Ausbildung  der  Kindergärtnerinnen  und  Hortleiterinnen 
erfolgt  in  Kindergärtnerinnenseminaren  und  dauert  i  K»  Jahre.  Solche 
Seminare  befinden  sich  in  den  meisten  größeren  Städten;  am  be- 
kanntesten ist  wohl  das  Pestalozzi-Fröbelhaus  in  Berlin. 

Besonders  schwächliche  und  kranke  Kinder  werden  in  Ferien- 
kolonien und  Kinderheilstätten  geschickt.  Dies  sind 
gewöhnlich  keine  städtischen  Institutionen,  die  a1)er  sämtlich  mit  der 
städtischen  Arnienverwaltung  in  Verbindung  stehen.^=^)  Damit  die 
Erfolge,  die  mit  den  Heilstätten  gemacht  werden,  von  anhaltender 
Dauer  sind,  nimmt  man  sich  der  Kinder  auch  nach  ihrer  Rückkehr 
noch  an.  Dies  geschieht  z.  B.  in  Eorm  von  Speisung  armer  Schul- 
kinder. Ist  das  leibliche  und  sittliche  Wohl  der  Kinder  in  besonderer 
Weise  gefährdet,  dann  hat  die  Armenpflegerin  einen  Antrag  auf 
Fürsorgeerziehung  zu  stellen.  Derselbe  kann  auch  von  anderen 
Personen  gestellt  werden,  jedoch  ist  die  Armenpflegerin  in  den  ihr 
unterstellten  Pflegefällen  das  berufenste  Organ  dazu.  Für  Blinde  und 
Taubstumme  besteht  Schulzwang;  bei  Idioten  und  Krüppeln  werden 
sehr  oft  die  Armenpflegerinnen  die  Aufnahme  in  eine  entsprechende 
Anstalt  veranlassen  müssen.  —  Durch  alle  diese  Einrichtungen  wird 
der  Zweck  angestrebt,  die  Kinder  der  Armen  gesundheitlich  zu 
schützen  und  gut  zu  erziehen,  damit  sie,  wenn  sie  erwachsen  sind,  zu 
einer  w^irtschaftlichen  Selbständigkeit  gelangen  und  nach  dem  Maße 
ihrer  Fähigkeiten  sich  ihr  Brot  selbst  verdienen  können.  Es  kann  da  in 
der  Jugend  sehr  viel  geschehen,  um  zu  verhindern,  daß  ein  großer  Teil 
dieser  armen  Kinder  später  der  öffentlichen  Armenpflege  anheimfällt. 

In  der  gesamten  Kinderpflege  sind  Frauen  tätig,  sei  es  berufsmäßig 
als  Säuglingspflegerinnen,  Kindergärtnerinnen  usw.  oder  ehrenamtlich 
als  Helferinnen  in  den  einzelnen  Zw^eigen.  Daneben  kommt  auch  hier, 
wue  ausgeführt,  die  Tätigkeit  der  Armenpflegerinnen  zur  Geltung.  Es, 
sei  noch  erwähnt,  daß  eine  Berufsausbildung  der  Kinder  nicht  zu  den 
Pflichten  der  öffentlichen  Armenpflege  gehört.  Jedoch  ist  es  ganz 
selbstverständlich,  daß  die  Armenpflegerin  sich  darum  kümmert,  was 
aus  den  Kindern  ihrer  Armen  wird,  wenn  sie  die  Schule  verlassen,  und 
besonders  talentvollen   Kindern  zur  Aufnahme  in  eine  gute  Lehre 


Auch  hier  sind  durchweg  Frauen  zur  Beaufsichtigung  der  Kinder 
angestellt. 
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verhilft.  Bei  den  Mädchen  ist  auf  eine  bessere  haus  wirtschaftliche 
Ausbildung  hinzuwirken.  In  den  oberen  Klassen  der  Volksschule 
finden  jetzt  schon  fast  überall  hauswirtschaftliche  Kurse  statt,  um  die 
Mädchen  wenigstens  in  den  einfachsten  Regeln  der  Ernährungslehre 
und  der  Zubereitung  einer  nahrhaften,  wohlschmeckenden  und 
gesunden  Kost  zu  unterweisen.  Auch  das  ist  eine  überaus  wichtige, 
vorbeugende  Einrichtung  in  Anbetracht  der  Tatsache,  daß  ein  großer 
Teil  aller  Armut  seine  Ursache  in  einer  mangelhaften  Führung  des 
Haushalts  hat. 

2.    T  uberku  losen  fürsorg  e. 

Betrachten  wir  ferner  die  furchtbaren  Schäden  an  Gesundheit  und 
Arbeitsfähigkeit,  die  durch  die  Lungentuberkulose  entstehen. 
Es  starben  in  Preußen  an  Tuberkulose  auf  loooo  berechnet: 

1905   19  J 

1906   17,3 

1907   17,2 

1908  '   16,5 

1910   15,29 

1912   14,58. 

Wenn  ja  auch  die  Tuberkulose  die  oberen  Klassen  keineswegs  ver- 
schont, so  werden  aber  doch  in  stärkstem  Maße  die  unteren  .Schichten 
von  ihr  heimgesucht,  was  vor  allem  auf  die  ungünstigen  Wohnungs- 
verhältnisse zurückzuführen  ist.  Die  Armenpflege  hat  daher  ein  ganz 
besonderes  Interesse  an  der  Bekämpfung  dieser  Volkskrankheit;  denn 
gerade  in  den  Reihen  ihrer  Pfleglinge  ist  sie  in  einem  ganz  erschrecken- 
dem Maße  verbreitet.  Das  Bundesamt  für  das  Heimatswesen  hat  es 
als  Pflicht  der  öffentlichen  Armenpflege  bezeichnet,  für  die  Unter- 
bringung hilfsbedürftiger  Lungenkranker  in  Heilstätten  zu  sorgen, 
sofern  diese  von  den  Sachverständigen  als  das  einzige,  einen  wesent- 
lichen Heilerfolg  versprechende  und  deshalb  das  allein  zweckmäßige 
Kurmittel  bezeichnet  wird.^*)  In  Anbetracht  aber  der  großen  Kosten, 
die  mit  einer  Heilstättenbehandlung  verbunden  sind,  kann  eine  solche 
natürlich  nur  bei  solchen  Kranken  angewandt  werden,  bei  denen  diese 
Art  der  Behandlung  mit  Sicherheit  einen  Erfolg  erwarten  läßt.  Als 
^  wichtige  Ergänzung  dieser  rein  therapeutischen  Seite  wandte  man 
daher  der  prophylaktischen  Seite  der  Fürsorge  ein  erhöhtes  Interesse 
zu.  In  Charlottenburg  ist  schon  1897  die  Aufmerksamkeit  aller  Organe 
•  der  Armen-  und  Waisenpflege  auf  die  frühzeitige  Meldung  von 
Tuberkulosefällen  gelenkt  worden.  Dort  wurde  übrigens  auch  die  erste 


3*)  Krech:  Entscheidung  des  Bundesamts  für  das  H.eimatswesen  vom 
J7.  November  1906.    Heft  39,  Nr.  22. 
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Fürsorgestelle  für  Lungenkranke  im  Jahre  1902  eingerichtet,  und  zwar 
vom  Vaterländischen  Frauenverein.  Derselbe  Verein  errichtete  in  den 
folgenden  Jahren  noch  in  mehreren  anderen  Städten  solche  Fürsorge- 
steilen, desgleichen  die  Vereine  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose.  Im 
Laufe  der  Jahre  ist  man  im  Interesse  einer  besseren  Disziplinierung 
größtenteils  zu  ihrer  Verstadtlichung  geschritten;  deswegen  gilt  aber 
ihre  Inanspruchnahme  keineswegs  als  öffentliche  Armenunterstützung. 
Vielmehr  soll  sich  die  Tätigkeit  der  Fürsorgestelle  auf  alle  unbe- 
mittelten Tuberkulösen  erstrecken,  ohne  daß  sie  dadurch  rechtlich  und 
gesellschaftlich  deklassiert  werden.  Man  will  dadurch  verhüten,  daß 
Tuberkulöse  eben  wegen  ihrer  Tuberkulose  in  die  öffentliche  Armen- 
pflege hineinkommen. 

Die  Fürsorgestelle  ist  gewissermaßen  die  Zentrale  für  sämtliche 
Arbeiten  der  Tuberkulosebekämpfung.  Sie  wird  von  einem  Arzt 
geleitet,  der  dort  an  bestimmten  Tagen  Sprechstunde  abhält.  Die 
ganze  Pflegetätigkeit  wird  von  Schwestern  ausgeübt,  wobei  es  sich  fast 
durchweg  um  geprüfte  Krankenschwestern  handelt.  Dieselben  haben 
vor  allem  die  Wohnungsverhältnisse  festzustellen  und  die  Kranken  und 
ihre  Umgebung  über  das  Wesen  der  Krankheit,  über  Behandlung  des 
Auswurfs  usw.  zu  belehren  und  sich  durch  öftere  Hauskontrolle  davon 
zu  überzeugen,  ob  ihren  Anordnungen  Folge  geleistet  wird.  Vor  allem 
ist  darauf  zu  dringen,  daß  der  Kranke  in  einem  besonderen  Schlaf- 
raum isoliert  wird,  zum  mindesten  aber  in  einem  eigenen  Bett. 
Eventuell  sind  Mietszuschüsse  zu  gewähren,  um  eine  größere 
AVohnung  zu  bekommen. 

In  den  Fällen,  wo  nur  die  Behandlung  in  einer  Heilstätte  einen 
wesentlichen  Heilerfolg  verspricht,  müssen  die  Kranken  in  eine  solche 
geschickt  werden.  Kommen  die  Leute  gesund  oder  wenigstens 
gebessert  zurück,  dann  muß  ihnen  Arbeit  verschafft  werden,  und  zwar 
■eine  Arbeit,  die  ihrem  körperlichen  Zustande  angemessen  ist ;  denn 
wenn  die  aus  den  Heilstätten  Entlassenen  sofort  wieder  schwere  Arbeit 
verrichten  müssen,  wird  der  Erfolg  der  Kur  nicht  lange  vorhalten.^^) 
Bei  denjenigen,  die  an  fortgeschrittener  Tuberkulose  leiden  und  denen 
auch  eine  Heilstättenbehandlung  nichts  mehr  nützt,  oder  die  ungeheilt 
aus  den  Sanatorien  zurückkommen,  sind  weitgehende  Vorkehrungen 
gegen  die  Ansteckungsgefahr  zu  treffen,  und  es  wird  meistens  erforder- 
lich sein,  daß  der  Schwindsüchtige  im  Interesse  seiner  Familie  von 
dieser  getrennt  wird.  Dies  geschieht  durch  Unterbringung  des  Be- 
treffenden in  die  Tuberkulosestation  eines  Krankenhauses  oder  durch 
die  Wegnahme  der  Kinder  und  Unterbringung  derselben  in  gute 
Pflegestellen :  denn  gerade  die  heranwachsende  Jugend  muß  vor  dieser 


2')  Auch  diese  Aufgabe  liegt  den  Organen  der  Fürsorgestellen  ob. 
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Ansteckung  bewahrt  werden.  Der  Bericht  der  städtischen  Fürsorge- 
stelle für  Lungenkranke  in  Charlottenburg  für  1912/13  spricht  sich 
darüber  folgendermaßen  aus:  „Von  den  vorbeugenden  Maßnahmen 
wird  von  dem  Fürsorgeamt  als  eine  der  wichtigsten  nach  wie  vor 
angesehen  die  Herausnahme  der  Schwerkranken,  der  Bazillenstreuer, 
aus  den  Familien.  Während  früher  diese  Kranken  nur  dann  in  Pflege^ 
heime  entsandt  wurden,  wenn  sie  eine  große  Infektionsgefahr  dar- 
stellten und  wenn  sie  zu  Hause  nicht  isoliert  werden  konnten,  wairden 
sie  in  letzter  Zeit  in  weitestem  Umfang  den  Pflegeheimen  überwiesen. 
Es  hat  sich  immer  mehr  herausgestellt,  daß  in  den  Familien  die 
Isolierung  der  Schwerkranken  in  einem  Zimmer  stets  illusorisch  ist. 
Es  ist  deshalb  die  Entfernung  aus  den  Familien  auch  dann  erstrebt 
worden,  wenn  zwar  die  Möglichkeit  vorlag,  daß  der  Kranke  ein 
Zimmer  für  sich  allein  benutzen  konnte,  trotzdem  aber  die  Gefahr  der 
Ansteckung  für  anwesende  Kinder  besonders  groß  schien." 

Welchen  Umfang  die  noch  verhältnismäßig  sehr  junge  Tätigkeit 
der  Tuberkulosefürsorgeschwestern  bereits  angenommen  hat,  beweist 
der  Umstand,  daß  1912  in  Altona  784  Personen  in  Beobachtung  standen 
und  die  Fürsorgeschwester  2  009  Besuche  machte.  In  Dortmund 
wurde  die  Fürsorgestelle  im  Jahre  1912  von  4  784  Personen  in  Anspruch 
genommen,  und  die  Zahl  der  von  den  Schwestern  vorgenommenen 
Hausbesuche  betrug  3  800.  In  Schöneberg  sind  jährlich  9  ooö  bis 
10000  Pflegefälle  zu  bewältigen.  Fast  alle  größeren  Städte  haben 
bereits  Tuberkulosefürsorgestellen  eingerichtet  und  an  denselben  eine 
oder  mehrere  Schwestern  angestellt,  wie  die  Tabelle  zeigt.  Man  hofift, 
durch  diese  Maßregeln  viele  Tuberkulose  zu  heilen  und  ihnen  ihre 
Erwerbsfähigkeit  zu  erhalten,  damit  sie  nicht  der  öffentlichen  Armen- 
pflege anheimfallen.    (Siehe  Tabelle  IV.) 


Tabelle  IV. 

Die  Frauenarbeit  an  den  städtischen  Tuberkulosefürsorge 
stellen  inn  Jahre  1916. 


Städte 

Grün- 
dungs- 
jahr 

Zahl  der 
Schwestern 

Besoldung 

Augsburg  

1908 

2 

I  000  Jt. 

Barmen  

1905 

2 

I  320  Ji. 

Berlin  -  Schöneberg 

1904 

3 

I  900  bzw.  I  500  Ji. 

Berlin  -  Wilmers- 

dorf   

1908 

2 

I  300  Ji. 

Berlin-  Lichtenberg 

I 

I  350  Ji. 
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Städte 

Grün- 

Zahl  der 

—      -  - 

dungs- 

Besoldung 

jahr 

Schwestern 

Bielefeld   

— 

1 

660  Jl. 

Bochum  

1910 

I 

600  J6  und  freie  .Station. 

^905 

I 

I  600  Jl. 

Bremen  

1903 

3 

Zusammen  2550  ./l  und  freie 

Wohnung,  Heizung  und  Licht. 

Charlottenburg .... 

1902 

2 

I  700  .  //. 

Coblenz  

— 

— 

Wird  jetzt  eingerichtet. 

Cöln   

1907 

16 

I  200  bis  I  500  .Jl. 

Crefeld  

— 

2 

Ehrenamtlich  bezw.  600  J^. 

Darmstadt  

1908 

i 

700      an  das  Mutterhaus. 

Dessau  

1906 

I 

600  J6. 

Dortmund  

1908 

2 

I  300  bzw.  840     an  das  Mutter- 

haus. 

Dresden   

1906 

3 

960  J6  an  den  Albertverein. 

191 1 

7 

I  700      (zugleich  in  der  Säug- 

lingsfürsorge). 

Erfurt  

1904 

I 

880  Jl. 

Essen   

1920 

7 

I  100  bis  I  900  J6. 

Flensburg   

L 

Diakonisse. 

Frankfurt  a.  M  

— 

5 

I  500  bis  I  800  J6. 

Gelsenkirchen  .... 

19 10 

2 

Ohne  Besoldung. 

Görlitz   

1907 

I 

400  bis  700  J/  und  freie 

• 

Wohnung. 

Hagen  i.  W  

3910 

I 

I  800  .  /l. 

Halle  a.  S  

1899 

3 

I  200,  960  und  720  ,Jl. 

Hildesheim  

^913 

2 

I  400  Jl. 

Karlsruhe  

1912 

j: 

Unbesoldet. 

Kiel  

^905 

2 

I  c 

Leipzig  

1906 

3 

1  620,  I  560  und  j  380 

Liegnitz  

1907 

I 

I  800  JL 

Lübeck   

1907 

I 

400  Jl. 

Ludwigshafen  

1910 

I 

I  800  bis  2  400 

Magdeburg   

1908 

2 

Rote-Kreuz-Schwestern. 

1906 

I 

I  440  J/,  eine  Geschäftsführerin 

2  800  bis  3  200  ,  /Y. 

Mannheim  

1906 

2 

I  200  Jl. 

Mülhausen  i.  E.  ... 

1908 

0 
0 

Ehrenamtlich. 

München-  Gladbach 

1907 

I 

Wird  von  der  W^ohlfahrts- 

pflegerin  besorgt. 

München  

3 

I  200  JL 

Offenbach   

[909 

1 

1  200  c/l. 

6=== 
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Staate 

Grün- 
dungs- 
jahr 

Zahl  der 
Schwestern 

— 

Besoldung 

Posen  

— 

— 

Wird  durch  die  Gemeinde- 

schwestern besorgt. 

Potsdam  

191 2 

I 

Die  Schwester  wird  von  der 

Frauenhilfe  gestellt. 

Saarbrücken   

— 

1 

450  bis  I  260  .ii. 

Spandau   

1912 

I 

600  . 

Stettin   

4 

Diakonissen. 

Straßburg  i.  E  

1906 

4 

600 

Stuttgart   

1907 

3 

r  700  bzw.  [  800 

Wiesbaden  

r9o6 

j 

Vom  Roten  Kreuz. 

Würzburg  

1909 

2 

Zusammen  700 

Zwickau  

1907 

2 

Diakonissen. 

3.  Trinkerfürsorge. 

Auch  an  der  systematischen  Bekämpfung  der 
Trunksucht  hat  die  Armenverwaltung  das  größte  Interesse. 
„Alle  in  der  Armenpflege  Tätigen  haben  nämlich  die  Beobachtung 
machen  müssen,  daß  die  Trunksucht  unter  den  Ursachen  der  öffent- 
lichen Armenpflege  immer  mehr  in  daii  Vordergrund  tritt,  daß  sie 
enorme  Aufwendungen  aus  öffentlichen  Mitteln  nötig  macht  und  unter 
allen  den  sonstigen  Ursachen,  die  zur  Armenpflege  führen,  insofern 
eine  ungünstige  Rolle  spielt,  als  sie  nicht  wie  z.  B.  Krankheit,  Arbeits- 
losigkeit usw.  nur  vorübergehend  zur  Unterstützungsbedürftigkeit 
führt,  sondern,  wie  durch  ein  ehernes  Naturgesetz  geleitet,  immer 
tiefere  Risse  in  der  normalen  Gestaltung  der  Einzelexistenz  oder  des 
Familienlebens  erzeugt,  immer  unheilbarere  Wunden  im  wirtschaft- 
lichen Dasein  schlägt. ''^^) 

Stadtrat  Münsterberg  hat  die  Kosten  der  durch  den  Alkoholismus 
mitverschuldeten  Verarmung  in  Berlin  auf  25  Millionen  Mark  jährlich 
veranschlagt.  Stadtrat  Rath  in  Dortmund  schätzt  in  seiner  Schrift 
,,Die  Aufgaben  der  Gemeindeverwaltung  im  Kampf  gegen  den 
Alkoholismus,  Berlin  1908'',  die  durch  die  Trunksucht  verursachten 
Ausgaben  der  Armenverwaltung  auf  20  bis  30  %  ihrer  Gesamtausgaben. 


2^)  Rath:  Alkoholsprechstunde.  Sonderabdruck  aus  den  Mäßigkeits- 
blättern.   1907,  Nr.  4,  S.  I. 
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Nach  den  sorgfältigen  Untersuchungen  von  Samter,  Popert  und 
Füttert  beträgt  die  Belastung  des  Armenetats  mindestens  33K  %. 

Wenn  es  gelingt,  auch  nur  in  einer  größeren  Zahl  von  Fällen 
Trunksüchtige  von  ihrem  Laster  zu  heilen  und  sie  zur  regelmäßigen 
Arbeit  anzuhalten,  so  wird  der  Armenetat  eine  erhebliche  Entlastung 
erfahren  und  unendlich  viel  Elend  beseitigt  werden.  Eine  planmäßige 
Trinkerfürsorge  besteht  in  den  meisten  Städten  erst  seit  wenigen 
Jahren.  Zu  diesem  Zweck  sind  sogenannte  Trinkerfürsorgestellen 
eingerichtet  worden,  zum  Teil  von  den  Kommunen  selbst,  zum 
Teil  von  Vereinen  mit  städtischen  Zuschüssen,  wobei  man 
in  Fachkreisen  den  letzteren  den  Vorzug  gibt,  weil  den 
behördlichen  Trinkerfürsorgestellen  im  allgemeinen  das  Vertrauen  der 
Bevölkerung  fehlt.  Jedenfalls  ist  es  in  Anbetracht  der  Wichtigkeit  der 
Sache  Pflicht  der  Armenverwaltung,  sich  an  diesen  Bestrebungen  zu 
beteiligen  und  solche  Personen,  die  im  Verdacht  der  Trunksucht 
stehen,  der  Kontrolle  der  Fürsorgestelle  zu  überweisen.  Die 
städtischen  Fürsorgestellen  werden  meistens  von  einer  Fürsorgerin 
geleitet,  der  eine  Anzahl  von  Helfern  und  Flelferinnen  zur  Seite  stehen, 
wobei  den  Helferinnen  vorzugsweise  die  weiblichen  Trinker  zugewiesen 
werden.  Die  Leiterin  hat  die  ganzen  schriftlichen  Arbeiten  zu  er- 
ledigen und  die  Sprechstunden  abzuhalten.  Aufgabe  der  Fürsorge- 
stelle ist  es,  Aufklärung  über  die  Schäden  des  Alkoholismus  zu  ver- 
breiten, Trinkern  und  deren  Angehörigen  kostenlos  Rat  und  Auskunft 
zu  erteilen  und  sie  zum  Eintritt  in  einen  Abstinenzverein  zu  bewegen, 
weil  sie  ohne  einen  solchen  Rückhalt  schwerlich  ein  Abstinenz- 
versprechen auf  die  Dauer  halten  werden. 

Der  Schwerpunkt  der  Tätigkeit  liegt  jedoch  in  den  häuslichen 
Besuchen  der  Helfer  und  Helferinnen,  und  hier  ist  die  Mitarbeit  der 
Frauen  von  hohem  Werte;  denn  wo  der  Alkohol  herrscht,  da  leiden 
PVauen  und  Kinder  in  der  furchtbarsten  Weise,  und  da  können  nur 
Frauen  in  der  richtigen  Weise  helfen.  Es  muß  nicht  nur  eine  ständige 
Kontrolle  über  die  Trinker  bzw.  Trinkerinnen  vorgenommen  und 
bei  den  Hausbesuchen  bessernd  auf  sie  eingewirkt,  sondern  auch  Für- 
sorgearbeit an  den  Frauen  und  Kindern  geübt  werden.  Eine  intensive 
Beeinflussung  und  Umgestaltung  der  ganzen  häuslichen  Verhältnisse, 
besonders  Wohnungspflege  und  Jugendfürsorge  gehören  auch  zu  den 
Aufgaben  der  Trinkerfürsorge.  Und  bei  dieser  erziehlichen  Tätigkeit 
erzielt  die  Frau  viel  größere  Erfolge  als  der  Mann.  Mißhandelte  und 
gefährdete  Kinder  müssen  aus  den  Trinkerfamilien  entfernt  und  in 
gute  Pflegestellen  untergebracht  werden.  Ist  der  Trinker  arbeitslos, 
so  muß  er  eine  entsprechende  Arbeit  verschafft  erhalten.  Gelingt  die 
i\rbeitsvermittlung  nicht,  oder  reicht  der  Arbeitsverdienst  nicht  aus, 
dann   muß   die   Fürsorgestelle   eine   öffentliche  Armenunterstützung 
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beantragen.  Manche  Trinker  sind  durch  ein  jahrelanges  Trinkerleben 
derartig  körperlich  und  geistig  heruntergekommen,  daß  sie  einer 
längeren  Behandlung  in  einer  Trinkerheilstätte  dringend  bedürfen. 
In  diesem  Sinne  sprach  sich  auch  die  Lübecker  Jahresversammlung 
des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  im 
Jahre  1901  aus^  Folgender  Leitsatz  gelangte  dort  zur  Annahme: 
„Soweit  die  Trunksucht  sich  im  einzelnen  Falle  als  Krankheit  darstellt 
und  zugleich  Hilfsbedürftigkeit  vorliegt,  ist  es  grundsätzlich  Pflicht 
aer  Armenverbände,  *für  genügende  Heilbehandlung  der  Trunk- 
süchtigen zu  sorgen."  Jedoch  ist  vorher  genau  zu  prüfen,  ob  es  sich 
um  einen  heilbaren  Trinker  handelt,  der  wirklich  den  Willen  hat, 
seinen  Lebenswandel  zu  ändern;  denn  natürlich  nur  für  solche  lohnen 
die  hohen  Ausgaben,  die  mit  der  Internierung  in  einer  Heilanstalt  ver- 
bunden sind.  Unverbesserliche  Trinker,  die  mit  ihrer  Familie  dauernd 
der  öffentlichen  Armenpflege  anheimfallen,  können  gemäß  BGB.  §  6, 
Ziff.  3  entmündigt  und  in  ein  Trinkerasyl  oder  Arbeitshaus  unter- 
gebracht werden. 

Die  genaue  Prüfung  der  Verhältnisse  und  Beantragung  der  ent- 
sprechenden Hilfe  ist  Sache  der  Organe  der  Trinkerfürsorgestelle.  In 
Breslau  wurden  von  ihnen  im  Jahre  1912  i  515  männliche  und  311  weib- 
liche Trinker  beaufsichtigt.  Die  eigentliche  Trinkerfürsorge  wird 
natürlich  von  der  Trinkerfürsorgestelle  und  deren  Organen  ausgeübt. 
Daneben  haben  auch  die  Armenpfleger  und  -Pflegerinnen  die  Pflicht, 
ihre  Arbeit  auch  unter  dem  überaus  wichtigen  Gesichtspunkte  der 
Trinkerfürsorge  zu  betreiben,  besonders  dort,  wo  noch  keine  Trinker- 
fürsorgestellen bestehen.  Wenn  sie  vermuten,  daß  das  Armengeld  zum 
Kauf  von  Alkohol  verwendet  wird,  muß  die  Geldunterstützung 
unbedingt  in  Naturalleistungen  umgewandelt  werden.  Allerdings  wird 
auch  das  bisweilen  seinen  Zweck  nicht  erfüllen,  indem  die  Naturalien 
leider  ebenfalls  häufig  in  Schnaps  umgesetzt  werden ;  in  solchen  Fällen 
müsse  man  eben  schärfere  Maßnahmen  ergreifen.  Jedenfalls  kann 
man  erwarten,  daß  durch  die  Trinkerfürsorge  eine  sehr  wichtige 
Ursache  der  Armut,  wenn  auch  nicht  beseitigt,  so  doch  erheblich  ein- 
geschränkt wird. 

Als  mustergültig  darf  wohl  die  bereits  seit  1905  bestehende  Biele- 
felder Trinkerfürsorgestelle  angesehen  werden,  die  in  Wilhelmine 
Lohmann  eine  vorbildliche  Leiterin  gefunden  hat,  wie  überhaupt  die 
Leistungsfähigkeit  einer  strichen  Fürsorgestelle  im  wesentlichen  von 
der  leitenden  Persönlichkeit  abhängt.  Die  Leiterinnen  sind  in  der 
Regel  besoldet,  die  Helferinnen  ehrenamtlich  tätig.  Anzahl  und  Be- 
soldung der  angestellten  Schwestern  geht  aus  der  Tabelle  V  hervor. 
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Tabelle  V. 

Die  Frauenarbeit  in  der  städtischen  Trinkerfürsorge 
im  Jahre  1916. 


Städte 

orun- 
dungs- 
iahr 

Zahl  der 
Schwester^ 

Besoldung 

T  )  

1906 

2 

840  bzw.  1  320  ,  //. 

Berlin  -  Schöneberg 

1910 

I 

1  900  ,  //. 

JöieleieJa   

r 

I  440  ,  //. 

Bochum  

1910 

Ehrenamtliche  Helferinnen. 

Brernen  

[909 

I 

400     c  1/  . 

Charlottenburg  .... 

1910 

1  600  ,  //. 

191  r 

Anstellung  einer  Schwester  ist 

beabsichtigt. 

1 

V 

1909 

29 

r  200  c  /l. 

 f^l  ,1 

191  j 

600  ^'ß. 

Darni'itadt  

191  i 

I 

■yOOc // (zugleich  für  Tuberkulose- 

fürsorge). 

1908 

2 

700  bis  1  000  ,  /(. 

Dresden  

1909 

L 

500  .  //. 

Lssen   

T909 

Ehrenamtliche  Heilerinnen. 

Frankfurt  a.  M.  ... 

T 

T  200  ,  //. 

Gelsenkirchen  .... 

1910 

2 

Besoldung  durch  den  Blau- 

kreuzverein. 

Hagen  i.  W  

^905 

Wird  von  der  Gemeinde- 

schwester besorgt. 

Leipzig  

1908 

2 

Zusammen  480  .  //. 

Mainz  

1909 

Nur  ehrenamtliche  Elilfskräfte. 

Offenbach  

1914 

Wird  durch  die  Armenpflege- 

rinnen besorgt. 

Posen   

Wird  durch  die  Gemeinde- 

schwestern besorgt. 

Stettin   

1 908 

2 

r  320  bzw.  600  ,  //.  ^ 

4.  Arbeitslose  nfürsorge. 

Als  letzte  überaus  wichtige  Maßnahme  sei  hier  noch  kurz  die 
Fürsorge  für  Arbeitslose  erwähnt.  Mag  es  sich  nun  um 
verschuldete  oder  unverschuldete  Armut,  um  genesene  Tuberkulose 
oder  geheilte  Trinker  handeln,  immer  bleibt  die  wichtigste  Aufgabe, 
diesen  Menschen  —  Ai.rbeitsfähigkeit  vorausgesetzt  —  wieder  Arbeit 
zu  verschaffen ;  denn  das  ist  das  beste  Mittel,  um  sie  wieder  auf  eigene 
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Füße  zu  stellen.  Die  Armenpfleger  und  -Pflegerinnen  selber  sind 
natürlich  nicht  in  der  Lage,  ihnen  eine  passende  Arbeit  zu  verschaften ; 
dazu  sind  die  städtischen  Arbeitsnachweise  eingerichtet,  wohin  die 
Armenpflegeorgane  die  Arbeitslosen  verweisen  sollen.  Es  wird  ihnen 
dort  kostenlos  Auskunft  über  freie  Arbeitsstellen  erteilt.  Die  arbeits- 
:^ähigen  x\rmen  sind  verpflichtet,  die  ihnen  seitens  der  Armen- 
verwaltung angewiesene,  ihren  JCräften  entsprechende  Arbeit  zu  ver- 
richten. 1913  betrug  die  Zahl  der  Vermittlungen  durch  kommunale 
bzw.  kommunal  unterstützte  Arbeitsnachweise  bei  Männern  i  086  738 
und  bei  Frauen  555  843.  (Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich  1914.) 

In  den  weiblichen  Abteilungen  der  städtischen  Arbeitsnachweise 
sind  größtenteils  Frauen  tätig.  Das  Gehalt  der  Leiterinnen  schwankt 
zwischen  i  200  bis  2  500  Mark,  erreicht  auch  ausnahmsweise  3  600  Mark, 
wie  z.  B.  in  Berlin ;  das  der  Gehilfinnen  bewegt  sich  zwischen  900  und 
2  000  Mark.  Leider  werden  diese  Stellen  von  Frauen  ausgefüllt,  die 
meist  nicht  so  vorgebildet  sind,  wie  es  im  Interesse  der  Sache 
wünschenswert  wäre.  Eine  besondere  Vorbildung  wird  gewöhnlich 
nicht  verlangt,  sondern  meist  nur  gute  Schulbildung.  Auf  eine  An- 
frage des  Verbandes  deutscher  Arbeitsnachweise  nach  dem  früheren 
Beruf  gingen  49  Antworten  ein;  danach  waren  15  Beamtinnen  früher 
kaufmännisch  tätig,  3  sind  ehemalige  Direktricen,  6  Industriearbeite- 
rinnen, 6  gewerbliche  Stellenvermittlerinnen,  5  Hausbeamtinnen, 
4  Dienstmädchen,  7  Beamtenfrauen.  In  England  dagegen  finden  wir 
in  den  an  Arbeitsnachweisen  tätigen  Frauen  frühere  Gesundheits- 
inspektorinnen,  Mitarbeiterinnen  von  statistischen  Ämtern  usw.,  also 
Frauen,  die  einen  ganz  anderen  Überblick  haben.  Ein  Beispiel,  was 
eine  Beamtin  mit  guter  Ausbildung  und  dem  nötigen  Pflichteifer  aus 
einem  Arbeitsnachweis  machen  kann,  bietet  Posen.  Dort  wies  die 
weibliche  Abteilung  bis  1907  ein  monatliches  Vermittlungsergebnis  von 
zirka  150  Personen  auf;  im  Laufe-'von  zwei  Jahren  brachte  es  eine 
Beamtin,  die  im  Berliner  Arbeitsnachweis  regelrecht  ausgebildet 
worden  war,  auf  ein  durchschnittliches  Monatsergebnis  von  i  000  Ver- 
mittlungen.3'^)  Es  wäre  daher  dringend  zu  wünschen,  daß  an  die 
Qualität  der  Arbeitsnachweisbeamtinnen,  insbesondere  der  Leiterinnen, 
höhere  Anforderungen  gestellt  würden  und  man  dazu  nur  National- 
ökonominnen  oder  Frauen,  die  sich  in  der  sozialen  Hilfsarbeit 
genügend  Vorkenntnisse  erworben  haben,  wählte.  Einen  Überblick 
über  den  gegenwärtigen  Stand  der  weiblichen  Tätigkeit  an  den 
städtischen  Arbeitsnachweisen  gibt  die  Tabelle  VI. 


2'^)  Stenographischer  Bericht  über  den  6.  deutschen  Arbeitsnachv\/cis- 
kongreß.    S.  11. 


-  89  - 


Tabelle  VI. 

Die  Frauenarbeit  an  den  städtischen  Arbeitsnachweisen 
\m  Jahre  1916. 


^ahl  der 

Städte 

Besoldung 

Beamtinnen 

Aachen   

I 

1  500  , //. 

Augsburg    ... 

2 

I  500  und  I  380  ,  //. 

Berlin.  

21 

3  60Q  bzw.  1  500  bis  2  400  .  //. 

Berlin-Schöneberg  . 

2200  bis  3200  bzw.  1300  bis  2~joOt/f6. 

BerUn-Wihiiersdorf 

4 

900  bzw.  1  300  ,  /l. 

Bielefeld  

I 

960  ,  //. 

Bremen  

I 

'^,^0  .  //  pro  Tag. 

Breslau   

2 

T  280  bis  2  ODO  bzw.  T  380  .  //. 

3 

800  bis  r  500  ,  /l. 

Charlottenburg   

8 

2  2SO  bis  3  4SO  bzw.  r  sog  bis  120 

bzw.  I  380  bis  2  190  ,  //. 

Coblenz  

I 

I    440  c//. 

Crefeld  

3 

1    200    .  //. 

Darmstadt  

I 

I  400 

Dessau  

1 

1    200  ^//. 

Dortmund  

I 

Dresden   

4 

600  bis  r  320  , 

Elberfeld  

j 

1  200  bis  L  800  y/L  ^ 

Erfurt  <  

2 

\  500  bzw.  840  .  //. 

Essen   

3 

840,  900  und  2  000  JL 

Frankfurt  a.  M  

8 

960  bis  2  250  .  //. 

Görlitz   

2 

900  ,  II  bzw.  3  c//  pro  Tag. 

Hagen  i.  W  

T 

j;  200  c  /^. 

Halle  a.  S  

3 

600  bis  I  800  i  //. 

Hannover   

2 

900  bis  2  000  . 

Karlsruhe   

I 

2  200  JC. 

Königsberg  

I 

1  620  ,  iL 

Leipzig  

2 

\  800  bzw.  I  400  Jl. 

Lübeck  

2 

900  und  600  Jt. 

Ludwigshafen   

2 

1  200  bis  I  800  Jl. 

Magdeburg  

4 

2  150,  I  200,  I  020  und  900 

Mainz  

2 

I  300  JC  bzw.  3  JC  pro  Tag. 

4 

1  300  bis  2  ODO  JL 

Metz  

I 

Mülhausen  i.  E  

2 

1  900  bis  2  800  JL 

München-Gladbach  , . . 

3 

1260  Jl  bzw.  3,25.//  täglich. 
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Städte 

T'q  n  1    /*!  f^v 

Besoldung 

Beamtinnen 

A'TiinoVipn 

Nj  1 7  T*  n       r*  CT 

4 

I  300  bis  2  ODO  bzw.  T  400  bis  2 100 1//«^ 

UllU.  rvilcgSZuldge. 

Posen 

2 

r  con  Vi7\\T    T  T.io  '// 

Pritcrlttm 

I 

!•  740  f^^'^' 

Spandau   

I 

900 

Stettin   

30 

2  bis  5  ,  //  täglich. 

Straßburg  i.  E  

6 

T  020  bis  I  500  c  //. 

Stuttgart   

TO 

I  450  bis  2  250  J/. 

Wiesbaden  

7 

840  bis  I  800  Jl. 

Würzburg  

I 

1  700  .  //. 

Bei  allen  diesen  vorbeugenden  Einrichtungen  hat  sich,  ebenso  wie 
in  der  eigentlichen  Armenpflege,  die  Mitarbeit  der  Frauen  sehr  gut 
bewährt.*  Einzelne  Zweige,  z.  B.  die  Kinderpflege,  wären  ohne  ihre 
Hilfe  überhaupt  nicht  durchführbar.  E^nd  doch  ist  gerade  die  Kinder- 
und  Jugendfürsorge  von  der  durchgreifendsten  Wirkung;  denn  nur 
von  gesunden  und  arbeitsam  erzogenen  Kindern  kann  man  mit 
Bestimmtheit  erwarten,  daß  sie  einst  wirtschaftlich  selbständige 
Existenzen  sein  werden.  Das  Gleiche  gilt  von  den  Einrichtungen,  die 
einen  dauernden  Verfall  in  Not  und  Elend  verhüten  sollen  :  von  der  Tuber- 
kulosen-, Trinker-  und  Arbeitslosenfürsorge.  Es  liegt  selbstverständ- 
licli  im  Interesse  eines  Volkes,  möglichst  wenig  wirtschaftlich  negative 
Menschen  zu  haben.  Dieses  Ziel  wird  durch  eine  gut  organisierte 
Armenpflege  gefördert,  deren  Hauptgrundsatz  eine  weitgehende 
Individualisierung  ist,  die,  wie  ausgeführt,  durch  die  Mitarbeit  der 
Frau  in  hohem  Maße  ermöglicht  wird.  Durch  das  Eingehen  auf  die 
Einzelschicksale  und  die  warme  Anteilnahme  an  der  Not  der  Armen, 
deren  eine  Frau  viel  mehr  fähig  ist  als  ein  Mann,  werden  auch  die 
Härten,  welche  mit  der  öffentlichen  Armenpflege,  die  doch  nur  das  Not- 
wendigste gewährt,  verbunden  sind,  erheblich  gemildert.  Sie  wird 
dadurch  wirklich  eine  Hilfe  von  Mensch  zu  Mensch. 


IV.  Teil. 
Die  Ausbildung  der  Frauen. 

Zur  Ausübung  dieser  Pflegetätigkeit,  wie  sie  hier  geschildert 
worden  ist,  gehören  naturgemäß  gut  geschulte  Kräfte.  Sehr  im 
Widerspruch  dazu  stehen  aber  die  tatsächlichen  Verhältnisse  und  die 
herrschende  Meinung  der  breiten  Schichten  des  Publikums,  die  an  die 
Qualifikation  der  Armenpflegeorgane  gar  keine  oder  sehr  geringe  An- 
sprüche stellen.  In  maßgebenden  Kreisen  ist  man  allerdings  schon  zu 
der  Ansicht  gekommen,  daß  ein  guter  Wille  und  etwas  Lebens- 
erfahrung in  Anbetracht  der  Schwierigkeit  dieser  Aufgabe  durchaus 
nicht  genügen.  Gewiß  sind  ein  guter  Wile  und  Lebenserfahrung  nicht 
zu  unterschätzen;  im  Gegenteil,  sie  sind  für  eine  gute  Armenpflege 
sehr  notwendig.  Aber  zweifellos  gehört  mehr  dazu  als  die  elementären 
Kenntnisse  des  täglichen  Lebens,  um  die  Notstände  unserer  Zeit  zu 
verstehen  und  bekämpfen  zu  können.  Sind  doch  diese  Notstände  zum 
überwiegenden  Teil  nicht  mehr  leicht  erklärbare  Einzelerscheinungen, 
sondern  Produkte  einer  höchst  komplizierten  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung und  einer  Fülle  von  anderen  Vorgängen  und  Erscheinungen, 
wie  sie  aus  dem  modernen  Kulturleben  herauswachsen.  Für  das  Ver- 
ständnis dieser  x\rt  von  Notständen  bringt  der  Durchschnittsbürger 
so  gut  wie  nichts  mit.^^)  Daher  ist  eine  gewisse  Vorbereitung  bzw. 
Ausbildung  für  die  Armenpflege  unbedingt  nötig. 

Die  Erfordernisse,  die  man  heute  an  die  Eigenschaften,  Kenntnisse 
und  Fähigkeiten  der  Armenpflegeorgane  stellt,  sind  eben  erheblich 
größer  als  früher,  wo  man  auf  dem  Standpunkt  stand,  die  Armenpfleger 
und  -Pflegerinnen  würden  ja  bald  bei  der  Ausübung  ihres  Amtes  das 
Notwendige  lernen,  und  es  nur  darauf  ankäme,  daß  der  Bezirksvorsteher 
durch  eine  gute  Einführung  dafür  sorgte,  das  Lehrgeld  nicht  zu  groß 
werden  zu  lassen,  und  zwar  ein  Lehrgeld  nicht  auf  Kosten  der 
von  ihnen  verwalteten  öffentlichen  Mittel,  sondern  auch  oft  genug 
auf  Kosten  oder  wenigstens  zum  Nachteil  der  Bedürftigen,  denen  sie 
Hilfe  bringen  sollten.  Margarete  Sewell  äußerte  sich  bereits  in  den 
neunziger  Jahren  darüber  folgendermaßen:  ,,Auf  jedem  anderen 
Arbeitsgebiet  wird  die  Arbeit  als  die  beste  anerkannt,  der  man  am 

Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätig- 
keit.   Heft  79,  S.  12. 


meisten  Nachdenken  und  Vorbereitung  gewidmet  hat;  hier  aber  hält 
man  jede  intelligente  Person  für  gut  genug,  an  einem  Problem  von 
der  größten  Wichtigkeit  zu  arbeiten,  das  einerseits  große  soziale  und 
nationale  Fragen  berührt  und  das  andererseits  mit  der  komplizierten 
Beschaffenheit  des  individuellen  Charakters  zu  tun  hat.  Die  Not- 
wendigkeit einer  verständnisvollen  Betätigung  wird  von  denen  nicht 
erkannt,  welche  anderen  Arbeit  erteilen,  und  eiligst  werden  Törichte 
wie  Weise  aufs  Feld  geführt,  ohne  daß  man  sie  dazu  erzieht  und  ihnen 
die  Größe  und  Verwicklung  des  Übels  klarlegt,  welches  sie  heilen 
sollen/'  Helfen  ist  durchaus  keine  leichte  Sache,  und  zu  einer 
richtigen  und  durchgreifenden  Hilfe  ist  ein  tiefes  Verständnis  für  die 
sozialen  Probleme  erforderlich,  besonders  in  den  Großstädten  mit  ihren 
verwickelten  Wohnungs-  und  Erwerbsverhältnissen,  eine  vollständige 
Einsicht  in  das  Wesen  und  die  Ursachen  der  Armut  und  vor  allem 
eine  genaue  Kentnis  der  Hilfsmittel  und  der  wirksamen  Art  ihrer  An- 
wendung. Armenpfleger  und  -Pflegerinnen,  die  unter  diesen  Gesichts- 
punkten arbeiten,  werden  eine  in  jeder  Weise  rationelle  Pflege  ausüben 
und  auch  sparsamer  mit  den  städtischen  Mitteln  wirtschaften  als 
gänzlich  Unerfahrene.  Die  Männer  haben  durch  ihre  ganze  Aus- 
bildung und  Lebensstellung  in  dieser  Hinsicht  viel  vor  den  Frauen 
voraus;  sie  stehen  doch  viel  mehr  im  öffentlichen  Leben,  und  gera'de 
der  Mittelstand,  dem  ja  die  meisten  männlichen  Pfleger  angehören,  hat 
durch  seine  berufliche  Tätigkeit  viele  Beziehungen  zu  den  unteren 
Klassen  und  lernt  deren  Lebensbedürfnisse  und  Gewohnheiten  ziemlich 
genau  kennen.    Vgl.  die  folgende  Tabelle  über: 


Die     hauptamtlichen     Berufe     der  Armenpflege- 
organe  von  Breslau. 


Männlich: 

19TI 

I9I2 

1913 

Direktoren  und  Lehrer  an  höheren 

Anstalten  

12 

7 

13 

Rektoren  und  Lehrer  an  Volks- 

schulen   

142 

118 

Geistliche,  Missionare  und  Kirchen- 

beamte   

31 

28 

24 

Öffentliche  Beamte: 

a)  städtische  

72 

84 

91 

b)  andere   

91 

72 

79 

Ärzte  und  Apotheker  

51 

33 

31 

Rechtsanwälte  und  Notare   

TO 

5 

5 

zu  übertragen .... 

409 

354 

361 

93  — 

Männlich: 

191  r 

1912 

• 

r9t3 

Übertrag .... 

Kau  Heute,  Agenten   und  Handel- 
treibende   

Industrielle  und  selbständige  Hand- 
werker   

Handwerker,  Vorarbeiter   

Gastwirte  und  Restaurateure  

Haus-  und  Grundbesitzer   

Pensionierte  Beamte  

Rentiers   

Privatbeamte  

Offiziere  a.  D  

409 

371 

718 
100 

107 
26 
50 
37 

IG 

354 

356 

646 
189 
85 
77 
18 
48 
59 

32 

36. 

369 

703 
176 

75 
83 
22 

45 
31 

f5 

Weiblich: 

1933 

1864 

1880 

Verheiratet,  verwitwet  

Ledis;  

21  ) 

55  U 
24 1 

28I 

Zusammen  .... 

2  007  . 

1943 

I  961 

Die  Armenpflegerinnen  dagegen  entstammen  meist  den  oberen  Kreisen 
und  haben  viel  weniger  Gelegenheit,  mit  ärmeren  Leuten  in  Be- 
rührung zu  kommen.  Auch  ist  ihre  ganze  Schulbildung  vorläufig  noch 
sehr  wenig  dazu  angetan,  ihnen  Kenntnisse  für  das  öffentliche  Leben 
zu  verschaffen.  Niemand  ist  so  weltfremd  wie  ein  Mädchen,  das  als 
Jiöhere  Tochter  erzogen  wurde,  niemand  so  ahnungslos  von  den  Be- 
dürfnissen und  Aufgaben  des  öffentlichen  Lebens.  Daß  es  eine 
öffentliche  Armenpflege  gibt,  daß  aus  Steuermitteln  für  Bedürftige 
gesorgt  wird,  ist  vielen  sehr  gebildeten  Frauen  fremd;  denn  unter 
Bildung  wird  meist  das  Verständnis  literarischer,  künstlerischer,  aber 
nicht  politischer  und  sozialer  Angelegenheiten  verstanden.^®)  Es  ist  aber 
dringend  wünschenswert,  daß  die  weibliche  Jugend  mit  den  sozialen  Be- 
dürfnissen der  Zeit  mehr  vertraut  gemacht  und  somit  w^enigstens  eine 
Grundlage  für  das  Verständnis  des  öffentlichen  Lebens  gegeben  wird. 

Soweit  es  sich  um  ehrenamtliche  Armenpflegeorgane  handelt, 
bestehen  nirgends  Bestimmungen  über  eine  Ausbildung  derselben. 
Die  meisten  treten  als  vollständige  Neulinge  in  die  Fürsorgearbeit  ein. 
Diesen  Mißstand  hat  auch  der  deutsche  Verein  für  Armenpflege  und 


Salomon:  Soziale  Frauenbildung.    S.  12. 
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Wohltätigkeit  erkannt  und  die  Frage  der  beruflichen  und  fachlichen 
Ausbildung  in  der  Armenpflege  im  Jahre  1907  auf  die  Tagesordnung 
seiner  27.  Jahresversammlung  in  Eisenach  gesetzt.  Dort  wurde 
folgende  Resolution  gefaßt: 

1.  Bei  der  wichtigen  Stellung,  welche  die  Armenpflege  im 
gesamten  öfifentlichen  Leben  einzunehmen  berufen  ist,  muß 
für  sämtliche  in  der  Armenpflege  tätigen  Organe  eine  gründ- 
lichere Vorbildung  gefordert  werden,  als  sie  zur  Zeit 
möglich  ist. 

2.  Für  die  berufliche  Armenpflege  ist  eine  gründliche,  fach- 
gemäße Vorbildung  zu  fordern ;  für  die  ehrenamtliche  Armen- 
pflege ist  die  Möglichkeit  einer  solchen  Vorbildung  erforder- 
lich, jedenfalls  die  Ausbildung  und  Fortbildung  durch  Be- 
ratung und  Belehrung  seitens  erfahrener  Organe  unent- 
behrlich. 

3.  Es  ist  wünschenswert,  daß  an  allen  Hochschulen  Lehrkurse 
für  praktische  Armenpflege  stattfinden,  daß  der  praktische 
Vorbereitungsdienst  der  Justiz-  und  Verwaltungsbearaten, 
Ärzte  und  Geistlichen  sich  auch  auf  die  Armenpflege 
erstreckt,  daß  ferner  auch  außerhalb  der  Bildungsanstalten 
durch  die  Organisationen  der  Armenpflege  praktische 
Lehrkurse   veranstaltet  werden. 

„Es  wird  dabei  ein  Unterschied  zwischen  beruflicher  und  fach- 
licher Ausbildung  gemacht.  Wo  von  fachlicher  Ausbildung  gesprociie-n 
wird,  ist  damit  die  Vermittlung  von  Fachkenntnissen  gemeint,  die 
auch  der  unbesoldete  soziale  Arbeiter  braucht,  um  seine  Arbeit  wirk- 
sam machen  zu  können.  Das  sind  Kenntnisse,  die  zur  Ausübung  eines 
Berufes  nicht  ausreichen  würden.  Berufliche  Ausbildung  zur  sozialen 
Arbeit  ist  daher  immer  Fachbildung;  aber  fachliche  Ausbildung  ist 
häufig  für  eine  Berufstätigkeit  unzureichend."'*^) 

a)  Lehrkurse. 

Es  soll  zunächst  auf  die  Mittel  der  Ausbildung  eingegangen 
werden,  die  für  Männer  und  Frauen  in  gleicher  Weise  vorhanden  sind, 
und  dann  auf  die  speziellen  Ausbildungsmöglichkeiten  der  Frau. 
Selbstverständlich  ist  es,  daß  von  ehrenamtlichen  Organen  keine 
berufliche  Vorbildung  gefordert  werden  kann.  Die  meisten  Städte 
beschränken  sich  darauf,  den  neu  ins  Amt  eintretenden  Armenpflege- 
organen einen  Abdruck  der  Armenordnung  und  einer  allgemeinen 
Dienstanweisung  einzuhändigen.  Eine  praktische  Anlernung  findet 
höchstens  insofern  statt,  als  die  Bezirksvorsteher  gewöhnlich  die  neuen 


0  Salomon:  Soziale  Frauenbildung.    S.  62. 
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Armenpfleger  und  Armenpflegerinnen  auf  ihren  ersten  Gängen  zu  den 
Armen  begleiten  und  ihnen  aus  ihrer  Erfahrung  einige  wichtige  Finger- 
zeige geben.  Immerhin  kann  eine  solche  allgemeine  Anweisung  keines- 
wegs den  Anspruch  darauf  erheben,  die  Armenpflegeorgane  muster- 
gültig in  ihre  Pflichten  einzuführen;  denn  sie  hängt  ausschließlich  von 
der  Persönlichkeit  des  Bezirksvorstehers  ab,  ob  sich  derselbe 
wirklich  Mühe  gibt,  die  neuen  Armenpfleger  und  -Pflegerinnen  zu 
unterweisen,  und  ob  er  die  genügende  Zeit  dazu  hat.  Darum 
ist  man  in  den  letzten  Jahren  in  vielen  Städten  dazu  über-^ 
gegangen,  sogenannte  Lehrkurse  für  die  Armenpflege- 
organe einzurichten.  Die  erste  derartige  Veranstaltung  traf 
Braunschweig  vom  28.  bis  30.  Juni  1909,  an  der  190  Alänner 
und  80  Frauen  teilnahmen.*^)  Es  wurden  zehn  Vorträge 
mit  daran  anschließender  freier  Aussprache  über  folgende  Themen 
gehalten :  Geschichtliche  Entwicklung  der  Armengesetzgebung, 
gesundheitliche  Aufgaben  der  Armenpflege,  gegenwärtiger  Rechts-^ 
zustand  im  Armen wesen,  Dienst  des  Armenpflegers  und  Bezirks- 
vorstehers, Einrichtungen  der  Armenverwaltungen,  Fürsorge  für 
geistig  Minderwertige,  Fürsorge  für  Schwangere,  Wöchnerinnen  und 
Säuglinge,  Armenpflege  und  Arbeiterversicherung,  Fürsorge  für  ver- 
wahrloste und  gefährdete  Kinder  und  Dienst  der  Armen-  und  Waisen- 
pflegerinnen. Daran  schloß  sich  eine  Besichtigung  von  Wohlfahrts- 
anstalten. Wie  wichtig  auch  dieser  Punkt  ist,  geht  daraus  hervor, 
daß  es  leider  verschiedentlich  vorgekommen  ist,  daß  eine  ganze  Anzahl 
von  Armenpflegeorganen  gar  nicht  alle  Anstalten  in  ihrer  Stadt 
kannten  bzw.  gesehen  hatten.  Und  wie  können  sie  da  eine  gute 
Armenpflege  üben,  wenn  sie  nicht  einmal  über  die  Einrichtungen 
Bescheid  wissen,  die  für  die  Hilfsbedürftigen  in  ihrem  Orte  bestehen  ! 

Nach  dem  Beispiel  Braunschweigs  wurde  ein  ähnlicher  Kursus 
im  Jahre  1910  in  Straßburg  i.  E.  veranstaltet. Dieser  war  noch  viel 
stärker  besucht  als  der  Braunschweiger,  weil  der  Straßburger  Armen- 
rat dazu  weitgehende  Einladungen  nicht  nur  an  alle  Armenpfleger  und 
-Pflegerinnen  Straßburgs,  sondern  an  sämtliche  Armenverwaltungen 
und  Vereine  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  in  Elsaß-Lothringen 
hatte  ergehen  lassen.  Es  wurden  Vorträge  über  die  Bedeutung  der 
Armenpflege  im  Staatsleben,  Grundsätze  der  Armenpflege,  Ein- 
richtungen der  Straßburger  Armenpflege,  Einführung  in  das  Unter- 
stützungswohnsitzgesetz an  der  Hand  praktischer  Beispiele,  Bedeutung 
der  Arbeitsämter  vom  Standpunkt  der  Armenpflege,  die  gesundheit- 
lichen   Aufgaben    der    Armenpflege,    das    Elsaß-Lothringische  Aus- 


*0  Zeitschrift  für  das  Armenwesen.    10.  Jahrg.,  S.  363. 
Zeitschrift  für  das  Armenwesen.    11.  Jahrg.,  S.  217. 


-  96  - 


führungsgesetz  zum  Unterstützungswohnsitzgesetz,  Organisation 
mittlerer  und  kleinerer  Armenämter,  Verhältnis  der  öffentlichen 
Armenpflege  zur  privaten  Wohltätigkeit  und  über  VVaisenpflege 
gehalten.  Dann  folgte  ebenso  wie  in  Braunschweig  eine  Be- 
sichtigung der  Anstalten.  Der  Kursus  hatte  eine  glänzende  Beteili- 
gung aufzuweisen,  nämlich  549  Herren  und  246  Damen  und  fand  so 
großen  Anklang,  daß  zwei  Jahre  darauf  wiederum  ein  Kursus  ab- 
gehalten wurde,  der  jetzt  eine  ständige,  alle  zwei  bis  drei  Jahre  wieder- 
kehrende Institution  werden  soll. 

Auch  in  Mannheim  und  Stettin  fanden  191 1  solche  Kurse  mit 
\ orträgen  über  armenpflegerische  und  soziale,  die  Arnienpflege  eng 
berührende  Themen  statt.  In  Frankfurt  a.  M.  veranstaltete  der  Verband 
^zur  Förderung  der  Armen-  und  Wohlfahrtspflege  im  Winter  1912/13, 
in  Berlin  der  Magistrat  im  Winter  1913/14  ähnliche  Vortragszyklen. 
Gegen  die  Kurse  ist  verschiedentlich  der  Einwand  erhoben  worden, 
daß  doch  unmöglich  alle  Armenpfleger  und  -Pflegerinnen  auf  einige 
Wochen  nach  Berlin  oder  Frankfurt  a.  M.  reisen  können,  um  dort 
einen  solchen  Kursus  mitzunehmen,  sei  es  aus  Mangel  an  Zeit  oder  aus 
pekuniären  Gründen.  Gewiß  kann  man  das  nicht  verlangen;  aber 
das  ist  kein  Argument  gegen  die  Kurse  selbst.  Daß  diese  durchaus 
einem  Bedürfnis  entsprechen,  beweisen  ja  die  hohen  Ziffern  der  Teil- 
nehmer. Außerordentliche  Wichtigkeit  haben  die  Kurse  in  Großstädten, 
da  dort  die  Aufgaben  der  Armenpfleger  und -Pflegerinnen  ganz  besonders 
schwierig  sind,  und  es  steht  zu  hoffen,  daß  in  nächster  Zeit  noch  viele 
Orte  dem  Beispiel  von  Braunschweig,  Straßburg  und  Berlin  folgen 
werden.  Ein  bescheidener  Kursus  läßt  sich  überall  ermöglichen,  zumal 
Kurse  wie  die  genannten  gar  keine  Unkosten  verursachen,  da  sich 
stets  Persönlichkeiten  bereit  finden,  die  Vorträge  im  Interesse  der 
Sache  kostenlos  halten.  Dabei  ist  großer  Wert  darauf  zu  legen, 
daß  die  Vorträge  von  Personen  gehalten  werden,  die  neben 
theoretischen  Kenntnissen  auch  große  praktische  Erfahrung  haben; 
«denn  es  kommt  ja  doch  bei  den  Armenpflegern  und  -Pflegerinnen  nicht 
•darauf  an,  daß  man  ihnen  umfassende  theoretische  Kenntnisse  ver- 
schafft, sondern  sie  sollen  nur  einen  gründlichen  Einblick  in  die 
allgemeinen  sozialen  Verhältnisse  und  in  die  besonderen  ihrer  Stadt 
erhaltei)  und  mit  den  wichtigsten  armenrechtlichen  Bestimmungen  und 
vor  allem  den  verschiedenen  Hilf  mittein  und  deren  zweckmäßigster 
Anwendung  bekannt  werden. 

b)  Versammlungen  und  Zeitschriften. 

Eine  Weiterbildung  erfolgt  durch  Versammlungen  und  durch  die 
Presse.  Auf  den  Bezirksversammlungen  werden  allerdings  meist  nur 
Angelegenheiten   des   Bezirks  verhandelt;    immerhin   kommen  dabei 
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doch  viele  Fälle  zur  Sprache,  aus  deren  Behandlung  die  Armenpfleger 
und  -Pflegerinnen  mancherlei  lernen  können.  In  größeren  Städten 
finden-  ferner  gewöhnlich  alljährlich  regelmäßig  wiederkehrende  Ver- 
sammlungen aller  Armenpflegeorgane  statt,  in  denen  Fragen  von  all- 
gemeinem Interesse,  z.  B.  die  Wohnungsfrage,  der  Alkoholmißbrauch, 
die  Jugendfürsorge,  Änderungen  in  der  Gesetzgebung,  welche 
für  die  Armenpflege  von  Bedeutung  sind  und  Neueinrichtungen 
besprochen  und  Verbesserungen  vorgeschlagen  und  beraten  werden. 
Ein  solcher  Meinungsaustausch  ist  von  hohem  Nutzen,  weil  dabei  die 
gemachten  Erfahrungen  ausgetauscht  und  manche  wertvollen  An- 
regungen gegeben  werden  können.  Von  großem  Interesse  sind  auch 
die  Jahresversammlungen  bedeutender  Vereine,  insbesondere  des 
Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit,  der  unaus- 
gesetzt an  der  Entwicklung  und  Ausgestaltung  des  Armenwesens 
arbeitet  und  im  Laufe  der  Jahre  eine  maßgebende  vStelle  in  Armen- 
angelegenheiten geworden  ist.  „Seine  Kongresse  werden  von  den 
Leitern  aller  größeren  Armenvervvaltungen  und  vielen  Pflegeorganen 
besucht  und  sind  daher  im  wahrsten  Sinne  des  Wortes  Praktiker- 
versammlungen. Durch  dieselben  wird  denjenigen,  welche  irgendwie 
auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  praktisch  tätig 
sind,  Gelegenheit  geboten,  die  eigenen  Erfahrungen  mit  denen  der 
in  gleicher  Weise  Tätigen  auszutauschen.  Wie  aber  gerade  einem 
derartigen  unmittelbaren  Erfahrungsaustausch  auf  dem  Gebiete  der 
Armenpflege  und  Wohltätigkeit,  auf  welchem  trotz  der  überein- 
stimmenden Einheitlichkeit  in  den  Grundprinzipien  doch  eine  so  große 
Verschiedenheit  im  einzelnen  und  in  der  Art  und  Weise  der  Aus- 
führung sich  als  möglich  erweist,  eine  ganz  besondere  Bedeutung  bei- 
zumessen sein  wird,  braucht  wohl  nicht  näher  erörtert  zu  werden. 

Mit  den  Kongressen  verbinden  sich  neuerdings  vielfach  Aus- 
stellungen, die  zum  Teil  einen  vorzüglichen  und  belehrenden 
Anschauungsunterricht  vermitteln.  Es  sei  an  die  Ausstellung  von  Er- 
zeugnissen der  Heimarbeit  in  Berlin  1906,  an  die  Abteilung  für  Wohl- 
fahrtseinrichtungen auf  der  deutschen  Städteausstellung  in  Dresden 
1903,  an  die  Ausstellungen  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose  und  des 
Alkoholismus  u.  a.  erinnert. 

Als  ein  wichtiger  belehrender  Faktor  kommen  schließlich  auch 
die  Fachzeitschriften  in  Betracht.  Die  meisten  Armenverwaltungen 
der  größeren  Städte  geben  sogenannte  ,, Blätter  für  das  Armenwesen" 
heraus,  die  in  der  Regel  allmonatlich  erscheinen  und  neben  Ver- 
fügungen, statistischen  Ergebnissen  der  Armenpflege,  Benutzung  der 


^■^)  Zimmermann:  Der  deutsche  Verein  für  Armenpflege  und  Wohl- 
tätigkeit in  den  ersten  25  Jahren  seines  Bestehens.    1880  bis  1905,  S.  744- 

7 


-  98  - 


Wohlfahrtseinrichtuiigen,  Personalveränderungeii  in  der  Armen- 
verwaltung  und  den  Bezirkskommissionen  auch  Veröffentlichungen 
über  neue  Bestimmungen  und  Aufsätze  und  Artikel  über  die  ver- 
schiedensten Themen  sozialer  armen-  und  wohlfahrtspflegerischer 
Tätigkeit  enthalten  und  zum  Teil  sehr  gute,  durch  Erfahrungen  belegte 
Anleitungen  zu  einer  zweckmäßigen  Armenpflege  geben.  Die  ältesten 
derartigen  Blätter  sind  die  Hamburger,  welche  1893  zum  erstenmal 
erschienen;  1895  folgte  Breslau,  1897  Frankfurt  a.  M.,  1900  Charlotten- 
burg und  Posen  und  in  den  letzten  15  Jahren  die  meisten  anderen 
großen  Städte  Deutschlands.  Zu  erwähnen  sind  hier  noch  die  vorzüg- 
lichen „Schriften  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohl- 
tätigkeit" .(seit  1880)  und  die  „Zeitschrift  für  das  Armenwesen"  (seit 
1900),  welche  die  größten  Autoritäten  auf  dem  Gebiet  des  Armen- 
wesens zu  ihren  Mitarbeitern  zählen;  ferner  von  evangelischer  Seite 
„die  innere  Mission  im  evangelischen  Deutschland"  und  von 
katholischer  Seite  „das  Organ  des  Caritasverbandes  für  das  katho- 
lische Deutschland  j-Caritas' "  und  für  einzelne  Zweige  der  W ohl- 
fahrtspflege,  welche  in  engstem  Zusammenhang  mit  der  eigentlichen 
Armenpflege  stehen,  die  „Jugendfürsorge"  und  die  „Tuberkulosis". 

c)   Soziale  Frauenschulen  und  Ausbildungsmöglichkeiten 
an  Hochschulen. 

Neben  diesen  allgemeinen  Ausbildungs-  und  Weiterbildungs- 
möglichkeiten sind  auch  noch  Einrichtungen  geschaffen  worden,  die 
den  Charakter  von  Schulen  tragen.  Vorbildlich  ist  in  dieser  Hinsicht 
Amerika.  In  New  York  wurde  1904  der  Columbia-Universität  eine 
school  of  philantropy  angegliedert,  welche  Männer  und  Frauen  für  die 
freiwillige  und  berufsmäßige  soziale  Arbeit  in  einjährigen  Kursen  vor- 
bildet. Ebenso  besteht  seit  1904  in  London  eine  school  of  sociologie 
und  social  economics,  welche  mehrmonatige  Kurse  abhält,  darunter 
auch  Spezialkurse  über  armenrechtliche  und  armenpflegerische  Fragen. 
In  Deutschland  existieren  derartige  Einrichtungen  nicht.  Wohl  aber 
sind  ausschließlich  für  Frauen  ähnliche  Institutionen  eingerichtet 
worden.  Man  ging  dabei  von  dem  Bedürfnis  aus,  daß  die  Schulbildung 
der  Mädchen  notwendig  in  bezug  auf  Verständnis  der  sozialen 
Fragen  und  praktische  Einführung  in  die  soziale  Hilfstätigkeit 
ergänzt  werden  müsse.  Dies  dürfte  ihnen  um  so  leichter  fallen,  als 
sie  im  allgemeinen  neben  vielen  zur  Arm.enpflege  sehr  geeigneten 
Eigenschaften  nicht  nur  mehr  Zeit  für  die  Ausübung  derselben  haben 
als  die  männlichen  Pfleger,  sondern  auch  mehr  Zeit  auf  die  Ausbildung 
verwenden  können;  denn  es  handelt  sich  hierbei  doch  vorzugsweise 
um  junge  Mädchen  und  Frauen  aus  den  besseren  Ständen,  welche  ent- 
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weder  gar  keine  sonstigen  Pflichten  haben,  oder  denen  ihre  häuslichen 
Pflichten  reichlich  Zeit  dazu  lassen.  „Sie  können  sich  einer  Ausbildung 
unterziehen  und  dieselbe  dann  benutzen,  auch  ohne  einen  Erwerb 
daraus  zu  machen.  Fleute  dilettieren  so  viele  Frauen  in  der  Wohl- 
tätigkeit, aus  dem  Gefühl  sozialer  Verpflichtung  oder  um  ihren  Kraft- 
überschuß zu  verwerten.  Wieviel  nutzbringender  würde  sich  ihre 
Arbeit  gestalten,  welcher  Gewinn  würde  den  sozialen  Bestrebungen 
erwachsen,  wenn  diese  Frauen  neben  dem  guten  Willen  auch  Kennt- 
nisse und  Können  mitbrächten."**) 

1908  wurden  bei  der  Neuordnung  des  Mädchenschulwesens  so- 
genannte „Frauenschulen"  geschaffen.  Diese  sollten  „nicht  nur  auf 
die  Erweiterung  des  sprachlichen,  literarischen  und  ästhetischen  Inter- 
essenkreises der  jungen  Mädchen  Bedacht  nehmen;  wichtiger  erscheine 
vielmehr  eineErgänzung  ihrer  Bildung  in  der  Richtung  der  künftigen 
Lebensaufgaben  einer  deutschen  Frau,  ihre  Einführung  in  den 
Pflichtenkreis  des  häuslichen  wie  des  weiteren  Gemeinschaftslebens, 
in  die  Elemente  der  Kindererziehung  und  Kinderpflege,  in  Hauswirt- 
schaft, Gesundheitslehre,  Wohlfahrtskunde,  sowie  in  die  Gebiete  der 
Barmherzigkeit  und  Nächstenliebe".  Daß  bei  einer  solchen  Viel- 
gestaltung des  Programms  im  Laufe  eines  Jahres  auf  keinem  der 
genannten  Gebiete  etwas  Nennenswertes  geleistet  werden  kann,  ist 
wohl  klar.  Für  eine  Ausbildung  zur  sozialen  Hilfsarbeit  sind  diese 
Frauenschulen  wertlos. 

Weit  wichtiger  sind  die  „Mädchen-  u  n  d  Frauen- 
gr  Uppen  für  soziale  Hilfsarbeit",  die  1893  in  Berlin  von 
Mina  Cauer  und  Jeannette  Schwerin  gegründet  wurden.  Ihr 
Programm  lautet:  junge  Mädchen  und  Frauen  zu  ernster  Pflicht- 
erfüllung im  Dienste  der  Gesamtheit  heranzuziehen.  Es  wurden 
regelmäßige  theoretische  Kurse  abgehalten  und  in  ihnen 
Armenpflege,  Versicherungswesen,  Bürgerkunde,  Kinderfürsörge  usw. 
behandelt.  Hand  in  Hand  damit  ging  die  praktische  Ausbildung,  die 
sich  in  der  Hauptsache  auf  Jugendfürsorge,  Armenpflege  und  Arbeite- 
rinnenfürsorge erstreckte.  Ähnliche  Vereinigungen  sind:  Die  Gruppe 
für  soziale  Hilfsarbeif  des  Vereins  „Frauenwohl"  in  Breslau  und  die 
sozialen  Hilfsgruppen  in  Cassel,  Danzig,  Düsseldorf,  Gera,  Halle, 
Königsberg,  Nordhausen,  Mannheim,  Spandau,  Stettin,  Straßburg, 
Stuttgart  und  Tilsit.  Die  Zahl  aller  bestehenden  Gruppen  einschließ- 
lich der  „Jugendgruppen",  welche  die  weibliche  Jugend  zur  praktischen 
Tätigkeit  auf  sozialen  Gebieten  heranziehen  sollen,  beträgt 
ungefähr  150. 

Die  sozialen  Hilfsgruppen  hatten  in  der  ersten  Zeit  einen  großen 
^)  Salomon:  Soziale  Frauenbildung.    S.  78. 


Widerstand  sowohl  von  Seiten  der  Männer  als  auch  der  Frauen  zu 
bekämpfen,  da  eine  berufliche  und  fachliche  Ausbildung  damals  durch- 
aus noch  nicht  als  Notwendigkeit  erachtet  wurde.  Trotzdem  aber 
haben  sie  sich  durchgerungen  und  finden  jetzt  durchweg  die  größte 
Anerkennung.  Die  Berliner  Hilfsgruppe  hielt  189Q  ihren  ersten  ge- 
schlossenen Jahreskursus  ab,  und  1908  wurden  diese  Jahreskurse  mit 
Hilfe  des  Berliner  Vereins  für  Volkserziehung  in  die  „soziale 
Frauen  schule"  (Berlin  W  30,  Barbarossastr.  65)  umgewandelt,, 
deren  Leiterin  Dr.  Alice  Salomon  ist.  Die  Ausbildung  dauert  zwei  bis. 
drei  Jahre  und  verteilt  sich  auf  die  Unterstufe  (Vorbereitungsklasse), » 
die  Oberstufe  (Fachklasse)  und  den  Fortbildungskursus  mit 
Praktikantenjahr.  Die  Unterstufe  soll  das  Interesse  für  soziale  Auf- 
gaben wecken  und  andererseits  der  Fortbildung  der  jungen  Mädchen 
für  den  Pflichtenkreis  der  Familie  dienen.  Sie  vermittelt  daher  das. 
Verständnis  der  sozialen  Probleme  und  ein  gewisses  Maß  hauswirt- 
schaftlicher und  pädagogischer  Kenntnisse,  die  auch  in  der  sozialen 
Arbeit  nicht  entbehrt  werden  können.  Die  pädagogischen  Fächer,, 
unter  besonderer  Berücksichtigung  des  Lebens  der  Kinder  des  vierten 
Standes,  werden  in  der  Unterklasse  daher  in  den  Mittelpunkt  des. 
Unterrichts  gestellt  und  durch  praktische  Unterweisung,  z.  B.  im' 
Kindergarten,  ergänzt.  Die  Oberstufe,  in  die  auch  Schülerinnen, 
welche  die  Unterstufe  nicht  besucht  haben,  aber  eine  gleich- 
wertige Ausbildung  aufweisen  können,  aufgenommen  werden,  soll 
eine  fachliche  Ausbildung  für  soziale  Arbeit  vermitteln  und  Berufs- 
arbeiterinnen und  Helferinnen  für  alle  Gebiete  sozialer  Fürsorge  aus- 
bilden. Drei  Gebiete  kommen  dafür  besonders  in  Betracht:  das  der 
Kinder-  und  Jugendfürsorge,  das  der  Armen-  und  Wohlfahrtspflege 
und  das  der  Volksbildung  und  Arbeiterinnenfürsorge.  Der  theo- 
retische Unterricht  ist  für  alle  Schülerinnen  der  gleiche ;  es  werden 
die  sozialwissenschaftlichen  Fächer  gelehrt,  die  allen  sozial  Arbeitenden 
die  Grundlage  für  ihre  Tätigkeit  geben  sollen.  Die  praktische  Aus- 
bildung dagegen  wird  nach  den  Interessen  und  Zielen  der  Schülerinnen 
derart  spezialisiert,  daß  jede  Schülerin  sich  beim  Eintritt  in  die  Ober- 
stufe für  e  i  n  Gebiet  der  sozialen  Fürsorge  zu  entscheiden  hat.  Zu 
diesem  Zweck  sind  mit  Krankenhäusern,  Säuglingsheimen,  Kinder- 
horten, Rettungshäusern,  Lungenheilstätten,  Alkoholfürsorgestellen, 
Arbeitsnachweisen  usw.  Abkommen  getrof¥en  worden,  wonach  die 
Schülerinnen  daselbst  praktisch  angeleitet  werden.  Die  Organisation 
ist  derart  getroffen,  daß  an  einzelnen  W^'ochentagen  theoretische  Unter- 
weisungen, an  anderen  praktische  Übungen  stattfinden.  Auf  die  Ol^er- 
stufe  baut  sich  dann  noch  ein  Praktikantenjahr  mit  Fortbildungs- 
kursus auf.  In  demselben  soll  das  theoretische  Wissen  erweitert  und 
vertieft  werden  und  im  übrigen  volle  berufsmäßige  Arbeit  in  einer  der 
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genannten  Anstalten  geleistet  werden.  Aufnahmebedingungen  sind 
das  Abgangszeugnis  einer  höheren  Mädchenschule  oder  Nachweis 
gleichw^ertiger  Ausbildung  und  vollendetes  i8.  Lebensjahr.  Die 
Schülerinnenzahl  betrug  im  Jahre  191 1  in  der 

Unterstufe      Oberstufe  Fortbildungkursus 
19  46  35 

lind  ist  in  den  letzten 

Jahren  auf   30  bis  40      55  bis  65  30  bis  40 

gestiegen. 

Während  die  soziale  Frauenschule  in  Berlin  interkonfessionell  ist, 
tragen  z.  B.  das  „Christlich-soziale  Frauen  seminar" 
zu  Hannover  (gegründet  1905  vom  deutsch-evangelischen  Frauen- 
bund) und  die  „Soziale  und  caritative  Frauen  schule" 
des  Münchener  katholischen  Frauen  1)un  des 
(Theresienstr.  25)  konfessionellen  Charakter.  Beide  bezwecken  eben- 
falls, denjenigen  Frauen  und  Mädchen,  die  sich  sozial  betätigen  wollen 
—  sei  es  ehrenamtlich,  sei  es  beruflich  — ,  die  notwendigen  Kenntnisse 
zu  vermitteln  und  sie  zu  befähigen,  systematisch  und  den  modernen 
Anforderungen  entsprechend  zu  arbeiten.  Die  Aufnahmebedingungen 
des  christlich-sozialen  Frauenseminars  sind  vollendetes  20.  Lebens- 
jahr und  Abgangszeugnis  einer  zehnklassigen  höheren  Mädchen- 
schule oder  Nachweis  einer  dementsprechenden  Vorbildung.  Der 
Kursus  dauert  17  Monate,  wovon  5  Monate  der  theoretischen  Be- 
lehrung gewidmet  sind;  in  dieser  Zeit  finden  auch  Besichtigungen  der 
Wohlfahrtseinrichtungen  von  Hannover  statt.  9  Monate  sind  zur 
eigentlichen  praktischen  Arbeit  in  verschiedenen  mit  der  Schule  in 
Verbindung  stehenden  W^ohltätigkeitsanstalten  vorgesehen,  die  durch 
zwei  dazw^ischenliegende  Monate  unterbrochen  werden,  die  zugleich 
der  theoretischen  und  praktischen  Arbeit  gewidmet  sind.  In  diesem 
Wechsel  von  Theorie  und  Praxis  liegt  ein  großer  Vorteil,  weil  die 
Schülerinnen  beim  zweiten  Eintritt  in  die  praktische  Arbeit  schon 
besser  orientiert  sind  und  sich  infolgedessen  mehr  spezialisieren 
können.    Die  Schülerinnenzahl  betrug  1914:  39,  19^5:  42,  1916:  60. 

^  Die  Ausbildung  in  der  Münchener  sozialen  und  caritativen 
Frauenschule  dauert  13  Monate  und  setzt  sich  ebenfalls  aus  theo- 
retischen Vorträgen  und  praktischer  Arbeit  zusammen. 

Ebenso  auf  streng  konfessionellem  Standpunkt  stehen  ,,die 
Frauenschule  der  inneren  Mission"  und  die  „Frauenschule  am 
Diakonissen-Mutterhaus"  in  Berlin,  die  „Frauenschule  des  Landes- 
verbandes für  christlichen  Frauendienst  in  Sachsen"  zu  Dresden,  das 
„Evangelisch-soziale  Frauenseminar"  in  Elberfeld,  die  ,, Soziale  Frauen- 
scljiule"   (katholisch)   in   Heidelberg,   das   ,, Christlich-soziale  Frauen- 
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Seminar"  in  Hamburg,  die  „Frauenschiile  des  hessischen  Diakonissen- 
hauses" in  Cassel,  und  die  Caritaskurse  in  den  verschiedenen  größeren 
Städten  Deutschlands. 

Jedoch  bezwecken  dieselben  in  der  Hauptsache  Schulung ,  von 
Mitarbeitern  für  speziell  konfessionelle  Zwecke,  z.  B,  Heranbildung^ 
von  Leiterinnen  für  konfessionelle  Jungfrauenvereine,  Mädchenhorte,. 
Erziehungsanstalten  usw. 

Im  Winter  1913/14  trat  noch  eine  soziale  Frauenschule  ins  Leben,, 
nämlich  das  „Frauenseminar  für  soziale  Berufs- 
arbeit'' in  Frankfurt  a.  M.  (Große  Friedbergerstr.  28).  Sie  wurde 
von  einem  Verein  gegründet,  der  in  der  Richtung  und  dem  Betrieb 
dieses  Instituts  seine  einzige  Aufgabe  erblickt.  Die  Ausbildung  dauert 
hier  2K'  Jahre.  Das  erste  Jahr  ist  ausschließlich  der  praktischen  Arbeit 
gewidmet.  Diese  erfolgt  in  Frankfurter  "W'ohlfahrtsan stalten  und  kann 
sich  ausschließlich  auf  Kranken-  oder  Kinderpflege  beschränken  oder 
auch  einen  Teil  der  Zeit  auf  eine  andere  pflegerische  Tätigkeit  er- 
strecken. Diese  pßegerische  Ausbildung  soll  das  Pflegen  von  Kindern 
oder  kranken  und  siechen  Menschen  lehren,  und  die  Schülerinnen 
sollen  dabei  auch  ihre  eigene  Veranlagungsrichtung  erkennen  lernen,, 
ob  sie  Kraft  und  Ausdauer  für  die  einzelnen  Gebiete  der  Wohlfahrts- 
pflege haben.  Darauf  folgt  eine  zehnmonatige  theoretische  Aus- 
bildung, in  der  den  Schülerinnen  eine  allgemeine  soziale  Bildung 
gegeben  wird.  Der  theoretische  Unterricht  erstreckt  sich  in  der 
Hauptsache  auf  Staats-  und  Genieindeverfassung  Deutschlands,  Sozial- 
politik, Armenrecht  und  Armenwesen,  Sozialversicherung,  Organi- 
sation und  Technik  des  Fürsorgewesens  und  Hygiene.  Die  nächsten 
fünf  Monate  sind  der  praktischen  Ausbildung  in  der  offenen  Fürsorge 
gewidmet.  Die  Schülerinnen  werden  an  entsprechenden  städtischen 
Ämtern  (Jugendamt,  Armenamt,  Wohnungsamt,  Arbeitsnachweis  usw.) 
oder  an  privaten  Vereinen  (Zentrale  für  private  Fürsorge,  Hauspflege- 
verein, Krippen  usw.)  zur  praktischen  Arbeit  zugelassen.  In  den 
letzten  drei  Monaten  werden  die  theoretischen  Kenntnisse  erweitert 
und  vertieft.  Das  Aufnahmealter  für  den  theoretischen  Unterricht 
ist  auf  21  Jahre  festgesetzt,  weil  die  Schülerinnen  beim  Verlassen  des 
Seminars  und  Eintreten  in  die  so  verantwortungsvolle  soziale  Berufs- 
arbeit nicht  zu  jung  sein  dürfen.  Der  erste  Kursus  1913/15  war  von 
10  Schülerinnen  besucht. 

Als    interkonfessionelle    Anstalten    sind    ferner    zu    nennen  die 
Soziale  Frauenschule"  in  Augsburg,  das    Soziale  FrauenseminaK*  in 
Bremen,  die  „Sozialen  Frauenkurse"  in  Dresden  und  das  .Jnstitut  für 
soziale  Arbeit"  in  München. 

Die  erste  kommunale  Wohlfahrtsschule  ist  in  Cöln  ins  Leben 
getreten,  und  zwar  März  191 5  unter  dem  Namen  „  W  o  h  1  f  a  h  r  l^s  - 
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schüfe  der  Stadt  Cöln".  Bei  der  außerordentlichen  Viel- 
gestaltigkeit ihres  Lehrplans  kann  man  allerdings  das  Bedenken  nicht 
unterdrücken,  daß  die  Ausbildung  der  Schülerinnen  in  den  einzelnen 
Zweigen  während  der  i  K'  Jahre  keine  gründliche  sein  kann  und  die 
wenigen  Stunden,  die  auf  die  einzelnen  theoretischen  Fächer  entfallen, 
keine  tiefergehenden  Kenntnisse  vermitteln  können.  Eine  stärkere 
Spezialisierung  wäre  daher  wohl  zu  wünschen. 

Überhaupt  weisen  ja  die  Programme  der  einzelnen  sozialen 
Frauenschulen  in  bezug  auf  die  Verteilung  der  theoretischen  und 
praktischen  Ausbildung  und  in  der  Gestaltung  der  praktischen 
Schulung  sehr  große  Verschiedenheiten  auf.  Ein  abschließendes 
Urteil,  welches  der  verschiedenen  Systeme  am  zweckmäßigsten  ist, 
läßt  sich  vorläufig  noch  nicht  geben,  weil  die  Schulen  noch  zu  jung 
sind  und  man  noch  zu  wenig  praktische  Erfahrungen  sammeln  konnte.. 
Aber  der  beste  Beweis  für  ein  tatsächlich  bestehendes  Bedürfnis  nach 
sozialer  Schulung  ist  der,  daß  die  Frequenz  der  bestehenden  Schulen 
beständig  steigt  und  außerdem  noch  immer  neue  Schulen  gegründet 
werden.*^) 

Eine  große  neue  Organisation  auf  diesem  Gebiete  soll  auch  in 
Hamburg  ins  Leben  treten.  Dort  ist  am  13.  Mai  1916  eine  soziale 
Frauenschule  und  ein  sozialpädagogisches  Institut 
gegründet  worden,  welche  beide  Ostern  1917  eröffnet  werden  sollen. 
Die  Leitung  werden  Fräulein  Dr.  Gertrud  Bäumer  und  Fräulein 
Dr.  Marie  Baum  übernehmen.  Die  soziale  Frauenschule  soll  ähnlich 
wie  die  bereits  bestehenden  Frauenschulen  organisiert  werden,  jedoch 
in  der  Hauptsache  eine  allgemeine  soziale  Bildung  gewähren,  wogegen 
das  sozialpädagogische  Institut  auf  dieser  sozialen  Frauenschule  auf- 
bauen und  in  3  bis  4  Semestern  eine  fachliche  Ausbildung  für  spezielle 
Zweige  der  sozialen  Arbeit,  z.  B.  Jugendfürsorge,  Wohnungspflege  usw. 
vermitteln  wird.  Voraussetzung  für  die  Aufnahme  ist  der  zweijährige 
Besuch  einer  sozialen  Frauenschule  oder  auch  eine  vorangegangene 
soziale  Berufstätigkeit.  Ferner  soll  dieses  Institut  Lehrkräfte  für  die 
sozialen  Frauenschulen,  an  denen  gegenwärtig  noch  großer  Mangel 
besteht,  ausbilden. 

Allen  diesen  Anstalten  gemeinsam  ist  der  Zweck,  Mädchen  und 
Frauen  für  berufliche  und  freiwillige  soziale  Arbeit  im  Dienste  des 
Staates,  der  Gemeinde  oder  privater  Organisationen  heranzubilden. 
Es  wird  aber  prinzipiell  kein  Unterschied  in  der  Ausbildung  von  frei- 
willigen und  besoldeten  Kräften  gemacht;  denn  die  unbesoldete  soziale 
Arbeit  soll  genau  so  gut  und  gründlich  getan  werden  wie  die  besoldete 


Oktober  1916  ist  die  Eröffnung  einer  sozialen  Frauenschule  in 
Mannheim  geplant. 
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tind  bedarf  daher  auch  derselben  Vorbereitung,  wenngleich  die  frei- 
willigen Kräfte  oft  nicht  imstande  sein  werden,  ebensoviel  Zeit  für 
diese  Tätigkeit  einzusetzen  wie  die  Berufsarbeiter.  Wohl  bedarf  die 
freiwillige  soziale  Arbeit  unter  den  komplizierten  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen unserer  Zeit  einer  Ergänzung  durch  Berufsarbeit,  die  früher 
nicht  erforderlich  war.  Aber  es  soll  eben  nur  eine  Ergänzung,  keine 
Verdrängung  der  freiwilligen  Arbeit  sein;  dieselbe  muß  vielmehr 
unbedingt  vorherrschen. 

Daher  ist  es  auch  von  großer  Wichtigkeit  und  im  höchsten  Grade 
wünschenswert,  die  Kräfte  der  wohlhabenden  Mädchen,  die  auf 
sozialem  Gebiete  arbeiten  wollen,  ohne  eine  Bezahlung  zu  wünschen 
oder  ohne  sich  in  demselben  Umfang  wie  Berufsarbeiterinnen  an  der 
sozialen  Arbeit  beteiligen  zu  können,  in  der  gleichen  Weise  wie  die 
beruflich  arbeitenden  Mädchen  zu  schulen,  ihnen  das  gleiche  Maß  von 
Kenntnissen  zu  vermitteln  und  ihnen  denselben  Geist  der  Gewissen- 
haftigkeit und  Pflichttreue  nahe  zu  bringen.*^ 

Es  ist  dringend  zu  wünschen,  daß  sich  noch  viel  mehr  Mädchen 
einer  solchen  sozialen  Vorbildung  unterziehen.  *Gerade  in  den  oberen 
Schichten  befinden  sich  ja  noch  so  unzählige  junge  Mädchen,  die,  wenn 
sie  mit  ihrer  Schulbildung  fertig  sind,  sich  dem  Nichtstun  hingeben 
und  ausschließlich  dem  Vergnügen  leben.  Es  soll  nun  durchaus  nicht 
behauptet  werden,  daß  alle  diese  Elemente  sich  zur  sozialen  Hilfstätig- 
keit eignen  und  mit  nur  allen  möglichen  Mitteln  herangezogen  werden 
sollen.  Damit  wäre  der  Sache  durchaus  nicht  gedient.  Im  Gegenteil, 
es  muß  dabei  unbedingt  selektorisch  verfahren  werden,  was  das  System 
des  Frankfurter  sozialen  Frauenseminars  ja  auch  besonders  betont. 
Immerhin  aber  wird  sich  darunter  eine  große  Anzahl  finden,  die 
sich  gern  betätigen  würden,  denen  aber  entweder  überhaupt  die  nötige 
Anregung  oder  die  erforderlichen  Kenntnisse  fehlen.  Beides  wird 
ihnen  durch  die  sozialen  Frauenschulen  übermittelt.  Im  übrigen 
verpflichtet  der  Besuch  der  sozialen  Frauenschulen  ja  durchaus  noch 
nicht  zur  Übernahme  eines  Amtes,  und  jeder  Frau  kann  eine  solche 
Weiterbildung  nur  nützen. 

Leitende  Stellen  in  der  städtischen  Armen-  und  Wohlfahrtspflege 
sind  vorläufig  noch  gar  nicht  durch  Frauen  besetzt.  Jedoch  ist  die 
Zugänglichkeit  dieser  Ämter  für  Frauen  über  kurz  oder  lang 
wenigstens  in  den  Großstädten  zu  erwarten.  Dafür  kämen  dann 
akademisch  vorgebildete  Nationalökonominnen  in  Betracht,  wie  es 
deren  ja  schon  eine  ganze  Anzahl  gibt. 

Jedoch  besteht  kein  Zweifel  darüber,  daß  die  volkswirtschaftlichen 
Unterrichtsmöglichkeiten   an   den   Universitäten   recht  unvollständig 
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sind.  Dies  betont  auch  Professor  Dr.  Adolf  Weber  in  seiner  Schrift 
,,Unser  Wirtschaftsleben  als  Gegenstand  des  Universitätsunterrichts". 
Insbesondere  in  bezug  auf  soziales  Recht  und  soziale  Praxis  gibt  es 
dort  so  gut  wie  gar  keine  Ausbildungsmöglichkeiten.  Dies  ist  um  so 
mehr  zu  bedauern,  weil  nunmehr,  nachdem  die  soziale  Gesetzgebung 
und  die  vielfachen  sozialen  Wohlfahrtseinrichtungen  geschaffen  sind, 
alles  darauf  ankommt,  daß  die  Rechtsnormen  und  die  sozialpraktischen 
Einrichtungen  in  zweckentsprechender  Weise  verwandt  werden.  In 
■den  Stadtverwaltungen,  auch,  an  der  Spitze  größerer  Wohlfahrts- 
organisationen werden  immer  mehr  Personen  erforderlich,  die  eine 
gründliche  Kenntnis  der  sozialen  Gesetzgebung,  der  modernen  Wohl- 
fahrtspflege, der  Arbeiterbewegung  besitzen  und  die  statistische  Er- 
liebungen  anregen  und  leiten  können.*®) 

Durchblättert  man  die  Vorlesungsverzeichnisse,  so  findet  man  nur 
an  sehr  wenigen  Universitäten  und  nur  selten  Vorlesungen  und 
Übungen  über  diese  Gebiete.  Diesem  Mangel  hat  die  Hochschule  für 
kommunale  und  soziale  V erwaltung  in  Cöln  abgeholfen.  Neuerdings 
ist  in  Anlehnung  an  dieselbe  noch  eine  besondere  Frauenhoch- 
schule für  soziale  Berufe  gegründet  worden.  Man  ging 
dabei  von  dem  Gesichtspunkt  aus,  daß  die  soziale  Arbeit  von  den 
Frauen,  außer  den  auch  für  Männer  notwendigen  Kenntnissen  und 
Erfahrungen,  solche  fordere,  die  zur  Erfüllung  der  gerade  durch  Frauen 
besorgten  Aufgaben  unerläßlich  seien.  Hierzu  gehören  neben  Kennt- 
nissen auf  dem  Gebiete  der  allgemeinen  und  sozialen  Hygiene,  der 
körperlichen  Kinder-  und  Jugendfürsorge  und  des  Wohnungswesens 
auch  die  Gebiete  der  Wohlfahrtspflege  im  weitesten  Sinn.  Da  die 
Frauenhochschule  nur  für  die  leitenden  Stellen  auf  diesen  Gebieten 
geeignete  Kräfte  heranbilden  will,  so  ist  eine  breite  akademische, 
wissenschaftliche  Grundlage  erforderlich.  Die  Stadt  Cöln  erweitert  zu 
diesem  Zweck  das  auf  der  Verwaltungs-Hochschule  schon  eingerichtete 
Studium  und  paßt  es  den  besonderen  Notwendigkeiten  der  Gegenwart 
und  Zukunft  und  den  Berufsaussichten  der  Frauen  an.  Das  Frauen- 
hochschulstudium für  soziale  Berufe  ist  demnach  ein  Teil  der  Ver- 
waltungs-Hochschule, und  es  sind  dafür  auch  die  gleichen  Zulassungs- 
bedingungen maßgebend.  Das  Studium  ist  auf  vier  Semester  bemessen 
und  schließt  mit  einer  Diplomprüfung.  Der  reiche  Lehrplan  verspricht 
■ein  sehr  interessantes  Studium.*^) 

Die  Organisation  ist  so  gedacht,  daß  die  sozialen  Frauenschulen 
eine  untere  Stufe  darstellen,  über  die  sich  die  Cölner  Frauenhochschule 


Adolf  Weber:  Die  Cölner  Hochschule  für  kommunale  und  soziale 
Verwaltung.    S.  7. 
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als  höhere  erhebt.  Jene  Frauenschulen  sollen  als  eine  Art  Vorstufe 
zugelassen  werden,  jedoch  nur  dann,  wenn  die  mit  einem  Abgangs- 
zeugnis versehenen  Damen  auch  diejenigen  Voraussetzungen  erfüllen, 
die  in  bezug  auf  die  Zulassung  als  Studentin,  mindestens  als  Gast- 
hörerin gemäß  den  Satzungen  der  Hochschule  für  kommunale  und 
soziale  Verwaltung  gestellt  werden. 

Zum  Wintersemester  1916/17  sind  auch  in  Breslau  Fach- 
hochschulkurse für  Wirtschaft  und  Verwaltung 
der  Kommunen,  soziale  Versicherung  und  soziale 
Fürsorge,  Bank  Wirtschaft  usw.,  in  Anlehnung  an  die  Universität 
ins  Leben  getreten,  um  auf  geeignete  Weise  den  Üniversitätsunterricht 
auf  diesen  Gebieten  zu  ergänzen  und  zu  vertiefen.  Die  Zulassungs- 
bedingungen sind  die  gleichen  wie  bei  der  Universität.  Hier 
interessiert  natürlich  in  der  Hauptsache  die  Abteilung  für  soziale  Ver- 
sicherung und  soziale  Fürsorge.  Der  Lehrgang  für  dieses  Fachgebiet 
soll  zwei  Semesterkurse  umfassen.  Im  Wintersemester  1916/17  werden 
teils  von  Universitätsprofessoren,  teils  von  hervorragenden  Fach- 
leuten Vorträge  über  das  Recht  des  gewerblichen  Arbeitsvertrages, 
Gewerberecht  und  Gewerbeaufsicht,  gewerbliche  Arbeiterfrage,. 
Wohnungsfrage,  Jugendfürsorge  und  Fürsorgeerziehung  und  Nutzbar- 
machung der  Sozialversicherung  durch  die  Gemeinden  stattfinden. 
Im  folgenden  Semester  sollen  die  Hauptprobleme  der  Sozialstatistik,, 
praktische  Handhabung  der  Arbeiter-  und  Angestelltenversicherung,. 
Armenfürsorge  und  Wohlfahrtspflege,  soziale  Probleme  der  Großstadt,. 
Gewerbehygiene  usw.  behandelt  werden. 

d)  Das  weibliche  Dienstjahr. 

Erwähnt  sei  hier  noch  der  Nutzen,  den  die  Einführung  eines- 
weiblichen  Dienstjahres  eventuell  für  die  soziale  Hilfs- 
tätigkeit haben  würde.  Es  sind  ja  in  letzter  Zeit  darüber  geradezu 
eine  Unmenge  von  Schriften  und  Zeitungsaufsätzen  erschienen,  die 
in  mehr  oder  minder  klarer  Weise  die  Ziele  und  die  Möglichkeiten  der 
praktischen  Durchführung  eines  solchen  Dienstjahres  erörtern.  Gerade 
durch  den  gegenwärtigen  Kiieg  ist  man  diesem  Problem  von  den  ver- 
schiedensten Seiten  näher  getreten.  Als  sich  mit  beispielloser  Ruhe 
und  Planmäßigkeit  unsere  Mobilmachung  vollzog  und  jeder  Mann  an 
den  Platz  eilte,  wo  er  hingehörte,  um  sich  dem  großen  Organismus 
unseres  Heeres  einzufügen,  da  hatten  auch  Tausende  von  Frauen  den 
Wunsch,  dem  Vaterlande  in  irgendeiner  Weise  zu  dienen.  Die  Melde- 
stellen des  Roten  Kreuzes  und  des  Nationalen  Frauendienstes 
wurden  geradezu  überlaufen,  und  man  wußte  gar  nicht,  wo  man  all 
diese  Kräfte,  die  zwar  viel  guten  Willen,  aber  wenig  Können  mit- 
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brachten,  unterbringen  sollte;  denn  bloß  mit  dem  Drang  zum  Helfen 
ist  es  nun  einmal,  wie  früher  eingehend  besprochen  wurde,  auf  dem 
Gebiete  der  sozialen  Hilfstätigkeit  durchaus  nicht  getan.  Die  Kräfte, 
die  sich  zur  Verfügung  stellten,  mußten  gewissermaßen  erst  gemustert 
und  sortiert  werden,  und  man  mußte  sie  in  den  meisten  Fällen  erst 
ausbilden,  bzw.  ihnen  die  nötige  Anleitung  geben.  Die  erfolgreiche 
und  überaus  segensreiche  Tätigkeit  insbesondere  der  beiden  vor- 
erwähnten Organisationen,  des  Roten  Kreuzes  und  des  Nationalen 
Frauendienstes,  soll  voll  anerkannt  werden.  Aber  es  hätte  sicher  sehr 
viel  Lehrgeld,  das  besonders  dem  Roten  Kreuz  mit  seinen  für  den 
schweren  und  ernsten  Dienst  der  Krankenpflege  zum  Teil  „höchst 
ungeeigneten  Helferinnen"  nicht  erspart  blieb,  vermieden  werden 
können,  wenn  man  von  vornherein  mehr  vorgebildete  und  gut 
disziplinierte  Kräfte  zur  Verfügung  gehabt  hätte,  so  daß  auch  auf 
diesen  Gebieten  nur  ein  Mobilmachungsbefehl  hätte  zu  erfolgen 
brauchen,  um  die  zahlreichen  Stellen  der  Krankenpflege  und  Hilfstätig- 
keit der  verschiedensten  Art  sofort  mit  geeigneten  Kräften  zu  besetzen. 

Zudem  ist  im  gegenwärtigen  Kriege  infolge  unserer  Absperrung 
vom  Auslande  das  Ernährungsproblem  ein  so  brennendes  geworden, 
daß  auf  bessere  und  zweckmäßigere  hauswirtschaftliche  Kenntnisse, 
besonders  der  Frauen  der  breiten  unteren  Schichten,  nicht  oft  genug" 
hingewiesen  werden  kann.  ^ 

Jedoch  muß  man  sich  darüber  klar  sein,  daß  ein  weib- 
liches Dienstjahr  die  Frauen  nicht  in  erster  Linie  für  spezielle  Kriegs-,, 
sondern  für  allgemeine  Friedensdienste  vorbereiten  soll,  und  daß  daher 
eine  mechanische  Angleichung  an  die  militärische  Dienstpflicht  des 
Mannes,  wie  dies  z.  B.  die  Hauptversammlung  des  Niederrheinischen 
Vaterländischen  Frauenvereins  im  Jahre  191 1  betonte,  welche  „die 
gesetzliche  Dienstpflicht  der  deutschen  Frauen  in  Krieg  und  Frieden 
als  Helferinnen  für  den  Transport-,  Erfrischungs-,  Beköstigungs-  und 
Bekleidungsdienst,  sowie  für  die  Pflege  der  Verwundeten"  forderte,, 
gänzlich  verfehlt  wäre.  Es  müßte  vielmehr  ein  wirtschaftliches  bzw.. 
soziales  Dienstjahr  für  die  Frau  angestrebt  werden. 

Dabei  ist  jedoch  die  soziale  Ausbildung  nur  eine  Nebenaufgabe 
des  Dienstjahres  und  käme  bloß  für  einen  Teil  der  Dienstpflichtigen, 
nämlich  für  diejenigen  mit  höherer  Schulbildung,  in  Betracht;  denn  die 
unteren  Schichten  haben  selber  schwer  genug  mit  dem  Leben  zu 
kämpfen,  und  ihnen  tut  selber  oft  Hilfe  not,  so  daß  sie  nicht  noch  zu 
sozialen  Hilfeleistungen  herangezogen  werden  können.  Der  Haupt- 
zweck des  Dienstjahres  müßte  vielmehr  in  einer  obligatorischen,  gründ- 
lichen Ausbildung  in  Hauswirtschaft  und  Kinderpflege  liegen.  Wird 
der  Mann  zum  Kampf  gegen  äußere  Feinde  gerüstet,  so  muß  die 
Frau  tüchtig  gemacht  werden  gegen  die  inneren  Feinde :  Säuglings- 
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Sterblichkeit,  Krankheiten  und  soziale  Nöte  aller  Art.  Es  wird 
so  viel  über  die  wirtschaftliche  Untüchtigkeit  der  Arbeiterfrauen 
geklagt;  aber  braucht  einen  das  so  sonderlich  zu  wundern?  Kaum 
verlassen  die  Mädchen  die  Volksschule,  so  gehen  sie  zur  Fabrikarbeit 
oder  in  einen  anderen  Beruf,  und  es  bleibt  ihnen  dabei  natürlich  gar 
keine  oder  nur  sehr  wenig  Zeit,  im  Hause  Hand  anzulegen,  von  einer 
systematischen  Ausbildung  ganz  zu  schweigen.  Und  wenn  sie  dann 
einige  Jahre  später  heiraten,  ist  es  natürlich  kein  Wunder,  daß  sie  nicht 
in  der  Lage  sind,  einen  geordneten  Haushalt  zu  führen  und  die  Kinder 
gut  zu  pflegen  und  zu  erziehen.  Was  für  ein  großer  Teil  z.  B.  der 
Säuglingssterblichkeit  auf  die  Unwissenheit  der  Mütter  bezüglich  der 
Behandlung  der  Säuglinge  zurückzuführen  ist,  läßt  sich  zahlenmäßig  gar 
nicht  ermitteln.  Daß  auf  diesen  Gebieten  tatsächlich  ein  großer  Mangel 
herrscht,  hat  man  längst  erkannt,  und  um  hier  eine  gewisse  Abhilfe  zu 
schaffen,  ist  in  den  oberen  Klassen  vieler  Volksschulen  wenigstens  der 
Kochunterricht  in  den  Lehrplan  eingegliedert.  Damit  wird  aber  nur 
sehr  wenig  erreicht,  denn  einmal  sind  die  Schülerinnen  noch  zu  jung 
und  unreif,  und  dann  kann  in  den  wenigen  Stunden  natürlich  keine 
ordentliche  Ausbildung  geleistet  werden. 

Als  ein  Versuch  in  dieser  Richtung  kann  ,  auch  die  Pflicht-Fort- 
bildungschule für  Mädchen  angesehen  werden,  wie  sie  Berlin  und 
-einige  wenige  andere  Stäate  Deutschlands  bereits  haben.  Der  Unter- 
richt der  am  i.  April  1913  gegründeten  Berliner  Pflicht-Fortbildungs- 
schule für  Mädchen  ist  so  geregelt,  daß  bei  den  einem  festen  Berufe 
angehörigen  Arbeiterinnen  drei  Viertel  des  Unterrichts  auf  berufliche 
und  ein  Viertel  auf  die  hauswirtschaftliche  Ausbildung  entfällt;  bei  den 
ohne  festen  Beruf  arbeitenden  Mädchen  teilt  sich  der  Unterricht  in 
:zwei  gleiche  Hälften. 

Die  Kenntnisse  in  hauswirtschaftlichen  Dingen  fehlen  heutzutage 
weiten  Kreisen,  und  dieselben  Vorwürfe,  wie  gegen  die  Frauen  der 
unteren  Klassen,  kann  man  auch  gegen  die  oberen  Schichten  erheben, 
nur  daß  hier  nicht  unmittelbar  ein  wirtschaftlicher  Niedergang  die 
Folge  der  Unwissenheit  ist.  Es  gibt  aber  kaum  eine  Form  der  sozialen 
Hilfeleistung,  bei  der  nicht  die  hauswirtschaftlichen  Kenntnisse  die 
Voraussetzung  dazu  bilden.  Gewiß  haben  wir  schon  eine  große 
Anzahl  von  hauswirtschaftlichen  Frauenschulen,  die  diesem  Bedürfnis 
•entgegenkommen;  es  wäre  aber  zu  wünschen,  daß  sich  alle  Mädchen 
«iner  solchen  Ausbildung  unterziehen  würden. 

Das  Dienstjahr  könnte  so  organisiert  werden,  daß  der  Anfangs- 
unterricht für  alle  gleich  wäre,  sich  dann  aber  derart  teilte,  daß, 
während  die  Volksschülerinnen  ausschließlich  in  Flauswirtschaft. 
Kinder-  und  Krankenpflege  unterwiesen,  die  Mädchen  mit  höherer 
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Schulbildung-  auch  in  die  soziale  Arbeit  eingeführt  würden,  in  ähnlicher 
Art,  wie  dies  jetzt  die  sozialen  Frauenschulen  tun. 

Auch  für  diejenigen,  die  später  weder  berufsmäßig,  noch  als 
Helferinnen  in  der  kommunalen  oder  privaten  Wohlfahrtspflege  helfen 
wollen  oder  können,  würde  diese  Zeit  keineswegs  verloren  sein,  sondern 
die  systematische  Arbeit,  die  sie  während  dieses  Jahres  leisten  müssen 
und  der  Einblick,  den  sie  in  die  sozialen  Verhältnisse  gewinnen,  würde 
zur  vorteilhaften  Entwicklung  ihrer  ganzen  Persönlichkeit  beitragen 
und  das  Frauengeschlecht  einen  großen  Schritt  weiter  bringen.  Was 
von  der  Goltz  über  die  Militärzeit  der  Männer  sagt,  ließe  sich  auch 
auf  das  weibliche  Dienstjahr  anwenden :  Diese  Zeit  nötigt  den  Mann 
zur  Selbstzucht,  gewöhnt  ihn  an  die  Einordnung  in  ein  Ganzes,  an 
Pünktlichkeit,  an  eigene  Verantwortung,  rechtzeitigen  Entschluß,, 
überhaupt  an  Selbständigkeit.  Der  gediente  Mann  repräsentiert  für 
das  Volksganze  einen  höheren  nationalökonomischen  Wert." 

Zweifellos  aber  stehen  der  Durchführung  eines  weiblichen  Dienst- 
jahres sehr  große  Schwierigkeiten  im  Wege.  Jedenfalls  müßte  alles 
Schablonenhafte  streng  vermieden  werden.  Dann  ist  gegen  das 
Dienstjahr  einzuwenden,  daß  bei  den  schon  ohnehin  schwierigen 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  nun  nicht  auch  noch  die  Frauen  ein 
Jahr  lang  dem  Beruf  bzw.  der  Berufsbildung  entzogen  werden  können. 
Noch  viel  wichtiger  erscheint  mir  aber  die  Kostenfrage,  die  in  den 
meisten  Ausführungen  über  das  Dienstjahr  erheblich  unterschätzt  wird. 
Man  betont  zwar,  daß  die  Durchführung  ohne  staatliche  Zuschüsse 
nicht  zu  lösen  ist,  jedoch  sei  die  Sache  so  wichtig,  daß  dafür  eben 
Mittel  flüssig  werden  müßten.  Zudem  werde  durch  eine  wirtschaft- 
liche Ertüchtigung  der  Frau  in  vielen  Fällen  der  Verarmung  vor- 
gebeugt werden,  und  die  hohen  Ausgaben,  die  jetzt  für  Armenpflege, 
Kinderfürsorge  usw.  gemacht  werden  müssen,  würden,  w^enn  auch 
nicht  beseitigt,  so  doch  erheblich  herabgesetzt.  Ferner  macht  Frau 
Gnauck-Kühne  den  Vorschlag,  daß  die  x\usbildung  zum  großen  Teil 
in  bereits  bestehenden  Anstalten,  z.  B.  an  Krankenhäusern,  Säuglings- 
heimen, Volksküchen  usw.  geschehen  könnte.  Jedoch  dürfte  sich  eine 
solche  \^erbindung  ohne  Störung  des  gesamten  Betriebes  dieser  An- 
stalten w^ohl  nicht  durchführen  lassen. 

Jedenfalls  ist  es  gerade  jetzt  bei  den  ungeheuren  Lasten,  die  das 
Reich  zu  tragen  hat,  außerordentlich  schwer,  die  nötigen  Mittel  für  die 
Durchführung  eines  solchen  Dienstjahres  bereit  zu  stellen,  und  es  ist 
zum  mindesten  zweifelhaft,  ob  das  Projekt  zur  Ausführung  kommt. 
Aber  selbst  dann,  wenn  eine  Verwirklichung  vorläufig  nicht  eintritt, 
dürfte  die  lebhafte  Erörterung  einer  besseren  hauswirtschaftlichen 
und  sozialen  Ausbildung  der  Frau  nicht  nutzlos  gewesen  sein,  sondern 
die  Sache  erheblich  gefördert  haben.    Und  es  steht  zu  hoffen,  daß  sich 


noch  sehr  viel  mehr  Mädchen  als  bisher  freiwillig  einer  gründlichen 
Ausbildung  in  den  hauswirtschaftlichen  und  sozialen  Frauenschulen 
unterziehen  werden.  Von  den  unteren  Klassen  kann  man  allerdings 
«ine  solche  freiwillige  Ausbildung  nicht  immer  erwarten,  aus  dem 
«infachen  Grunde,  weil  ihnen  eben  die  Mittel  dazu  fehlen.  Vielleicht 
könnte  man  hier  durch  die  Einführung  einer  allgemeinen  Pflicht-Fort- 
bildungsschule für  Mädchen  auch  das  Ziel  einer  besseren  hauswirt- 
schaftlichen Schulung  erreichen. 


Schluß. 


Es  gibt  noch  sehr  viele  Arbeitskräfte  in  der  Frauenwelt,  die  der 
Allgemeinheit  nützlich  gemacht  werden  könnten,  und  insbesondere  die 
Mitarbeit  in  der  öffentlichen  Armenpflege  bietet  eine  Gelegenheit  zu 
nützlicher  Betätigung,  auf  die  noch  viel  mehr  hingewiesen  werden 
müßte.  Die  Tätigkeit  der  Frau  in  der  öffentlichen  Armenfürsorge  soll 
aber  keineswegs  eine  Verdrängung  der  Privatwohltätigkeit,  die  ja 
größtenteils  in  Frauenhänden  ruht,  bedeuten ;  dieselbe  soll  ruhig  be- 
stehen bleiben  und  ist  sogar  als  Ergänzung  der  öffentlichen  Armen- 
pflege unentbehrlich.  Jedoch  ist  überall  ein  Anschluß  an  die  öffent- 
liche Armenpflege  sehr  erwünscht,  damit  eine  geordnete  Wechsel- 
w^irkung  zustande  kommt.  Die  öffentliche  Armenpflege  kann  nur  dann 
■eingreifen,  wenn  ein  bestimmter  Grad  der  Not  vorliegt  und  auch  da 
nur  das  zum  notdürftigen  Unterhalt  Erforderliche  gewähren.  Sache 
der  Privatwohltätigkeit  ist  es,  auch  mehr  zu  tun  und  nach  Maßgabe 
•der  vorhandenen  Mittel,  die  ihr  ja  vielfach  in  bedeutendem  Umfange 
zur  Verfügung  stehen,  über  das  Minimum  hinauszugehen,  was  bei 
solchen  Bedürftigen  angebracht  ist,  die  nach  ihrer  ganzen  Lebens- 
führung einer  besonderen  Wohltat  würdig  erscheinen  und  redlich 
bemüht  sind,  sich  emporzuarbeiten.  „Wenn  die  öffentliche  Armen- 
pflege also  etwa  einer  Witwe  so  viel  gibt,  als  für  Wohnung,  Kleidung 
und  dürftige  Nahrung  erforderlich  ist  —  und  diese  Beträge  sind  häufig 
genug  sehr  dürftig  bemessen  — ,  so  kann  doch  nichts  erwünschter  sein, 
als  daß  von  privater  Seite  etwas  geschieht,  um  die  Kinder  besser 
pflegen  zu  können,  ihnen  etwas  bessere  Kleidung  zu  gewähren,  und, 
wenn  ein  oder  das  andere  Kind  besonders  begabt  ist,  dasselbe  besser 
ausbilden  zu  lassen."*®) 

Die  Heranziehung  der  Frauen  zur  öffentlichen  Armenpflege 
bedeutet  aber  durchaus  keine  absolute  Verdrängung  der  Männer, 
sondern  sie  sollen  nur  dort  durch  Frauen  ersetzt  werden,  wo  diese 
zweckmäßiger  arbeiten.  Eine  richtige  Verteilung  der  Arbeit  zwischen 
Mann  und  Frau,  wie  sie  ja  auch  in  allen  gut  geleiteten  Familien  zu 
finden  ist,  die  richtige  Differenzierung,  damit  ein  jeder  die  Arbeit  ver- 
richte, zu  der  ihn  die  Natur  am  besten  befähigt,  liegt  naturgemäß  im 
Interesse  der  Armen  und  auch  der  Allgemeinheit.  Mit  dem  Anwachsen 
der  Aufgaben  der  öffentlichen  Armenpflege  mußten  sich  auch  den 
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Frauen  neue  Aufgaben  eröfYnen,  die  ihrer  Wesensart  entsprechen  und 
in  denen  sie  erfolgreich  wirken  können.  Dies  ist  geschehen;  die 
Frauen  sind  hinzugezogen  worden  und  über  ihre  Tätigkeit  bestehen 
nur  lobende  Urteile. 

Neben  der  Bedeutung  für  die  Hilfsbedürftigen  kommt  auch  die 
rückwirkende  Kraft  für  die  Helfenden  selbst  in  Betracht.  Damit 
erweitert  sich  die  Frage  der  weiblichen  Hilfstätigkeit  zur  Frauenfrage, 
einerseits  für  die  Frauen,  denen  es  an  einer  befriedigenden  Berufs- 
arbeit, einem  Lebensinhalt  fehlt,  andererseits  für  jene  Frauen,  denen 
der  Lebensunterhalt  fehlt  und  denen  die  soziale  Hilfstätigkeit  eine 
Erwerbsmöglichkeit  eröffnet.  Was  den  letzten  Punkt  angeht,  so  sei 
hier  gesagt,  daß  die  Zahl  der  besoldeten  Stellen  in  der  städtischen 
Armen-  und  Wohlfahrtspflege  noch  recht  beschränkt  ist,  allerdings  in 
den  letzten  Jahren  ständig  stieg,  und  daß  die  Besoldungsverhältnisse 
im  allgemeinen  nicht  sonderlich  günstig  sind,  was  bei  der  Besprechung 
der  einzelnen  Pflegetätigkeiten  näher  erwähnt  wurde.  Der  Grund 
ist  wohl  darin  zu  sehen,  daß  der  größte  Teil  der  besoldeten  Hilfskräfte 
keinerlei  Qualifikation  aufzuweisen  hat  und  sich  erst  allmählich  ein- 
arbeiten muß.  Seit  dem  Bestehen  der  sozialen  Frauenschulen  beginnt 
sich  hier  eine  Änderung  geltend  zu  machen,  indem  aus  denselben 
alljährlich  eine  ganze  Anzahl  von  vorgebildeten  Kräften  hervorgeht,, 
von  denen  man  eine  entsprechende  Arbeitsleistung  erwarten  kann  und 
die  daher  auch  bessere  Anstellungsbedingungen  fordern  dürfen.  Nach 
einer  Zusammenstellung  der  Zentralstelle  für  Gemeindeämter  der  Frau 
wurden  im  Jahre  1913  in  den  Stadtverwaltungen  des  ganzen  Deutschen 
Reiches  i  021  besoldete  weibliche  Hilfskräfte  neben  16  939  ehrenamt- 
lichen gezählt,  das  sind  5,68  %.  Dieser  Prozentsatz  ist  seitdem  auf 
etwa  7,5  %  gestiegen.  Davon  entfällt  der  größte  Teil  auf  die  Säug- 
lingspflege. Die  Heranziehung  von  besoldeten  Armenpflegerinnen,. 
Tuberkulose-  und  Trinkerfürsorgerinnen  ist  noch  nicht  sehr  stark. 

Gerade  die  sogenannte  soziale  Flilfsarbeit  bietet  vielen  Frauen  ein 
geeignetes  und  erwünschtes  Arbeitsfeld  und  trägt  in  ganz  besonderem 
Maße  die  Möglichkeit  in  sich,  den  Arbeitenden  Glück  und  Befriedigung 
zu  schaffen.  Alle  soziale  Arbeit  kann  niemals  mechanisch  und  seelen- 
los werden;  denn  ihre  Objekte  sind  immer  fühlende  Menschen,  die  ein 
Leben  haben  wie  wir,  Gedanken  und  Wünsche  wie  wir,  die  Freude 
und  Leid  empfinden  wie  wir  und  doch  lauter  verschiedene  Menschen 
und  Menschenschicksale,  manche  schlicht  und  anspruchslos,  andere 
voller  Tragik  und  Tiefe.  Das  Leben  aller  aber  wird  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  durch  das,  was  wir  ihnen  tun,  mitbestimmt  und 
beeinflußt.'*«') 
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So  dringend  es  auch  zu  wünsclien  ist,  daB  sicli  noch  viel  mehr 
Frauen  der  sozialen  Tlilfsarbeit  zur  Verfügung  stellen,  so  sei  hier  zum 
Schluß  noch  gesagt,  daß  durchaus  nicht  alle  dazu  geeignet  sind,  das 
verantwortungsvolle  und  gewiß  nicht  immer  dankbare  Amt  einer 
Armen-  oder  Wohlfahrtspflegerin  zu  üben.  Nicht  wer  in  einem 
anderen  Beruf  unbefriedigt  ist,  soll  seine  Zuflucht  zur  sozialen  Hilfs- 
tätigkeit nehmen,  sondern  nur,  wer  sich  innerlich  dazu  berufen  fühlt, 
anderen  wieder  aufzuhelfen.  Es  gehört  ein  gutes  Urteilsvermögen 
dazu,  um  die  Bedeutung  der  einzelnen  Fälle  richtig  einzuschätzen  und 
die  verschiedenen  Faktoren  der  Hilfsbedürftigkeit  richtig  abzuwägen, 
so  daß  die  einfachsten  und  wirksamsten  Mittel  zur  Abhilfe  oder  Vor- 
beugung gewählt  werden.  Immer  handelt  es  sich  dabei  um  Arbeit  an 
Menschen,  die  durch  körperliche  oder  geistige  Not  verhindert  sind, 
ganz  auf  eigenen  Füßen  zu  stehen.  Gerade  jetzt  im  Kriege  und  nach 
dem  Kriege  werden  außerordentlich  viele  Hilfskräfte  auf  den  ver- 
schiedensten Gebieten  der  Wohlfahrtspflege  und  sozialen  Hilfe 
gebraucht,  und  es  ist  zu  hoffen,  daß  sich  auch  weiterhin  recht 
viele  Frauen  zur  Übernahme  dieser  Ämter  bereiterklären.  Anderer- 
seits werden  jetzt  auch  viele  Frauen,  denen  der  Krieg  den  Mann 
genommen  und  somit  das  Familienleben  zerstört  hat,  sich  nach  einer 
lebenausfüllenden  Beschäftigung  umsehen,  sei  es  mit,  sei  es  ohne  Be- 
soldung. Und  soweit  sie  Neigung  zur  sozialen  Hilfsarbeit  haben, 
werden  sie  auf  diesem  Gebiete  nicht  nur  eine  nützliche^  sondern  auch 
eine  sie  sehr  befriedigende  Arbeit  finden. 
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Adolf:    Unser   Wirtschaftsleben   als    (legenstand   des  Uni- 
versitätsunterrichts.   Tübingen  19j6. 

Säuglingsschutz  durch  Staat,  Gemeinden  und  Private. 
1910. 

Zeitschrift  für  das  Armenwesen,    i.  bis  14.  Jahrgang. 
Zimmer,  F.:      Frauendienstpflicht.  I9i5. 

Zimmermann:  Der  deutsche  Verein  für  Armenpflege  und  Wohltätig- 
keit in  den  ersten  25  Jahren  seines  Bestehens.  1880  bis 
1905.  (In  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissen- 
schaft. 1906.) 


Stier-Somlo: 

S  t  u  e  r  t  z: 

Uhlhorn: 

Verhandlungen 

V^erhandlungen 

W  e  b  e  r 

W  e  b  e  r 
Weber 

\V  ü  r  t  z : 


Lebenslauf. 


Ich,  Hildegard  Radomski,  bin  am  9.  April  1893  in  Posen  als  Tochter 
des  Schulrats  Radomski  geboren,  katholisch  und  preußische  Staats- 
angehörige. 

Nach  Besuch  der  königlichen  I.uisenschule  in  Posen  bereitete  ich 
mich  privatim  auf  das  Abiturientenexamen  vor  und  bestand  dasselbe 
Ostern  1912  als  Extraneerin  am  Realgymnasium  zu  Bromberg.  Dann 
studierte  ich  an  den  Universitäten  Freiburg  i.  Br.  und  Breslau  Rechts- 
und Staatswissenschaften. 

Es  ist  mir  ein  Bedürfnis,  auch  an  dieser  Stelle  Herrn  Professor 
Dr.  Adolf  Weber  für  die  vielen  Anregungen  und  die  freundliche  Unter- 
stützung, die  ich  bei  der  Abfassung  dieser  Arbeit  gefunden  habe, 
meinen  Dank  auszusprechen. 


W.  Moeser  J^iuhdiiickerci,  l^>orlin  S  [4. 


